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65. Plenarsltzunr des La.ndtares Rheinland-Pfalz 
am 2L September 1954 

Die Sitzung wird um 9.35 Uhr durch den Präsidenten 
Wolters erö!!net. 

Prllafdent Wolters: 

Meine Damen und Herren! Die 65. Sitzung des Land
tages von Rheinland-Ptalz ist eröffnet. Beisitzer der 
heutigen Sitzung sind die Frau Abgeordnete Seppi und 
der Abgeordnete Drathen. Die Rednerllste führt Frau 
Abgeordnete Seppl. Entschuldigt infolge Erkrankung 
oder aus sonstigen Gründen sind die Abgeordneten 
Gänger, Vtllker, Fliesen, Frank und Hermans-Hilles
heim. 

Die Tagesordnung, wie sie Ihnen heute morgen vor
liegt, wurde gestern vom Ältestenrat aufgestellt. Wider
spruch gegen die Tagesordnung erhebt sich nicht, die 
Tagesordnung ist damit angenommen. 

Vor Elntritt in die Tagesordnung darf ich auf der 
Tribüne des Hauses als Gasthörer und als Gäste des 
Landtages begrüßen die Unterprima der Staatlichen 
Augusta-Victoria-Schule in Trier, dle Vereinigung kom
munaler Beamten und Angestellten des Landkreises 
Rockenh:msen und die Frauenarbeitsschule in Mainz. 

(Beifall des Hauses.) 

Der Herr Landwirtschaftsminister hat mir heute mor
gen ein Schreiben zugesandt. Ich bitte den Schriftfüh
rer, Herrn Abgeordnekn Drathen, das Schreiben zu 
verlesen. 

Abg, Drathen, Beisitzer: 

„Sehr geehrter Herr Präsident! Für die heutige Land
tagssitzung hatte ich beabsichtigt, einen Bericht über 
das Ergebnis der Ernteschäden 1954 im Lande Rhein
land-Pfalz Zl.t erstatten. 

Da die Ernteschäden in ihrem gesamten Ausmaß 
trotz eingehender Erhebung durch die Landwirtschafts
schulen nlcht restlos erfaßt werden konnten, weil. In 
den hiesigen Gebieten auch heute noch verhältnismäßig 
viel Getreide auf Stiegen oder auf dem Halm steht, 
und noch nicht 'zu erkennen ist, wie die Witterungsver
hältnisse in den nächsten 14 Tagen sein werden, da 
weiterhin alle Parteien des Deutschen Bundestages am 
17. September 1954. den Antrag betreffend Maßnahmen 
zur Milderung der Ernte- und Hochwasserschäden des 
Jahres 19M eingebracht haben und in der Zelt vom 
30. September bis 2. Oktober 1954 die Landwirtschaft8-
min!ster der Länder sich mit dem Bundeslandwirt
schaftsminister in München über das Ausmaß der Wit
terungsschäden endgültig beraten werden, habe ich 
:m.fch dazu entschlossen, die vorgesehene Berichterstat
tung heute nicht vOrz\.lllehmen. Ich behalte mir vor, das 
Hohe Haus gelegentlich seiner nächsten Sitzung zu un
terrichten. Hochachtungsvoll Sbübinger, Staatsminister." 

l'rlaldcnt Woltera: 

Meine Damen und Herren! Wir treten nunmehr in 
die Beratung ein. 

Ich rufe auf Punkt 1 der Tagesordnung: 
Zweite und dritte Beratung eines Urantrages des 
Abscordneten Wetzei u. a. betreffend Landesge
setz zur Änderung des Artikels 50 der Verfaasung 

- Drucksache II/300 -

· ·Das Wort hat zunächst der Herr Abgeordnete Wetzel 
von der CDU. 

' ' 

Abg. w~tzel: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Bereits 
am 9. September 1952 haben sieben weitere Kollegen 
und ich den lhnen vorliegenden Antrag II/390 einge
bracht. In der ersten Beratung wurde der Antrag da
mals überwiesen, und er sol,lte in Verbindung mit der 
Verabschiedung des neuen Selbstverwaltungsgesetzes 
seine Erledigung finden. 

Sie wissen, bereits in den Vorberatungen des Ent
wurfs zum Selbstverwaltungsgesetz - der als Punkt 2 
der Tagesordnung erscheint - wurde eingehend klarge
stellt, daß man im Selbstverwaltungsgesetz verankern 
wolle, die Urwahl der Bürgermeister in Gemeinden 
bis zu 3000 Einwohnern wieder durchzuführen. Um 
dieser Bestimmung zur Geltung zu verhelfen, ist es 
aber notwendig, daß eine Verfassungsänderung vor
genommen wird, und zwar in der Fol'm, wie sie in dem 
Antrag IU390 vorliegt. 

Die Bevölkerung von Rheinhessen - ich möchte sagen, 
in ihrer ü0berwältigenden Mehrheit - wartet mit größ
tem Interesse und mit größter Spannung auf die Ver
wirklichung des ihr durch das rute Selbstverwaltungs
gesetz entz.ogenen Rechtes, die Urwahl ihrer Bürger
meister wieeer durchführen zu können. 

(Abg. Hertel: Wie ist denn diese Mehrheit fest
gestellt worden?) 

Ich darf das damit begründen, daß auch in den Ver
sammlungen der Bürgermeister und der Gemeindepar
lamente im Lande Rheinland-Pfalz - sprich Rheinhessen 
- in den letzten Jahren bereits eifrig darüber debattiert 
wurde und daß man ohne Rücksicht auf die politische 
Einste!lung dieser Vertreter immer wieder von Rhein
hessen aus forderte, daß das Recht den Bürgern wieder 
gegeben werden müsse. 

(Abg. Jakob Dlel: Sehr richtig!) 

Auf Grund der Tatsache, die ich hier kurz sk izziert 
habe, um die Zeit nicht unnötig wezzunehmen, bean
trage Ich ruunentliche Abstimmung zu diesem gestellten 
Antrag. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident Wolters: 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Schmidt von der 
Fraktion der SPD. · 

Abg. Schmidt: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der An
trag des Herrn Kollegen Wetzel auf namentliche Ab
stimmung über diese Frage ist mit besonderem Beifall 
von der Mehrheit dieses Hauses begrüßt worden. Ich 
möchte dazu sagen, daß wir die namentliche Abstim
mung natürlich nicht scheuen; denn sie gibt auch für 
diejenigen, dl~ eine 3r.dere Auffassung haben, einen 
namentlichen Anhaltspunkt für die Entscheidung, die 
heute hier getroffen wird. 

Herr Kollege Wetzel, ich will nicht auf die Grund
satzfrage eingehen, ich habe das voriges Mal getan. Die 
Angelegenheit ist aber doch mindestens umstritten. Sie 
dürfte auch in Rheinhessen umstritten sein. Daß man 
.!>ich auch auf selten der Regierungsmehrheit über die 
Problematik nicht klar ist, wurde durch einen Vorgang 
im Haupb.usschuß erwiesen. Ich nahm mir im Haupt
ausschuß als Vertreter unserer Fraktion die Freiheit, 
eine sogenannte Fangfrage zu stellen, nämlich die 
Frage, ob vielleicht die Koalitionsparteien bereit seien, 
auch in Gemeinden mit mehr als 3000 Einwohnern die 
Direktwahl der Bürgermeister zuzugestehen. 

'' '" 'l'';;!:ii. :;j.1o1u ;.u UP. 
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Es war mir außerordentlich interessant, daß Herr 
Kollege Lotz sofort antwortete, daß man seitens der 
FDP nicllt bereit sei, einer Direktwahl der Bürger
meister bei Gemeinden über 3000 Einwohner zu.zustim
men. Er führte als Begründung an, man wolle erst 
einmal in den Gemeinden unter 3000 Einwohnern die 
Direktwahl auf der ganzen Landesebene ausprobieren. 
Nun, meine Damen und Herren, für Probierzwecke ma
chen wir hier keine Gesetze! 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Wir machen hier Gesetze nach Grundsätzen. Wir 
Sozialdemokraten sind der Meinung, <.laß auch in den 
Gemeinden unter 3000 Einwohnern der Bürgermeister 
nur dann gut walten und wirken kann, wenn er mit 
seiner Gemeindevertretung eine 5u.te 1\[öglichk:eit zur 
Zusammenarbeit hat. Die kann er nur haben, wenn er 
in erster Linie das Vertrauen der Vertretung, minde
stens der Mehrheit d€r Vertretung, genießt, die ihn 
wählt. 

(Abg. Jakob Diel: Die kann er jeden Tag verlieren!) 

- Natürlich kann er sie verlieren, aber der andere, der 
in der Direktwahl gewählt wird, kann unter Umstän
den das Vertrauen überhaupt nicht einen Tag la.ng be
sitzen, Herr Kollege; denn wir wissen, daß gerade in 
kleinen Gemeinden Einflüsse geltend sind, die oftmals 
mit kommunalen Überlegungen nicht das .geringste zu „ 
tun haben. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

Solche Einflüsse werden geföroert, wenn wir durch 
Gesetz den kleinen Gemeinden die Möglichkeit eröff
nen, daß nicht der vom Gemeinderat als sachlich quaH
:ffaiert Ausgewählte Bürgermeister wird, sondern der
jenige, r:ler durch Interessentengruppen gefördert wird 
oder derjenige, der in einer kleinen Gemeinde voruber
gehend mit Erfolg d~s größte Wort führen kann. Ge
rade aus Besorgnis um eine gute kommunale Arbeit 
euch in keinen Gemeinden warnen wir vor dem Ver
such, die Gemeindeführung von solchen Zufälligkeiten 
abhängig zu machen, wie d~s bei Durchsetzung Ihres 
Vorschlages in der Masse der kleinen Gemeinden sicher
lich ~erade in der heutigen Zeit gegeben sein dürfte. 

Wir Sozialdemokraten glauben, daß die kommunal
politische Arbeit der Pflege der politischen Parteien 
bedarf, und die Pflege der kommunalen Arbeit durch 
die politischen Parteien - nicht als Vorbilder, sondern 
:;i ls Förderer für eine gesunde Kommunalpolitik - sett:t 
vorai1s, daß wir auch in den kleinen Gemeinden die 
Yvahl der Bürgermeister nicht solchen Zufälligkeiten 
wie Stimmungsmomenten, Interessentengruppen un<i 
dergleichen überlassen, sondern daß wir den Versuch 
machen, in den kleinen Gemeinden zu einem echten 
kommunalpolitischen Leben zu kommen. Ein echtes 
kommunalpolit1sches Leben set zt Klarheit über Grund
sätze voraus und nicht Entscheidungen nach Verspre
c·hungen. Aus . diesem G1~ünc1 1ehnen wir Sozialdemo
kraten Ihren Antrag ab. 

{Beifall bei der SPD .) 

Präsident Wolters: 

D<>.s Wort hat der Herr Abgeoronete Lotz von der 
Freien Demokratischen Partei. 

Abg. Lotz: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der Herr 
Kolle~e Schmidt hat mich aufs Podium gerufen mit 
dem Wort „Fangfrage". Nun ist es interessant, wenn 
man den Sitzungen des Havptausschusses beigewohnt 
hat; denn dann hat man den Eindruck, daß sich nicht 

nur die Regierungsparteien durch diese Fangfrage ha
ben verleiten lassen, sondern vor allem und viel mehr 
die Angenöri,gert der SPD durch diese Fangfrage ver
anlaßt worden sind, sich sehr ernsthaft mit diesem 
Problem zu befa.ssen. 

(Abg. Schmidt: Der Herr Kollege Hartmann 
h'.\t es besser verstanden!) 

- Entschuldigen Sie einen Augenblick! Als in der Zei
tung eine Notiz erschien, eaß ein übereifriger Abge
ordneter einem Spaß - nicht als Fangfrage -

(Abg. Jakob Diel: Hört, hört!) 

aufgesessen sei, habe ich einem Ihrer Freunde im 
Hauptausschuß gesagt, es sei komisch, da.ß wir einen 
Spaßmacher im Hauptausschuß hättE'n. Ich hätte den 
Eindruck gehabt, daß diese Sache kein Spaß gewesen 
sei. Wfr haben in der fraglichen Sitzung über die Ver
längerung der Amtsz.eit der Bürgermeister - man kann 
auch in Klammern dahinter setzen: Oberbürgermeister 
- gesproeh~n, und aus dieser Diskussion ist dann doch 
die andere Erörterung erwachsen. Mit Ihnen, meine 
Herren Kollegen Roth und Beckenbach, habe ich mich 
hinterher noch unterhalten, um Sie - wenn man jetzt 
so sa.gen darf - ebenfalls zu fangen. 

(Heiterkeit bei der SPD.) 

- Sfe ·haben sicll gefangen! Der Herr Kollege Roth hat 
mir sehr ernsthaft auseinandergesetzt - ich weiß nicht 
aus welcher Taktik heraus, aber vielleicht kann man 
jetzt, na<:hdem c:Las Wort gefallen ist, es so ansehen -, 
daß man die Nidltverlängerung der Amtszeit reparieren 
wolle, indem man sage: dann wollen wir für Bürger
meister und· Oberl>ürgermeister die Urwahl. 

D iese Dinge muß man sich einmal durch den Kopf 
gehen lassen, Herr Kollege Schmidt. Ich gliaube, es ist 
von Ihnen etwas falsch. angeklungen. Vielleicht kom
men wir .bei Beratung des .Selbstverwaltungsgesetzes 
noch einmal mit aller Deutlichkeit darauf zurück, und 
dann wird sich zeigen, daß Sie sich au! dem Holzwege 
befunden haben. Jedenfalls ist von Ihren Kollegen im 
Hauptausschuß sehr ernsthaft dal'über diskutiert wor· 
den. Ich darf auf das eingehen, was von Ihren Kolle
gen als Beispiel gebracht worden ist. Ihre Herren Kol
legen haben ges3gt, bitte schauen Sie über den Zaun, 
in anderen Länder n haben die Urwahlen keine Schwie
rigkeiten gebracht. Man kann also auch 711.1 Ihren Aus
führungen, Herr Kollege Schmidt, sagen, daß die hier 
vorgebrachten Schwierigkeiten dort nicht existieren. 

Ich verstehe Sie nicht - das habe ich Ihnen im Haupt
ausschuß -offen gesagt -, wenn Sie auf der einen Seite 
sagen, bei Gemeinden bi» zu 3000 Einwohnern k önnte 
der größte Schreier Bürgermeister werden, unid auf de1· 
anderen Seite Kollegen von Ihn':!n sich mit allem Ern>'t 
dafür einsetzen. die Urwahl auch auf die Oberbürger
meister und die größeren Gemeinden auszudehnen. 

Deshalb at1ch unsere Einstellung, daß in den Ge
meinden biS' zu 3000 Einwohnern die Bürger immerhin 
noch die .Möglichkeit haben, eine Person zu kennen, 
sich ein Bild von ihr zu machen und zu sagen: der 
Mann ist fähig, Bürgermei$ter unserer Gemeinde zu 
sein. 

(Abg. Diel: Sehr richtig!) 

Im Augenblidt muß ich sagen, daß das bei einer gro
ßen Stadt nicht möglich ist. Die Bürger können den 
Mann nicht so überschauen. Dort ist die Möglichkeit -
das h abe ich Ihnen, Herr Kollege Schmidt, im Haupt
ausschuß mit aller Deutlichkeit. gesagt -, daß ~in 
Schreier Oberbürgermeister oder Bürgermeister wird, 
eher gegeben als in den kleinen Gemeinden. 

(Abg. König: Dann müssen Sie doch dafür sein!) 
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Dieser Meinung bin ich auch noch heute. Es ließen 
sich noch viele andere Gründe hier anführen. Ich 
gÜlube, das hat aber keinen Zweck, zumal sich die 
Fronten schon gebildet haben. Ich trete für meine Per
son - das tut auch unsere Fraktion· - nacll wie vor für 
die Urwahl in den Gemeinden bis zu 3000 Einwohnern 
ein. 

(Beifall bei der FDP.) 

Präsident Wolten: 

Nun hat der Herr Abgeordnete Jakob Demmerle von 
der Fraktion der CDU das Wort. 

Abg. Dcmmerle: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Es dürfte 
nicht unbekannt sein, Herr Kollege Schmidt, daß ich 
schon seit Jahren ein Verfechter der Urwahl der Bür
germeister in den Gemeinden bin. 

(Abg. Herlel: Wir bestätigen das! - Abg. Kuraner: 
Das ist Iür uns kein Argument!) 

- Das ist richtig! Ich werde mit den Ar.gumenten kom
men. Betrachtet man sich das Gemeindeleben in den 
Dörfern, dann findet man bei allen Parteien, aucll bei 
den Sozialdemokraten, den Gedanken· der Urwahl des 
Bürgermeisters. 

(Abg. Lotz: Hört, hört!) 

Ich habe erst vor einigen Tagen mit einem Sozialdemo
kraten gesprochen, der eigentlich böse darüber ist, daß 
seine Fraktion die Urwahl ablehnt. Es ist aber nicht 
ein einzelner. 

(Abg. Hertel: Es meint jeder, er würde gewählt!) 

- Nein, er ist zur Zelt Bürgermeister. Aber das tut jetzt 
nichts zur Sache. 

(Heiterkeit im Hause.) 

Der Herr Kollege Schmidt hat davon gesprocllen, daß 
bei der Urwahl der Bürgermeister durch eine Clique 
oder einen Klüngel ein Bürgermeister gewählt wet·den 
könnte. Sind wir einmal ehrlich: Wenn die Parteien die 
Bürgermeister stellen, dann ist es aucll eine Clique 
oder ein Klüngel, gleich welche Partei. 

(Lebhafte Heiterkeit im Hause.) 

Auch die kann bestimmen. Es ist schon o!t pasi;fert, 
daß eih Unfähiger gewählt wurde. 

(Abg. Hertel: Bei der CDU nicht!) 

- Das ist kein Argument! Man sollte es in den Gemein
den bis :l:U 3000 Einwohnern den .Mitbürgern - sie ken
nen ihre Leute meist von der Geburt an - überlassen, 
sich ihren Bürgermeister herauszusuchen. Sie werden 
den Mann wählen, den sie wollen. Stellt eine Gemeinde 
mit Mehrheit einen Mann heraus, der ein Versager 
ist, dann kann sie niemandem einen Vorwurf daraus 
machen. 

M~n kann es nicht so darstellen, Herr Kollege Schmidt, 
wie Sle es getan haben. Als bei uns noch die bayrische 
Verfassung galt, war ich schon Bürgermeister. Wir 
kannten nichts anderes als eine Urwahl. Sie hat sich 
bewährt. Warum sollen ausgerechnet in den Dörfern 
ge>ll'isse Klüngel, auch wenn sie politische Parteien sind, 
Ihren Bürgermeister bestimmen? Ich glaube es nicht, 
daß sie eine bessere Auswahl treffen als das gesamte 
Volk. 

Ich möchte Sie bitten, die Dinge auch von der ande
ren Seite zu sehen. Das Volk auf den Dörfern möchte 

in dieser Hinsicht seine Freiheit haben, sich den Mann 
zu wählen, den es haben will. Das kann nicht durch 
politische Klüngel geschehen. 

(Lebhafter Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Prllsldent Wolters: 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Scllmidt von der 
Fraktion der SPD. 

Abg. Schmidt: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Zunächst 
eine Bemerkung für den Herrn Kollegen Lotz. Es ist 
natürlich, daß auch in der Sozialdemokrnti.schen Partei 
über diese Frage dü;kutiel·t wird. Ich gebe soga1· offen 
zu, daß über diese Angelegenheit Meinungsverschierlen
heiten bestehen. Es gibt durchaus Leute, die der Mei
nung si.nd, man könnte es auch anders machen, nur mit 
dem Unterschied, daß unsere Leute den Mut haben, 
dieser Meinung Ausdruck zu geben, während das bei 
Ihnen nicht der Fall ist. 

(Beifall bei der SPD. - Ironische Heiterkeit bei 
den Regierungsparteien. - Abg. Diel: Heute ver
treten Sie eine schlechte Sache! - Abg. Weis: Das 

wird sich herausstellen!) 

Herr Kollege Lotz! Die Sozialdemokratische Pa1·tei ist 
gE:wohnt, ihre Dinge untereinander und auch in der 
Offentlicllkeit frei und offen zu diskutieren. Sie ist 
nicht in dem Umfange fremdbestimmt, wie wir fias sei-
1ens Ihrer Partei in den letzten Monaten immer wieder 
erlebt haben. 

Eine ernstere Bemerkung zu der Erklärung des Herrn 
Kollegen Demmerle. Sie haben Glück, Herr Kollege 
Demmerle, daß Sie nicht Mitglied unserer Partei sind. 

, (Heiterkeit bei den Regierungsparteien. - Abg. 
Di·. Boden: Wh- geben ihn gar nlcht ab!) 

Wir würden gegen Sie wegen Entehrung der politi
schen Parteien wahrscheinlich eine Untersuchung füh
ren. 

(Hört-Hört-Rufe bei den Regierungsparteien. -
Abg. Hertel: Dafür würde ein Ausschuß einge
setzt! - Abg. Lotz: Er hat die Wahrheit gc·sagt!) 

- Daß ausgerechnet der Herr Kollege Diel hierbei am 
lautesten „hfüt, hört" ruft, ist für uns nur erkläl"lich 
aus seinem G€samtverhalten zu bestimmt~n politischen 
und damit auch zu bestimmten Vorgängen, die im 
Selbstverwaltungsgesetz erörtert wurden. 

(Abg. Hertel: Und o.us unseren Erfahrungen!) 

Herr Kollege Demmerle! Sich hierhin zu slellen und 
die politischen Parteien als Cliquen zu erklären 

(Abg. Korbach: Das hat e1· nicht vertragen! -
Heiterkeit bei der CDU.) 

·· Entschuldigen Sie, der Abgeordnete, der sich hierhin 
stellt, muß seine Worte wägen können. Er darf kein 
Wort prägen, das morgen draußen im Lande gegen 
unsere gesamte politische Arbeit verwertet wird. 

(Beifall bei der SPD.) 

Ich bin überzeugt, das Wort von den politischen Par
teien als Cliquen, hier ausgesprocilen von einem Ange
hörigen einer politischen Partei, wird bEi den fanati
schen Gegnern der Demokratie seine Runde macllen. 
Deshalb trete ich diesem Wort mit allem Ernst und 
Nachdruck entgegen. Die politischen Parteien sind 
keine Cliquen, 

(Abg. Markschef!el: Es sind die Träger!) 
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sondern es sind Organisationen von Menschen, die sich 
zusammenfinden, um in gemeinsamer Überlegufi.g zu 
prüfen, was zum Wohle unseres Volkes geschehen kann. 

(Beifall bei der SPD.) 

Das gilt ::.>.uch für die Frage, die Sie, Herr Kol'lege 
Demmerle, :::mgesprochen haben. Für uns ist die Ange
legenheit keine Sache der Spaßmacherei. Diese Frage 
geht bei uns an die Grundsätze kommunaler Politik 
heran. 

kh möchte nochmals mit aller Eindeutigkeit sagen, 
daß wir besorgt sind um den Zusammenhalt in dien 
kleinen Gemeinden. Herr Kollege Demmerle, schließ-
lich sind die zu wählenden Gemeindevertreter auch 
Vertl'eter im Namen und in Vollmacht ihl'er Wähler. Be
reits bei den Vertreterwahlen kommt ja die Willens
bildung der Gemeinde zum Ausdruck. Wenn sie zum 
Au;;d.ruck kommt, dann ist es durdl.aus logisch, daß sie ; 
fort~esetzt wird bei der Bürgermeisterwahl durch die .l. 
Körperschaft der Gemeindevertreter. 

Es ist kein Widerspruch. Ein Widerspruch ist es ni).clt 
nnserer Mehrheitsauffassung nur, wenn in.1 Gegensatz 
zu der Willensbildung, wie ·sie bei der Vertreterwahl 
zum Ausdruck kommt, dann nebenher eine andere Wil
lensbildung erfolgt, die nicht sachlich, sondern h,-Och
s1eos nur noch persönlich oder interessentenmäßig be
gründet sein lrnnn. Sehen Sie <loch bitte einmal die 
Fr~ge von diesem Gesichtspunkt aus. Im übrigen be
weist der Streit hier nur. daß Rheinland-Pfalz trotz 
aller Artikel in der „S taats-Zeitung" kein homogenes 
Land wird; denn. meine -Damen und Herren, w ir im 
Norden kennen ja bi!.her nur das System, das wir ver
treten, und in unseren Kommunalkonferenzen ist di~s~ 
Frage höchstens nur einmal hier und da am Rande 
gestreift worden. Und unsere Vertreter von oben, mit 
clenen ich ja politisch am meisten zu tun habe, decken 
durchaus die Auffassung, die die sozialdemokratische 
Fraktion vertritt. Wenn man Ihrerseits - besonders sei
tens der FDP - sich klar darüber ist, daß die Verwirk
lichung dieses Gedankens in großen Stä<it~n bedenkiich , l 
wäre, dann h".lten wir an diesen Bedenken auch für d ie 1 
kleinen Gebilde fest. 

(Beifall bei der SPD.) 

Pr'.isident Wolters: 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Jakob Demmerle 
von der CDU. 

Abg. Demmerle (Jakob): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Es ist 
m11· vom Herrn Kollegen Schmidt soeben etwas unter
stellt worden - darüber w-0llen wir uns klar sein -

(Zuruf der SPD: Steht im Protokoll!) 

- -Oas kann :ruhig kommen, das Protokoll! - Es ist !'!'Jr 
etwas unterstellt worden, -was nicht ·am Platze ist, Herr 
Kollege, darüber sind wir uns klar; <lenn ich hätte 
auch etw<\S längere Arusführungen machen können. Ich 
wollte das aber schnell abmachen, und ich wurde auch 
überall ganz gut verstanden. 

(Leichte Unruhe und Zurufe bei der SPD.) 

Sie haben sagen wollen, es kann sich in einem Dorf 
bei der Djrektwahl des Bürgermeisters ein Klüngel von 
40 oder 50 ~uten zusammentun, die machen eine ent
sprechende Propaganda und' heben dann diesen Mann, 
den sie haben wollen, auf den Sitz des Bürgermeisters. 
Das wollten Sie doch damit sagen! 

(Abg. Schmidt: Natürlich!) 

! 

Was Sie noch eigentlich sagen wollten, das brauche 
ich jet-zt nicht zu erwähnen, ich könnte es auch. Im 
gewissen Sinne haben Sie recht. 

Aber nun etwas anderes. Ich habe nic-ht gesagt: Die 
politischen Parteien sind Klüngel oder Cliquen, son
dern ich habe gesagt - ich glaube sogar, wörtlich -: 
Könnte man nicht sagen, auch hier kann sich ein Klün
gel bilden. 

<Lel:>hafte Protes trufe bei der SPD.) 

- Das- tut auch jetzt nichts zur Sache. Jedenfalls wollen 
wrr_.~eine Wortklaube~l treiben. 

(Abg. Sclultl<i.t: Sie machen also einen Rückzug!) 

~ Ne!n!'D::1s ist kein Rückzug, sondern die Wahrheit is t, 
daß at1ch 'eine politische Partei - gleichgültig, welchen 
Nnnten sfe· hat - den Mann bestimmt, un<l zwar, daß 
sie ihn nicht nur bestimmen kann, sondern daß sie 
fün· bestim'i'l'lt; nnd innerhalb der Partei - seien wir 
wiede'I"eh'rl'!ch - ist in jeder Gemeinde, in jeder Stadt, 
au<h wieder. ein gewisser Prozentsatz eigentlich aus·
sdllagg:~bend und maßgebend. Sehen wir doch die Dinge 
so,. wie s{e . sind. Deshalb brauche ich die politisch~n 

Parteien nicht herabzuwürdigen, - im Gegenteil, ich 
gehöi:e„ja .selbs.t„einer Partei an, und ich weiß, was die 
Parteien geleistet haben und was sie zu leisten haben. 
Aber b.ie.r dreht es sich wn Dörfer unter 3000 Einwoh
nern, in denen die Menschen frei wählen wollen - wol
len. jawohl! .-. und es dreht sich darum, daß wir dafür 
sor.gen, daß diesen Menschen diese Freiheit gegeben 
wird. den Mann zu wählen, den sie - über die Parteien 
hinw:eg„.-,„wählen wollen. Stelien Sie sich vor, in einer 
Gemeinde sind drei l?arteieo vertreten oder meinet
wegen vier, und der Bü:rge1·melster wird in der Urwa?ll 
direkt gewählt. Dann werden Sie es erleben, daß das 
Volk von sieb aus, über die Pai'Le.ien hinweg, a:us der 
Ma$$e sicll den Mann herausholt. Um das geht es, und 
um son~t gar nichts. Wie die Entscheidung fällt, weiß 
ich nicht • . aller i,ch kann sie nicht ändern. Aber ich sage 
Ihnen, daß das V<>lk. das will. 

J~. Y-'~~~r~<?,~"" e~ ist eine Selbstverständlichkeit, daß 
ich die ParteiE'n nicl\t verunglimpfen will. Es wäre doch 
nicht gut denkbar, daß ich die Parteien als 1.lnwürdig 
bezeichnen würde, wenn ich selbst Mitglied einer Par
tei bin. Ich glaube, Herr Kollege Schmidt, Sie haben 
hier etwas aufgezogen, was praktisch hätte nic:ht erör
tert zu werden brauehen. darüber sind wir uns alle 
klar. '.Jedenfalls ist Thre Auslegung in der Art, wie Sie 
ins Extreme ge_gangen sind, falsch. 

(Beifall bei der CDU.) 

Pl'äSi<lent Walters: 

Meine Damen und Herren! Die Angelegenheit ist da
mit abgeschloss€n. J.ch schlage dem P.....ause v-0r, zunächst 
die zweite Abstimmung durchzuführen und dann in 
dritter 13er<?'.tung die namentliche Abstimmung vorzu
nehmen. Das Haus ist mit diesem Vorschlag einver
standen. 

Ich rufe auf den § 1 und den § 2, Einleitung und 
Überschrift. Wer dem Gesetzentwurf in zweiter Be
ratung seine Zustimmung geben will, den bitte ich um 
das Handzeichen. - Die Gegenprobe! - Stimmenthal
tung! - Das Gesetz ist zwar mit Mehrheit, aber nicht 
mit verßl\ssung~ndernder Mehrheit angenommen wor
den. 

Wir treten in die dritte Beratnng ein. - Der Abge
crdnete Wetzel hat das Wort. 
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Abg. Wet:tel: 
In der Drucksache II/390 steht; „Dieses Gesetz tritt 

mit Wkkung vom .......... 1952 in Kraft", der Tag 
Ist also nicht eingesetzt. Ich bitte, einzusetzen: „1. Ok
tober 1954." 

Prlisfdeni Wolters: 
Meine Damen und Herren! Ich bitte, die Berichtie:ung 

in der Drucksache II/390 im Sinne des Antragstellers 
vorzunehmen. 

Ich lasse über den berichtigten Antrag nunmehr in 
drltter Beratung abstirrunen. Ich rufe auf die §§ 1 
und 2, Einleitung und Überschrift. Wortmeldungen 
liegen nicht vor, ich schHeße die Besprechung. Wir 
kommen zur namentlichen Abstimmung. Ich bitte, im 
Hause durchzusagen, daß die namentliche Abstimmung 
be~innt. Wer: dem Antrag zustimmt, den bitte ich, die 
Ja-Karte einzuwerfen, wer ihn ablehnt, die Nein-Karte; 
wer sich enthält, die Enthaltungskarte. Die Abstim
mung beginnt. 
(Die Beisitzer sammeln die Abstfmmungskarten ein.) 
Meine Damen und Herren! Ich frage, ob alle Abge

ordneten von ihrem Abstimmungsrecht Gebrauch ge
macht haben. Wenn nicht, bitte ich. das :zu melden. -
Es meldet sich niemand. Die Abstimmung ist ge
schlossen. 

Meine Damen und Herren! Ich dar! das Abstim
mungsergebnis beka:antgeben. Für das Gesetz stimm
ten 52 Abgeordnete, gegen das Gesetz stimmten 38 Ab
geordnete, 3 Abgeordnete haben sich der Stimme ent
halten. Die verfassungsändernde Mehrheit ist nicht 
errelcht, das Gesetz ist damit abgelehnt. (Siehe Anlage 
aur Seite 2201.) 

1'„1:etne Damen und Herren! Wir korruuen nw.,mehr 
zum Punkt 2 unserer Tagesordnung: 

Landesgesetz zur Xnderung und Neufassung des 
Selbstverwaltungsgesetzes ffir Rheinland-Pfalz 
- Drucksache IV39 l/7131732/87!?./88 l/882/883/S84/ 

886/8871888/902 -
Bevor ich dem Berichterstatter, Herrn Abgeordneten 

Schmiat, das Wort erteile, darf ich noch folgendes fest
stellen. In Punkt 1 der heutigen Tagesordnung hat das 
Landesgesefa zur Änderung des Artikels 5{) der Ver
fassung nicht die notwendige verfassungsändernde 
Mehrheit gefunden. Daraus ergeben sich filr das Selbst
verwaltungsgesetz einige .Änderungen. Es müssen weg
fallen der § 44 Absatz 2', der § 62, in § 63 Ziffer 3 und 
das Wort „hauptamtlich" in § 132.. Ich darf um Ihr Ein
verständnis bitten, daß das Landtagsbüro die sich aus 
diesem Wegfall ergebenden redaktionellen Änderungen 
durch!ülu't, wenn das Haus dem Gesetz :zustimmt, also 
Neunumerierung dex· Pai;agraphen usw. Ich nehme an, 
daß Sie mit der vorgeschlagenen Regelung einver
standen sind. Widerspruch dagegen erhebt sich nicht, 
ich stelle das ausdrilcklich fest. 

Ich erteile nunmehr dem Berichterstatter des Haupt
ausschusses, Herrn Abgeordneten Schmidt, das Wort zu 
seiner Berichterstattung. 

Abg. Schmidt: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der 

Hauptausschuß hat sich gemäß dem durch das Pada
ment erteilten AuCtrag in vier weiteren Arbeitssitzun
gen - man dar! hier schon sagen: Arbeitssitzungen! -
mit der Vorlage erneut beschäftigt und ist dabei in 
einigen Fragen zu Änderungen gekommen. Ich dar! 
hier die Änderungen nur insoweit ansprechen - und 
auch die Er·örterungen, die sich ergaben -, als sie von 
grundsätzlicher Bedeutung waren. 

In Anwesenheit des Herrn Innenministers wurden 
der Abschnitt I und die zum Gesetzentwurf ergangenen 
Eingaben des Städtetages und des Landkreistages so
wie des Gemeindetages ausgiebig erörtert. Der Haupt
ausschuß hat die Eingaben der genannten. kommunal
politischen Verbünde, soweit sie nicht durch grundsät:r.
Hche Bedenken überdeckt waren, geprüft, und er hat 
eine Reihe von technischen Vorschlägen der Verbände 
in den neuen Formulierungen gewürdigt. kh darf - da 
wir heute vermutlich die letzte Lesung haben - im 
übrigen sagen, daß die Eingaben der Verbände wäh
rend der ganzen Beratungen in vollem Umfange her
angezogen wurden und daß der Hauptausschuß für. 
diese Mitarbeit der Verbände immer dankbar ist. Aber 
sofern kommunalpolitische Entsc.:heidungen zu treffen 
waren, können diese kommunalpolitischcn Entschei
dungen nicht von Verbänden getroffen werden, son
dern da muß das Parlament entsprechend seiner kom
munalpolitischen Auffas.;ung entscheiden. Ich stelle dies 
fest, um einem eventuellen Einwand zu begegnen, daß 
der Hauptausschuß in seinen Beratungen sich nicht ge
nügend mit den vorgetragenen Wünschen und Vorstel
lungen der interessierten Organisationen beschäftigt 
habe. 

Nunmehr zum einzelnen. In Abschnitt I über Grund
lagen der Gemeinden wurde im Hauptausschuß noch 
einmal das Problem der Kreisfrniheit der Städte über 
20 000 Einwohner angesprochen~ in Verbindung damit 
ein Vorschlag, Städte über 20 000 Einwohner, sofern 
sie nicht kreisfrei sind und nach diesem Gesetz nicht 
kreisfrei gemacht werden können, der kommunalpoliti
schen Aufsicht des Regierungspräsidenten zu unterstel
len. Der Hauptausschuß hat nach eingehender Erörte
rung des Für und Wider geglaubt, au! einen Vorscl!.lag 
im Sinne einer Ededigung der Angelegenheit dahin
gehend, daß diese Städte der Dienstaufsich.t des Regie
rungspräsidenten unterstellt wel'den sollten, nicht bei
treten zu können. Es bleibt also bei der Fassung, wie 
sie In der zweiten Beratung dem Hause vorgelegen hat. 

Sodann wurden in § 23 einige Änderungen bezüglich 
der Firmierung der Verwaltung vorgesehen. Es heißt 
nicht mehr „Gemeindebehörde", sondern „Gi!'meinde
verwaltung". Der Begriff „Gemeindevorstand" ist jetzt 
klar in diese Verwaltungsorganisation hineingebracht 
worden. 

In § 25, wo die Frage der Treupflicht angesprochen 
v • ..-frd, wurde die Regierungsfassung wiederhergestellt, 
nach der es also jetzt heißt, daß, wenn ein Ratsmitglied 
die Schweige- und Treupfücht verletzt, gegen diesen 
die Befugnis des § 18 Absatz 3 des Gesetzes zusteht. 
Im übrigen ist klar herausgestellt, daß ein Mitglied des 
Rats nicht Interessen Dritter gegen die Gemeinde wahr
nehmen darf. Der Hauptausschuß war der Au!!assung, 
daß dieser Grundsatz in dem Gesetz eindeutig ausge
sprochen werden, müsse. 

Dann ist noch im § 44 der neuen V 01'1age eine F 1·age 
angesprochen, die ebenfalls erörtert wurde. Ich er
wähne sie, weil sie - wenigstens in unserer Fraktion -
noch Gegenstand von Unterhaltungen war. Die Regie
rungsvorlage sah ,„or, daß Bürgermeistel·, die au! acht 
bis 12 .Tahre gewählt sind, durch die Gemeindevertre
tung eine Amtsverlängerung, wenn sie auf acht Jahre 
gewählt sind, bis :zu 12 Jahren zugesprochen b€kommen 
können. Der Hauptausschuß hat in seiner Mehrheit die
sen Vorschlag de1· Regierungsvorlage auch jetzt wieder 
abgelehnt und ist bei der Meinung verblieben, daß die 

·einmal bei der Au·sschreibung festgesetzte Wahlzeit 
von allen Gemeindeparlamenten beachtet werden soll, 
also Abänderungen im Sinne einer nachträglichen Er
gänzung des ersten Dienstvertrages nicht eingeräumt 
werden sollen. 

, • 1 ~ 11111 rn · 
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Im § 5-0 war das Recht der Bürgermeister bezüglich 
Einstellung von Angestellten und Arbeitern umstritten. 
Hier wünschte insbesondere der Städtetag, daß der 
Oberbürgermeister bzw. der Bürgermeister das Recht 
haben sollte, ab Vergütungsgruppe VI Einstellungen 
nach eigenem· Ermessen vornehmen zu können. Der 
Hauptausschuß ist dem Wunsche nicht beigetreten. son
dern vertritt die Meinung, daß die jetzt geltende Vor
schrift, wonach die Einstellungen im Benehmen mit 
dem Gemeinderat bzw. mit dem Stadtrat zu erfolgen 
haben, aufrechterhalten werden soll. 

Da bereits in der früheren Beratung die Frage der 
Vorortgemeinden in dem Sinne geklärt war, daß sich 
der fragliche Abschnitt 4 lediglich auf Vororte und nicht 
auf Ortsteile beziehen soll, wurde im Hauptausschuß 
über den Antrag diskutiert, ob im § 54 an Steiie des 
Wortes „sollen" in dem nachfolgenden Text durch das 
Wod „können" ersetzt werden soll: 
(l) Größere kreisfreie Städte, bei Bedarf auch andere 

Gemeinden, s ol 1 en für Vororte, die eine engere 
örtliche Gemeinschaft bilden, durch Satzung einen 
Ortsbeirat und eine Ortsverwaltung einrichten. 

Eine Minderheit im Hauptaus,;chuß war der Meinung, 
daß durch das Wort .,können" eine gröBere Bewegungs
freiheit der beteiligten Kommunen gegeben sei; denn 
es gäbe Kommunen in unserem Land, bei denen zur 
ze,it das besondere Verwaltungsprinzip ffü· Vororte 
nicht gegeben sei, und die Soll-Vorschrift sei vielleicht 
für die Aufsichtsbehörde ein Anhaltspunkt, um bei die
sen Gemeinden nach Einrichtung von Vorortorganisa
tionen zu drängen. Es "vurde aber im Hauptausschuß 
eindeutig festgestellt, daß die Soll-Vorschrift die Auf
sichtsbehörde nicht veranlassen soll, von sich aus in 
dieser Frage tätig zu werden, andererseits soll aber 
den Wünschen nach Einrichtung von Vorortorganisa
t ionen insofern Rechnung gett~ag~n werden, als die Auf
sichtsbehöi·de die Angelegenheiten genauestens über
prüfen soll. 

Beim § 81 stand das Problem der Vertretung der 
Gemeinden in Gesellschaftsversammlungen zur Dis
kussion. Hier ist insofern eine e:ntscheiden<le Änderung 
eingeti-eten, als nach der neuen Vorlage die Gemeinde
vertretung od{'r der Stadtrat be~chtigt ist, neben dem 
Bürgermeister noch weitere Vertreter in diese Gesell
schaften zu entsenden, die aber dann genau wie der 
Bürgermeister an die Richtlinien der Gemeindever
tretung gebunden sind. 

Die gleiche Frage spielte in veränderter Form im 
§ 82 eine Rolle, wo die Genehmigung von Kassenkre
diten für Kommunen erörtert wuroe. Die Regierungs
vorlage sieht vor, daß dort, wo die Kommunen mit 
mehr als 75 v. H. an Gesellschaften beteiligt sind, Kre
ditaufnahmen der Genehmigung der Aufsichtsbehfüde 
bedürfen. Hier lag ein Antrag der SPD-Fraktion vor, 
die Genehmigungsaufsicht dort nicht vorzuschreiben, 
\VO die Gesellschaften von elnem öffentlichen Aufsichts-
0rgan ständig kontrolliert werden. Die Regierungsver
treter wiesen daranf hin, daß diese Kontrolle oftmals 
um zwei Jahre hinter dem eigentlichen Vorgang nach
hinke und infolgede:;sen Fälle zu verzeichnen seien - es 
wurde auf Frankenthal hingewiesen -. wo wegen Feh
lens der rechtzeitigen Kontrolle mit dem Kreditgebaren 
Unfug getrieben worden sei. Der Ausschuß hat sich 
daher nach eingehender Diskussion zu der jetzt vor
liegenden Fassung entschlossen, wonach bE>i e.iner Be
teili'gung von mehr als 75 v . H. die Aufsichtsbehörde 
die Genehmigungspflicht hat. 

Da ich bei der Aufsichtsbehörde bin, darf ich jetzt 
~uf den § 117 verweisen, wo es in Bestimmungen über 
Wirtschaftsführung jetzt heißt, daß der Minister des 

Innern im Einvel'nehmen mit dem Minister der Finan
zen und nach Anhör.ung des Hauptausschusses des 
Landtages durch Verordnung die Wirtschaftsführung 
de;t„,~de zu regeln hat. Wir haben die Vorschrift 
nach Anhörung des Hauptausschusses eingebaut, weil 
wir glaubten, daß in. diesem neuen § 117 eine Reihe 
von entscheidenden kommunalpolitischen Dingen ent
halten sei, die man nicht allein der Exekutive über
lassen solle. Hier soll das Parlament durch Einschal.,. 
tung des Hauptausschusses eine Mitwirkungsmöglich
keit haben. 

Im § 120 ist vorgesehen, daß die Aufsichtsbehörde, 
die nach der alten Fassung innerhalb sechs Wochen 
nach Vorlage entweder stillschweigend genehmigen 
oder beanstanden konnte, im Falle einer Beanstandung 
innerhaib von weiteren sechs Wochen eine Entschei
dung herbeiführen muß. Der Hauptaus-schuß war der 
Meiu.ung, es müsse ve~·hindert werden, daß auf Grund 
einer einfachen Beanstandung der Aufsichtsbehörde 
eine Entscheidung ein ganzes Jahr auf sich warten 
ließe. 

Einen besonderen Umfang nahm in der Beratung die 
Amtsordnung ein. Die Amtsordnung, wie sie nunmehr 
vodiegt, ist in der zweiten Beratung des Landtages 
ausgeklammert worden, weil die Regierung hierzu eine 
neue Vorlage geben wollte. Diese neue Vorlage lag bei 
der dritten Beratung dem Hauptausschuß vor. Sie geht 
von dem Pdnzip aus, etwas mehr Bewegungsfreiheit 
in die Amtsordnung hineinzubringen. D~e Vorschriften 
der Amtsordnung gesta~ten jetzt auf der einen Seite 
die Einführung der Amtsordnung im ganzen Land, aber 
auch auf der anderen Seit~ in Gebieten, wo die Amts
ö'rdnung seit mehr als hundert Jahren besteht, eine 
Auflösung der Ämter unter bestimmten Vor·aussetzun
gen. Die Bildung wie die Auflösung setzt nach dem 
Antra!fsverfahren eine Beteili!!1rn!! von drei Viertel der 
Gemefuden' voraus. - -

·In diesem Falle möchte ich auf die Meinung des 
Hauptausschusses hinweisen, wonach die Vorschriften, 
nach <ienen der Kreisausschuß aus Gründen des Ge
meinwohls als Kontrollorgan zu prüfen hat, nicht so 
verstanden werden können, daß im Falle eines Auf
lösungsverfahrens nur' einige sogenannte Gründe des 
Gemeinwohls hinderlich sein dürfen, sonden) die Gründe 
des Q€meinwohls müssen die anderen Gründe weit 
überwiegen. Diese Auffassung hat der Hauptausschuß 
protokolladsch fel:itlegen lassen; denn sonst hätte <iie 
Ge.fahr bestanden, daß einige Nebengründe einen Kreis
ausschuß hätten bestimmen können, von sich aus nichts 
in der Angelegenheit zu tun. 

Die E;ntscheidung über Bildung und Auflösung ist im 
·wesentlichen auf die Ebene des Kreisausschusses ver
l;;is~„wq;rP:,erh Per Ausschuß war einmütig der Mei
nung, daß die Amtsverbände zwar öffentlich-rechtliche 
Körperschaf.ten sind, daß sie aber nicht den Charakter 
eines Gemeindewesens haben sollen, das an Stelle der 
hergekommenen Gemeinden treten . soll, 'sondern daß 
die Amtsordnung lediglich einen Verwaltungsvorgang 
- so möch.te ich einmal sagen -, nicht aber ein Eigen
gewicht im Sinne eines Ersab>:es für vorhandene Ge
meindew~sen darstellen soll. Daher wurden auch An
regungen von dritter Seite abgelehnt, den Ämtern das 
Recht zu geben, Fahnen zu führen. Wappen sollen sie 
nur insoweit führen, als si~ schon welche haben. Im 
übrigen sollen sie sich in Zukunft des kleinen Landes
siegels bedienen. 

l · Erörte1·t wurde noch die Vertretung eines Amtsbür-
germeisters hinsichtlich seiner Amtsgeschäfte innerhalb 
einer Gemeinde. Wir haben einige Gemeinden in unse
rem Land, wo der Amtsbürgermeister gleichzeitig auch 
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Gemeindebürgermeister ist. Es lag ein Antrag vor, diese 
Au!tragsverbindung zu trennen, weil der Amtsbürger
meister i.n diesem Fall sein Amt entweder zu Lasten 
der Gemeinde oder zu Lasten des Amtes führe. Nach 
eingehender Eröt·terung ist der Hauptausschuß zu der 
Au!!assung gekommen, diese Frage so zu lösen, daß die 
Übernahme eines Amt:> als Gemeindebürgermeister 
durch den Amtsbürgermeister die Zustimmung der 
Amtsvertretung voraussetzen muß. Umgeke~rt soll die 
Übernahme des Amts als Amtsbürgermeister durch 
einen Gemeindebürgermeister die Zustimmung der Ge
meindevertretung voraussetzen. Wir sind hierbei von 
den Rechten der Anstellungsbehörde ausgegangen; denn 
Anstellungsbehörde ist in beiden Fällen entweder das 
Amt oder die Gemeinde. Wir waren der Meinung, daß 
die Anstellungsbehörde, also die fragliche Vertretungs
körperscha!t, darüber gehört werden, ja das Recht 
huben muß, darüber befinden zu können. Das ist eine 
Neuerung gegenübc1· der bisherigen Regelung. 

Bei der Landkreisordnung kam es, wenn ich mich 
richtig erinnere, nicht zu grundsätzlichen Anderungen. 
Es ist hier im wesentlichen, zumal auch keine Anträge 
\'erlagen, bei der alten Fassung geblieben. 

Der Hauptausschuß empfiehlt Ihnen die Annahme 
der nunmehr vorliegenden Drucksache Il/902. 

(Beifall des Hauses.) 

l'räsldent Wolters: 
Ich danke dem Berichterstatter des Hau1Jtausschus

ses, dem Herrn Abgeordneten Schmidt, für seine aus
führliche Berichterstattung. Ich eröffne die Aussprache. 
Wortmeldwlgen Uegen nicht vor. Ich rufe &uf den 
Teil A, dazu die Teile I, II, III, IV, V, VI, - den Teil B, 
- den Teil C. - Ich ,bitte Sie, in der übersieht unter 
Abschnitt 6 handschriftlich zu ve~bessern: §§ 30 bis 32. 
- Dle Zahl 31 wird gestrichen. Ich rufe auf die §§ 1 bis 
22 und lasse zunächst über -den Änderungsantrag der 
Fr3ktlon der CDU, Drucksache II/907, zum § 23 des 
Teiles C .abstimmen. 

(Abg. Hertel: Ich bitte ums Wort!) 

- Das Wort hat der Herr Abgeordnete Hertel von der 
F'rakqon der SPD. 

Abg. Hertel: 

Wir bitten das Hohe Haus, damit einverstanden zu 
seln, daß über diesen Antrag abschnittsweise abge
stlmmt wird. Wir gestatten uns, bezüglich der Ziffer 1 
dieses Antrages zu beanti:-ageTJ., daß hinter den Worten 
„Der Landrat wird" noch eingefügt wird: Nach Anhö
rung des Kreisausschusses. -

(Mehrere Zurufe von dei:- FDP: Steht in der 
Vorlage!) 

Prisldent Wolters: 
Bestehen Sie noch auf der abschnittsweisen Abstim

mung? 
(Abg. Hertel: Wir verzichten!) 

- Dann lasse ich abstimmen über den Aßderungsantrag 
der CDU II/907. Wer diesem Antrag zustimmen will, 
den bitte ich, die Hand zu erheben! - Dii: Gegenprobe! 
- Der Antrag ist mit Mehrheit abgelehnt. 

Ich rufe auf die §§ 23 bis 32, die Artikel II, III, IV 
und V. - Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich schließe 
die Bespr.?chung. Wir kommen zui:- Abstimmung. Wer 
dem Gesetzentwurf In dritter Beratung zustimmen will, 
den bitte ich, sich vom Platz zu erheben! - Die Gegen
probe! - Stimmenthaltung! - Angenommen bei drei 
Stimmenthaltungen! -

"' 

Meine Damen und Herren! In der Verabschiedung 
dieses großen Gesetzes, das bestimmt ein Meilenstein 
auf dem Wege zu einer echten Selbstverwaltung in 
unserer Kommunalverwaltung ist, dürfen wir uns selbst 
beglückwünschen. Wir haben versucht, ein gutes Gesetz 
zu verabschieden. Zu seiner Bearbeibng sind allein 18 
Sitzungen des Hauptausschusses notwendig gewesen. 
Ich darf den Damen und Herren des Hauptausschusses 
für ihre umfangreiche Tätigkeit sowie den He1-ren des 
Ministeriums für die Zusammenarbeit herzlich danken. 

(Beifall des Hauses.) 

Wir kommen zum Punkt 3 der Tagesordnung: 

Erste Beratung eines Landesgesetzes über die 
Anwendung Yon bundesrechtlichen Vorschriften 

des allcemefoen Abgaberechts 
- Drucksache IIl892 -

Der Ältestenrat schlägt Ihnen vor, diesen Gesetzent
wurf dem Haushalts- und Finanzausschuß zu über
weisen. Widerspruch dagegen erhebt sich nicht. Es ist 
so beschlos~. 

Ich rufe auf den Punkt 4 der Tagesordnung: 

Erste Beratung eines Landesgesetzes über dit' 
Vergnügungssteuer (Vergnllgungssteuergesetz) 

- Drucksache II ~95 -

Die Begründung erfolgt durch den Herrn Innenmini
ster Dr. Zimmer. Ich erteile ihm das.Wort. 

Innenminister Dr. Zimmer: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Das Ver
gnügungssteuergesetz, des!jen Entwurf die Landesregie
rung hiermit dem Hohen Hause vorlegt, soll vor allem 
drei Zwecken dienen: 

1. Soll es, wie bereiits eine Reihe von Gesetzen der 
letzten Jahre, die Rechtseinheit in unserem Lande her
stellen oder wiederherstellen. 

Zur Zeit gelten auf dem Gebiet der Vergnügungs
steuer in den Regierungsbezirken Koblenz, Trier, Mon
tabaur und Rheinhessen noch der Präsidialerlaß des 
Oberpräsidenten von Rheinland-Nassau vom 2. Oktober 
1946, im ~egierungsbezirk Pfalz die Rcichsrak>bestim
mungen über die Vergnügungssteuer vom 7. Juni 1933, 
deren Steuersätze allerdings durch eine Rundverfüguni 
des Oberpräsidenten von Hessen-Pfalz 1946 erhöht 
wurden. 

Sowohl die Steuen;ätze wie auch die Berechnungs
grundlagen, Steuerbefreiungen und manche andere Ein
zelheiten, weichen zwischen dem Norden und dem Sil
den unseres Landes nicht unerheblich voneinander ab, 
wobei in diesem Fall Rheinhessen zum Norden zu zäh
len ist. Das ist ein Zustand, der füt· die Steuerpffich
tigen, ebenso wie für eile Gemeinden als Steuergläu
biger, nicht länger vertretbar ist. 

2. Das Vergnügungssteuergesetz soll aber auch, soweit 
irgend möglich, zur Wiederherstellung der Rechtsein
heit im deutschen Bundesgebiet einen Beifrag leisten. 
Das Vergnüg> . .mgssteuen-echt im deutschen Bundesge
biet hat sich seit 1945, vor den Reichsratsbestimmungen 
als einheitlicher Grundlage, in den deutschen Ländern 
zum Teil unter Einfluß der jeweiligen Besatzungsmacht 
in den einzelnen Besatzungszonen, ganz verschieden 
entwickelt. Das führte zu besonderen Schwierigkeiten 
für die Filmwirtschaft, die verständlicherweise einheit
liche und sichere Kalkulationsgrundlagen für das ganze 
Bundesgebiet braucht. Die Länder haben bereits 1951 
Eine gemeinsame Filmbewertungsstelle - die nicht zu 
verwechseln ist mit der allein von der Filmwirtschaft 
getragenen Filmselbstkontrolle - in Wiesbaden gebil-

- • :I_, 
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det, die zum Zwecke der Steuerermäßigung für wert
volle Filme Prädikate erteilt, ein Verfahren, was ja 
wohl allgemein bekannt sein dürfte. Die Ermäfügungen, 
die diese Prädikatsfilme in den einzelnen Bundeslän
dern nach ~ich zogen und ziehen, wat'en jedoch bil;h.;!l' 
ganz ver~chieden. Teilweise wurden sie überhaupt nicht 
gewährt. Einen im ganzen Bundesgebiet gesicherten An
spruch auf Steuerermäßigung für wertvolle Filme und 
damit ein wirtschaftlicher Anreiz. zur Produktion und 
Verbreitung solcher guten Filme .ist jedoch, wie allge
mein anerkannt, wird. zur Hebung der deutschen Film
wirtschaft und des deutschen Filmniveaus unerläßlich. 

3. Das vorliegende Vergnügungssteuergesetz soll 
schließlich das ge:;::amte Vergnügungssteuerrecht an die 
Rechh;enLwicklung seit 1945 und an die wirtschaftliche 
und kulturelle Entwicklung der letzten 20 Jahre anpas
sen. Die Steuererhebung soll, soweit als nach der Sache 
und der Steuergerechtigkeit möglich ist, vereinfacht. 
we;·den. Die Rechts:;icherheit und Klarheit auf diesem 
Gebiete soll wiederhergestellt und zu seinem Teil die 
Finanzgrundlage der gemeindlichen Selbstverwaltung 
gesid1ert und gestärkt werden. Die Rechtsvereinfachung, 
die es für die Praxis bedeutet für alle diejenigen, die 
mit den gesetzlichen Bestimmungen unmittelbar zu tun 
haben, läßt§ 31 des Entwurfs erkennen, der sechs ältere 
rechtliche Ordnungen, die untereinander. verschieden 
sind, nun entbehrlich macht und deshalb auch aufhebt. 

Dem Enhvurf, der Ihnen nun vorliegt, lag - das ist 
für die Beurteilung wichtig zu wissen - ein Musterent
wurf zi1grunde, cloen der Arbeitsstab „Gemeindesteuern" 
- ein aus den Vertretern der deutschen Bundesländer 
und der kommunalen Spitzenverbände gebildetes Sach
verständigengremium - im Jahre 1952 aulgeste1lt bat. 
Diesem Musterentwur.f entsprechende Vergnügungs
st€·uergesetze s ind in anderen Bundesländern teilweise 
bereits erlassen, teilweise befinden sie sich auch dort 
in der parlament.o:irische.n Beratung. 

Hinsichtlich der Höhe der allgemeinen Steuersätze, 
die der Musterentwurf des Arbe-itsstabes „Gemeinde
steuern" offenließ, hat sich die Landesregierung an die 
im Präsidialerlaß von 1946 festgelegten Sätze gehalten. 
Sie glaubte anges ichts: der umfangreichen und wichti
gen Aufgaben, die die Gemeinden heute zu erfüllen 
haben - Sie wissen aus den Bel'atungen des Hohen 
Hauses, bei den Gemeinden besteht überall nodl außer 
den laufenden Ausgabenotwendigkeiten ein unerhört 
großer Nachholbedarf, zum mindesten seit 1939, jetzt 
bereits 15 Jahre, dazu Krieg und Kriegszerstörungen -, 
zwingend verpflichtet zu sein, auf die Gemeindefinanz
bedürfnisse auch h ier gebührend Rücksicht zu nehmen. 

(Abg. Bauer: Die .Steuern sollen doch gesenkt 
werden!} 

Wir konnten den Gemeinden im Entwurf größere 
Einbußen an Aufkommen nicht zumuten, zumal durch 
großzügigen Ausbau der Steuerbefreiungen und der 
vorgesehenen S teuerermäßigungen, darunter die bereits 
vorgesei1enen und genannten Ermäßigungen für wert
volle Filme, allen berechtigten sozialen, kulturellen und 
wirtschaftlichen Gesichtspunkten Rechnung getragen 
whid. Daß trotzdem nicht jedem vorgebrachten Wunsch 
entsprochen werden konnte, nimmt bei einem Steuer
gesetz wohl nicht v.runder. Selbstverständlich wür
c!en die Gemeinden und Städte als Steuergläubiger 
h öhere Steuern lieber sehen. Aber audl umgekehrt 
w ürden die betroffenen Wirtschaftskreise, die als Ver
anstalter steuerpflichtiger Vergnügungen in F1·age kom
men, arr. liebsten überhaupt keine Steuern, mindestens 
a ber bedeutend weniger Steuern sehen. Es kann ab.er 
hier, w.ie bei jedem Gesetz, sich letzten Endes nicht 

darum handeln, einseitigen, wenn auch noch so sehr 
verständli<:hen S<mderwünschen hundertprwentig Rech
nung zu tragen, sondern es muß Ziel eines Gesetzes 
sein, eine Lösung zu finden, die wohlabgewogen die 
<iringendsten Interessen aller Beteiligten berücksichtigt 
und die für alle Teile tragbar ist. 

Wir ha~n versucht, in dem vorliegenden Entwurf 
eine sokhe !l!U finden. Auf die Fülle der Einzelprobleme, 
die Ct.11-ch die -Vergnügungssteuer :~uf~ew<Jrfen werden 
und die wir im Ent\vurf zu regeln versucht haben, wiil 
lch heute hier nicht eingehen. Die wichtigsten Fragen 
sind ln de1' Bei;(ründung, die dem Entwurf beigegeben 
ist, erläutert. Weiteres wird darüber in den Ausschüs
sen und in .der Z\Veiten Lesung zu erörtern sein. 

· Es"Käm" 'mfr'"fieufo darauf an, die Grundtendenz des 
Gesetzerrtwtrrfes diarzulegen und auch seine Bedeutung 
für die gemeindliche Selbstverwaltung einerseits und 
das Kulturleben andererseits mit einigen wenigen Be
merkungen zu unterstreichen. Die Verwaltung1;pr.axis 
wa~·'beteits seit langem auf ein neues Geset7.:. Die 
Landesregierung bittet d;:iher <las Hohe Haus, dias Ver
gn~gungssteuergesetz unter den dargelegten Gesichts
punkten zu beraten und in tunlichst baldiger Zeit ver
abschieden z.u WQllen. 

(Beifall bei den Regiernngsparteien.) 

Pr!sil'font Wolters: 

Metne ·P<unen und Herren! Der Ältestenrat schlägt 
Uul.ell vor, diesen Gesetzentwurf an den Kulturpoliti
schen Ausschuß und an den Hauptausschuß zu über
wels.en.._.., . WJderspruch dagegen erhebt sich nicht. Es ist 
so Peschlossen. 

Ich ru.fe aui den Punkt S der Tagesordnung: 

Antrag der Fraktion der SPD betreffend Ein
setzung eines Sondcrausscllusses zur Kontrolle 

der Tätigkeit des Verfassungss<'hutzamtes 
- Drucksache II/898 -

Die Begründung des Antrages erfolgt durch den Herrn 
A·bgeordneten Bögler von der Fraktion der SPD. Ich 
erteile ihm das Wort. 

Abg. Bögler~ 

He.rr Präsident! Meine Damen und Herren! Unser 
Antrag, Drucksache II/898, hat, wie ieh zu meiner Über
raschung heute vormittag im Hause feststellen mußte, 
bei maßge6enden Vertretern der größten Koalitions
partei einige Aufregung verursacht. Es sollen über die 
Behandlung dieses Anbiages auch bereits Vorentschei
dungen gefallen sein, von denen ich wünsche, daß sie 
nach einer sachlichen Debat te über dieses Thema hier 
im Hause korrigiert werden können. 

„.Meine .;Qamen und Herren! Ich will am Beginn mei
ner Aw;Jliihrungen ausdrücklidl die Feststellung treffen, 
daß die sozialdemokratische Fraktion dieses Hauses und 
die Sozialdemokratische Partei den Verfasstmgsschutz 
.vorbehaltlos bejaht. Als eine demokratische staatstra
gende Partei, die wir auch in der Opposition sind, ·wis
sen wir, daß den Feinden der Demokratie mit den Mit
teln begegnet werden muß, die notwendig sind, die 
Demokrat ie in Deutschland zu sichern. 

· (Beifall bei der SPD.) 

pa\?C'~ ni;achen wir keinen Unterschied in der Be
tz:~dltun,g ,µ,~d,, We;rtung der Feinde der Demi:ikratie. Das 
heißt, die Feinde der Demokratie, wo sie auch stehen 
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mögen, rechts oder links, sind mit der gleichen Härte 
zu bekämpfen. 

(Sehr richtig! im Hause.) 

Wir Sozialdemokraten haben oft genug d:en Beweis 
gelieferi, daß wir an die Feinde der Demokratie von 
links nicht die geringste Konzession zu machen bereit 
sind. Wir wünschen aller<.Ungs von allen staatstragen
den Kräften, daß sie die gleiche Konsequenz nach rechts 
anzuwenden bereit sind. 

(Beifiall bei der SPD.} 

Unser Antrag soll keineswegs in die Befugnisse des 
Ver!assungsschutzamtes eingreifen. Der zu bildende 
Ausschuß soll vielmehr die schwere und notwendige 
Atbeit dieser Einrichtung wirksam unierstützen. Wir 
waren und sind deshalb der Meinung, daß die Regie
rung unseren Antrag nur begrüßen kann. 

Um auch den allerletzten Vorbehalt auszuräumen, 
beantrage ich, in der Drucksache II/898 eine Änderung 
vorzunehmen, und zwal" zu sagen: „ .... wird ein Aus
schuß" und nicht „ein Sonderausschuß" gebildet. Durch 
den Wegfall der Bezeichnung „Sonder.ausschuß" will 
ich weiterhin ausdrücklich. unterstreichen, daß es uns 
au! ein ordentlich funktionierendes Gebilde des Parla
mentes z.ur Unterstützung der Einrichtung ankommt. 

Meine Damen und Herren! Wer, wie die meisten von 
uns, die Leidensgeschichte der deutschen Demokratie 
sehend miterlebt und vielfach am eigenen Leibe ver
spürt hat, der erinnert sich gerade in d1esen Tagen ge
wisser Vorgänge in der Weimarer Zeit. Wenn wir da
mals bereits entsprechende Schlußfolgerungen aus be
stimmten Entwicklungen gezogen hätten, wäre wahr
scheinlich einiges von dem, was dann über uns und 
unser Volk kam. zu verhindern gewesen. Da wir" damals 
politische Fehler begingen, weil uns auch bestimmt~. 
Erfahrungen fehlten, sollten wir die gleichen Fehler, 
nachdem wir" die Edahrungen nunmehr ·haben, nicht 
wiederholen. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Im Zu·ge der Nadlkrieg.sentwicklung passierte das deut
sche Volk au! seinem Leidensweg die verschiedensten 
Stationen. Neben der Überwindung denkbar größter 
Schwierigkeiten, wie Hunger, Demontagen sowie man
gelndes Entscheidungsrecht deutscher Parlamente, konn
ten audl erfreuliche Ereignisse verzeichnet werden. Zu 
denselben gehört vor allem das fast geschlossene Be
kenntnis des deutschen Volkes zum demokratischen 
Rechtsstaat. Auch bei den jüngsten politischen Entschei
dun.gen des deutschen Volkes In Form der in verschie
denen Ländern durchgeführte~ Landtagswahlen stell
ten sich die Wähler hinter das Grundgesetz und die 
demokratische Staatsordnung. Die zunehmende Absage 
s.n die der Demokratie feindlichen Kräfte ist so ein
drucksvoll, daß auch das AusLand an dieser Tatsache 
nicht vorbeigehen kann. Es wäre denkbar. daß eine mit 
dem Volksempfinden jeder Zeit in voller. Übereinstim
mung handelnde Staatsführung aus dem geschlossenen 
demokratischen Bekenntnis des deutschen Volkes mehr 
Kapital schlagen könnte, als dies in den letzten Jahren 
der Fall war. Allerdings müssen für eine Haltung die
ser Art, für eine erfolgreiche Auswertung dieser Tut
sad:ten, die notwendigen Voraussetzungen gegeben sein. 
Sie bestehen in der sorgsamen Hütung dessen, was in 
den Stürmen bewegter Entwicklung auf allen Gebieten 
das stabile Fundament unseres Zusammenlebens inner
halb der Gemeinschaft sein soll. Nach den Schrecken 
der letzten zwei Jahrzehnte und dem entsetzlichen Ertie 
eines Systems, das in der Unterhöhlung der Verfassung 
des demokratischen Rechtsstaates seinen Start hatte, 
besteht vor allem jetzt die besondere Verpflichtung, 

jeden Versuch im Keime zu ersticken, der mit seiner 
die Verfassung zerstörenden Absicht immer zynischer 
hervortritt. 

Diese Situation ist der Standort, von dem aus eina 
Reihe von Vorgängen gesehen werden muß, die in den 
letzten Jahren fortgesetzt Beunruhigung und Sorge in 
dem politisch wertvollsten Teil unseres Volkes auslöste. 
Man kann es unserer mit so viel Leid beladenen Gene
ration nicht übel nehmen, wenn sie ar~·öhnisch wir"d. 
Mögen audl die staatsfeindlichen Kräfte innerhalb dei; 
Bundesrepublik noch unbedeutend sein, so darf das 
unsere Wachsamkeit nicht schwächer werden lassen. 
Unserem in den rückliegenden Jahrzehnten zuweilen 
recht labilen Volk muß die Möglichkeit gesichert wer
den, kräftige Ansatz- und Ausgangspunkte zu entwik
keln, von denen aus die heranwachsende Generation 
sich mit der demokratischen Staatsordnung verbunden 
fühlt und sich schützend vor dieselbe zu stellen jeder 
Zeit bereit ist. 

(Beifall bei der SPD.) 

Meine Damen und Herren! Wir sind v-0n tiefer Sorge 
erfüllt, wenn wir gewisse Vorgänge in unserem Vater
lande beobachten. Es besteht für mich persönlich gar 
kein Zweifel, daß wir über die Bundesrepublik fest 
organisiert eine Organisation von Staatsfeinden haben, 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

nicht nul" links, sondern auch rechts. 

(Abg. Hitter: Ganz. besonders!) 

Wer bestimmte Veranstaltungen sogenannter Hilfs
organisationen, Soldatenbünde, Entnazifiz ierungsgeschä
digter in letztel" Zeit beobachten konnte, der kann kei
nen Zweifel darüber haben, daß hinter diesen Namen 
sich eine fest gefügte politische Organisation verbirgt. 

(Sehr richti.g! bei der SPD.) 

Ich selbst habe eine solche Versammlung au! Ein
ladung vor drei Wochen mitgemacht, miterlebt. Dabel 
fällt zunächst auf, daß am gleichen Tage und in der 
gleichen Stadt am Vormittag Soldatenbünde und Ent
nazmzferungsgeschädigte tagen mit dem gleichen Refe
renten, die am Nachmittag bei einer Veranstaltung der 
SS sprechen. Daß diese verschiedenartigsten Organisa
tionen untereinander über Tagungsort, Tagungszelt und 
Referenten Abmachungen treffen, bedeutet doch einiges. 
Daß bei diesen Veranstaltungen die noch frisch aus der 
Druckerei kommende Broschüre Diels zum Fall John in 
Hunderten von Exemplaren aufliegt, bedeutet etwas 
weiteres. 

(Frau Abg. Dr. Gantenberg: Richtig!) 

Und es ist die Frage i:u stellen, meine Damen und 
Herren: Wer finanziert das alles? Wk, die wir in der 
Organisationsarbeit Jahrzehntelange Erfahrung haben, 
wir wissen, was zentrale Veranstaltungen dieser Art 
'l--.naf,a....., ,,,.,A n1'et.l~oD..,... A,.~.,..~ ..... A ~"""' A.,..rt~.-.;~oftn~~.-..,.'h.a.f+ „„ ....... „_....... ..... ... „.... .„ ............ „......... „„_ ... ........ ,,. _ __..._„ _. ... :&'"'-„ ... ~..:,~c,. ....... „„~ ... OJ .... „~ 

intern vor den Veranstaltun.gen bereits geleistet wer
den muß. 

Natürlich hat es unsere Regierung nicht einfach. Diese 
Organisationen sind als staatsfeindlich nicht deklariert. 
Das waren sie auch in der Weimarer Zeit nicht, und 
ein Lästerer wie Goebbels konnte dann triumphierend 
aussagen: Wir haben die Demokratie mit ihren eigenen 
Mitteln überwunden1 

(Beifall bei der SPD.) 

Und vor drei Wochen erklärte Professor Koellreutter 
in Landau: Alles das, was da in dieser Demokratie ge
tan wird, d~s kann man mit uns nicht machen! 

(Unerhört! bei der SPD.) 
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In einer Pressekonferenz vor dieser Veranstaltung 
erklärten die Veranstalter: Wenn man unsere Forde
rungen nicht erfüllt, dann hat das innerpolitische Kon
sequenzen! 

(Hört, hört! bei der SPD.) 

Meine Damen und Herren! Die Veranstaltung in Mainz 
und jener Angriff auf den Mainzer Professor liegen auf 
derselben Linie. Ein Lan<:kat im Nachbarlande Hessen 
hat eine solche SS-Veranstaltung verboten. Daraufhin 
wurde in dem Ort - in Hersfeld nämlich - ein Flugiblatt 
tol-genden Jnhalts verteilt: 

Die erbärimliche Kapitulation des Judenstämmlings 
Hörnig vor dem bolschewisti~hen Gesindel des 
DGB, dias von Jerusalem ferngesteuert wird, wird 
der deutschbewußten Bevölkerung unseres Gebietes 
ein Warnungszeichen sein. 

Unser Antrag wurde gestellt aus dem Gefühl tiefer 
Verantwortung für eine gedeihliche Fortentwickh.mg 
des demokratischen Rechtsstaates und seiner Sicherung 
gegen alle Angriffe, woher sie auch kommen mögen. 
Auf Gntnd dieser Tatsache ist es schwer denkbar, d3.ß 
dem Antrag nicht die volle Zustimmung dieses Hauses 
sicher wäre. Lassen Sie mich noch hinzufügen: Wenn 
das Haus diesem Antrag stattgibt, wenn es also diesen 
Ausschuß bildet, dann sollten die Parteien die politi
sche Spitze des Landes als Vertreter in diesen Ausschuß 
senden, um damit einm?-1 mehr zu unterstreichen, daß 
die ganze Vertraulichkeit der Besprech'l.mgen in diesem 
Ausschuß gewahrt werden muß, daß aber auch die 
ganze Bedeutung dieses Ausschusses da.mit z1.1m Aus
druck gebracht wird. 

(Beifaii bei -der SPD.) 

{Pfui-Rufe bei der CDU.) · 1 
Präsident Woltcrs: 

Da sie 'l'rissen, daß wir wiederkommen werden, zit
tern sie vor uns. Sie zittern zu recht, denn unser 
Wiederkommen wirdi ha1·t wie Eisen und unerbitt
lich, aber heilsam sein. 

Das sind Töne, die wir kennen, vor denen wir nicht 
zittern. Ich bin mit den Flugblattverbreitern in einem 
einverstanden: Ihr Versuch, wiederzukommen, 'Wird 
hart sein, nämlich hart im Widerstand auf der demo
kratischen Seite 

{Bravo-R<ufe und starker Beifall des Hauses.} 

•Meine Damen und Herren! Das sind die Gesichts
punkte, die uns bei unserem Antrag leiten. Und ich 
glaube, der Landtag von Rheinland-Pfalz sollte - auch 
wenn es der erste Antrag dieser Art in einem Landes
parlament ist - eine Entscheidung fällen, die der Dem<i
kratie, und nur der Demokratie in unserem Vaterlande, 
nützen soll. Zur Abschwächurig der irrn Falle John im 
deutschen Volke aufflammenden Empörung wu·rde -
neben unglücklichen i.md zum Teil die ganze bestehende 
Verwirrung bestät1genden Maßnahmen der Bundesre
gierung - immer wieder auf den föderalistischen Auf
bau des Verfassungssch'Utzes hingewiesen. Man stellte 
als Tatsache heraus, daß die Aktivität dieser Arbeit 
und die damit verbundene hohe Verantwortung fast 
':öllig bei den Landesverfassungsschutzämtern liegen. 
Obwohl diese Verlagenmg das, was in Bonn geschehen 
ist, in seiner beunruhigenden Unzulänglichkeit nicht 
abschwächen kann, muß gerade deswegen die Arbeit 
der Verfassungsscli.1.itzärnter auf der Landesebene be
sonders hoch eingeschätzt werden. 

(Abg. Dr. Boden: Sehr richtig!) 

E.-, :st völlig 1mdenkbar bei dem delikaten Charakter 
dieser Aufgabe, die lebensentscheidend die Grundlagen 
des demokratischen Rechtsstaates berührt, in der Ar
beit der Verfassungsschutzämter lediglich eine Aufgabe 
der Exekutive zu sehen. Die hier vorliegende Verant
wortung vermögen der Innenminister und seine in B0-
trc::cht kommenden Mitarbeiter allein nicht zu tragen. 
Wir haben bereits vor über einem Jaihre auf die Not
wendigkeit der unmittelbaren Einwirkung der großen 
Parteien bei der Lösung dieser schwierigen Aufgaben 
hingewiesen. 

Die nunmehr entstandenen Verhältnisse machen es 
erst recht zur Pflicht, Möglichkeiten der Mitarbeit 7.:U 

schaffen. Der von >uns vorgeechlageoe Ausschuß muß 
das Recht auf laufende Informationen haben und sei
nerseits zur Ergän:z:ung der vom Verfassungsschutzamt 
gemachten Feststellungen beitragen. Um diese Aufgabe 
zu erfüllen, genügt die von uns vorgeschlagene Stärke 
des Ausschusses, dessen erfolgreiche Ar"beit nach einem 
gewissen Anlauf als gesichert angesehen werden kann. 

Das Wort hat Herr Innenminister Dr. Zimmer. 

Innenminister Dr. Zimmer: 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wer die 
Verhältnisse im Lande Rheinland-Pfalz nicht oder nicht 
genügend kennt, könnte zunächst beim Lesen des vor
liegenden Antrages der SPD, so 'Wie er uns seit etwa 

' · zehn Tagen bekannt ist, den Schluß ziehen, als ob im 
Verfassungsschutz des Landes Rheinland-Pfalz irgend 
etwas nicht in Ordnung sei, oder daß er bisher „Fälle" 
produziert, oder daß er so oder so versagt habe. 

l'l."ai;:!l 4~,. A~~i.UJ.1;•mgen, die nunmehr Herr Kollege 
.f..P.g~rc;J.r.ie1w. ~qgler .gemacht hat, darf ich mit Genug
tu'U.l'.l,g ~ . ;I<.enr,it~is nehmen, daß die Antragsteller 
selbst sich eloe solche Begründung des Antrages nicht 

. gedach,t M;j:i~n :und eine solche wohl auch nicht unter-
stellt wissen wollen, sondern daß bei den Antragstel
lern lediglich das Gefühl vonvaltet, es muß stärker als 
bisher die Situation draußen im Lande erkannt werden 
und wir müssen uns stärker für alle Fälle gegen die 
.E'einde der Demokratie wappnen. 

Bevor ich Z'l.l den Schlußfolgerungen des Herrn Kol
legen Bl)gler abschließend Stellung nehme, möchte ich 
im ir aber 'doch erlauben, die gesetzliche, die allgemeine 
und die besondere Situation in unserem Lande zu kenn
zeichnen, :und ich werde dabei auch auf die von ihm 
im einzelnen angespJX>chenen Vorfälle der letzten Wo
chen zu sprechen kommen. 

Ich darf ·also zunächst feststellen - und zwar für je
den, der es wissen möchte - ; daß wir in unserem Lande 
noch keine „Fälle" gehabt haben. Wir haben bisher 
allenthalben von berufener Seite die Anerkennung be
kommen, daß wir mit Fleiß, vielleicht a'l.tch mit Glück, 
die uns gestellte Aufgabe gemeistert haben. Ich darf 
feststellen, daß die Arbeit bisher gi.1t und reibungslos 
verlaufen und von berufener Seite auch als erfolgreich 
anerkannt worden ist. Wie ich ai.1ch in metner Rund
funkansprache vom 2. August bereits hervorgehoben 
habe, hat unser Verfassungs~hutzamt, in seiner Bedeu
iun.g i.i:ber unser J:,.and hinausgehend, das Bundesamt füi· 
Verfassungsschutz laufend, aktiv und wirksam in sei
ner Arbeit unterstützt; denn selbstverständlich können 
wir in dieser Frage Landesgrenzen nicht als politische 
Grenzen ansehen. 

Die gesetzliche Grundla•ge für das Landesamt ist -
wie Sie wohl wissen - das Bundesgesetz vom 27. Sep-

' tember 195-0. In diesem Gesetz sind die Aufgaben des 
Verfassungsschutzes sehr präzise und klar dargelegt. 
Es ist dort festgelegt, daß die Landesämter und das 
Bundesamt .die Aufgaben haben, Nadlrichten über vel·-
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!assungsteindliche Bestrebungen zu sammeln und sie 
entsprechend politisch auszuwerten. Es ist aber auch 
festgelegt, daß die Ämter selbst keine Exekutivbefug
nis haben. Im Lande Rheinland--Pfal:i ist der Verfas
sungsschutz so organisiert, daß wir - im Gegensatz. zu 
anderen Ländern - kein el.genes, außerhalb des Mini
f. teriums bestehendes Landesamt haben, sondern daß 
das sogenannte Landesamt in Wirklichkeit, eine kleine 
Abteilung des iMinisterlums ist, eine kleine Abteilung, 
die wegC!n ihrer Sonderart und Wichtigkeit mir unmit
telbar unterstellt ist. 

(Abg. Dr. Bod~n: Sehr gut!) 

Demgemäß wurde und wird die Arbeit d?rt so abge
wickelt, wie es sich aus der Natur der Sache ergibt, 
nämlich daß ich selbst praktisch !ast täglich - manch
mal am Tag mehrfach - in die Arbeit dieser Abteilung 
eingeschaltet werde. 

(Abg. Dr. Boden; Bravo!) 

Es gibt keine Aibteilung meines .großen Ministeriums, 
die nur entfernt in der Art mit mir persönlich zusam
mena1.1beitet wie diese Abteilung. 

Ich muß hier noch einmal betonen: Das Amt selbst 
hat keinerlei polizeiliche Befu.gnisse. Es kann keine 
Versammlungen verbieten; es hat zu beobachten, Nach
rkhten zu sammeln über staatsfeindliche Bestrebungen, 
und es hat diese dann jeweils den Polizeibehörden im 
Bedarfsfalle mitzuteilen, damit die Polizeibehörden 
ihrerseits - vielleicht auf ~fehlung des Landesamtes 
- poliz.elllche Verfügungen erlassen können. Sie können 
dann etwa - nach Prüfung der Rechtslage, die recht 
schwierig ist - Versammhmgen verbieten; ich darf in 
diesem Zusammenhang auf das Ver&ammlung.sgesetz 
hinweisen, ich dar! au! das Polizeiverwaltungsgesetz 
hin'\veisen, das die Befugnisse der Polizeibehörden sehr 
en.g .umgrenzt; und darau!, daß in jedem Falle des Ein
schreitens einer Polizeibehörde slch ein verwaltungs
gerichtliches Ver.tahren anschließen kann. Für die er
folgreiche Arbeit unter Beachtung der Rechte der Ein
zelperson insbesondere ist entscheidend eine gute Aus
wahl der tm Verfassungssclmtz tätigen Personen. was 
$Oll ich dazu noch sagen nach den Ereignissen der letz
ten Wochen! Diese Beamten müssen durchdrungen sein 
\'On dem absoluten Willen zu Gerechtigkeit und Un
parteilich·keit. Sie müssen fest in einer demokratischen 
Lebensanschauung verwur:z:elt sein, moralisch einwand
frei und fachlich den Anforderungen gewachsen. Sie 
müssen aber auch wissen, daß ihr vorgesetzter Minister 
sie in dieser Amtsauffassung deckt und daß er Gefähr
dungen, die an sie herangetragen werden können, un
nnchs!chtlich abwehren. muß. 

Die Abteilung im Lande Rheinland-Pfalz besteht aus 
fünf Beamten des mittleren, gehobenen und höheren 
Dienstes. Die Abtefümg ist also sehr klein und daher 
&IlerdingE; sehr durchsichtig. Dazu kommen dann nur 
noch sechs Büro- und' Kanzleiangestellte, insgesamt 
also elf Personen. Ich habe mit vollem Bedacht diese 
Abteilung sehr klein gehalten, damit sie sich kristall
klar wie ein Glaskasten - möchte ich sagen - jederzeit 

. präsentieren kann. 

Meine Damen und Herren! Wer mich kennt, weiß, 
daß ich 1945 wieder in das politische Leben getreten 
bin mit dem persönlich festen Entschluß, mein Letztes 
2'U tun, damit nicht zum zweiten f>ial ein 1933 kommt. 

(Beifall des Hauses.) 

Und niemand möge sich hier in meiner Entschlossen
heit täuschen, auch wenn ich das ruich außen hin nicht 
afü:u häufig sage. Mit tiefem Groll haben wir deshalb 
in den letzten Jahren und Monaten manches gesehen 

und erlebt. Aus der Überlegung, daß für die Wahrung 
der demokratischen Grundordnung auch ein gut und 
bestens funktionierendes Verfassungsschutzamt allein 
nicht ausreichend ist, sondern daß es letzten Endes von 
der Kraft und dem Wollen der demokratischen Kräfte, 
insbesondere der Parteien, abhängt, wenn diese Ord
nung gewährleistet werden soll, drängte sich mir als
bald nach meiner Amtsübernahme der Gedanke auf, 
daß die Existenz des Verfassungsschutzamtes allein in 
unserem Lande zur Bewältigung dieser Aufgabe nicht 
ausreichend sei; vielleicht im Rechtssinne, aber nicht im 
totalen politischen Sinne. Deshalb habe ich alsbald den 
Weg beschritten, die allgemeinen Ergebnisse der Ver
!assungsschutzarbeit den demokratischen Frc.ktionen 
des Landtages im Wege von Besprechungen zugänglich 
zu machen. Das war im Spätsommer 1951. Meine Damen 
und Herren, das war damals etwas Neues; das hat mir 
keine politische Partei vorgeschlagen, ich habe auch 
nicht das Beispiel eines anderen Landes vor mir ge
habt. Das .gab es in keinem Lande. Das war lediglich 
der Ausfluß meiner Sorge um den guten Gang der 
Dinge. Es sollte also eine Brücke geschlagen werden 
von der Arbeit des Verfassungsschutzamtes zu den 
demokratischen Parteien und damit eine politische Aus
nutzung der generellen Ergebnisse dieses Amtes her
bei.geführt werden. 

Aber aus der heiklen und diskreten Natur der Arbeit, 
bei der immer wieder mit größter Behutsamkeit die 
Rechte des einzelnen gewahrt werden müssen, konnte 
es sich nicht de.rum handeln, Kenntnisse über einzelne 
Personen zu vermitteln. 

iMeine Damen und Herren! Seien Sfe überzeugt da
von, in .diesem Amt - ich habe mich von Anfang an 
dafür eingesetzt und dafür gesorgt - wird keine Partei
Sllppe gekoc...11.t. Da ist jeder dem Ganzen verp!liclltet 
und nicht einer Partei, auch soweit sich die einzelnen 
zu einer politischen Partei bekennen, genau so wie ich 
auch, aber ich verfahre auch, besonders auf diesem Ge
biet, nach dem von mir gemäß Artikel 100 der VerfB!l
sung geleisteten Eid. Ich habe niemals in irgendeinem 
Augenblick eine Fraktion dieses Hohen Hauses anders 
unterrichtet oder anders behandelt als die anderen Par
teien; keine wurde bevorzugt, keine wurde benachtei
ligt. 

(Bravorufe im Hause.) 

Das war für mich eine Selbs tverständlichkeit. Ich 
gebe zu, es hat auc.'1 !ür manche Situ·ationen etwas Un
befriedigendes. selbstverständlich ist an manchen Vor
gängen die eine oder die andere Partei - denken wir 
an Infiltrationsversuche - besonders interessiert. In sol
chen Fällen allerdings haben die anderen Parteien kein 
besonderes Interesse. 

(Abg. Bögler; Ist auch besonders interessant!) 

Deshalb habe ich mich nicht In der Lage gesehen, 
über diese Dinge den Parteien entsprechende Aufklä
rungen zu .geben. Aber wir sollten uns auch hier abso
lut solidarisch fühlen, meine Damen und Herren, ob das 
bei der einen oder der anderen Partei geschieht. Ich 
bin gegen jede Infiltration, ganz gleich, wo sie sich 
vollzieht! 

(Beifall des Hauses.) 

Ich weiß, man hat mir schon da und dort unterstellt. 
ich sähe es gern, wenn dort Infiltrationen an einer ge
wissen Stelle, bei einer gewissen Partei, vorkämen. Ich 
muß eine solche Unterstellung ganz. entschieden zu
rückweisen. Ich denke nicht so kurzsichtig, um w 
glauben, daß, wenn eine Partei durch einen Einbruch 
kleiner Wird, dadurch dann vielleicht der CDU oder der 
SPD geholfen würde. Was liegt mir letzten Endes an 

,,;,,t 
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einer Partei, wenn darüber unser Staat und unsere 
Demokratie zugrunde gehen! 

(Lebhafter Beifall des Hauses,) 
Ich bin nur Mitglied einer Partei - und so verlange 

ich es auch von meinen Mitarbeitern -, um mit der 
Partei und durch diese Partei für den Staat und für die 
Allgemeinheit zu arbeiten. 

So werden Sie verstehen, .meine verehrten Herren 
von der SPD, daß ich nicht sehr beglückt war, als ich 
Ihren Antrag .gelesen habe, in dem steht, es soll ein 
Sonderausschuß eingesetzt werden. 

(Abg. Hertel: Das Wort „Sonder" ziehen wir 
zurüffi:!) 

- Das Wort „Sonder" ist inzwischen gestrichen. Es heißt 
aber in dem Antrag: „die Tätigkeit des Verfassungs
schutzamtes son kontroiliert werden". - Bevor ich dar
'"uf eingehe, muß ich noch eini~e Bemerkungen :zu den 
~llgemeinen Ausführungen des Herrn Kollegen Bögler 
über die Vorgänge bei gewissen Vel:'sammlungen hier 
im Lande machen. 

Zunächst hat er die Versammlungen angesprochen, in 
denen ein gewisser Universitätsprofessor Koellreutter 
g~sprochen hat. Ich kann Ihnen hier mitteilen - und 
ich habe keine Hemmungen, das ~.uch in der Öffent
lichkeit zu tun, obwohl es ursprünglich nicht meine 
Absicht war -, daß ich nach genauer Prüfung der Vor
gt:nge auf diesen Versammlungen auf Grund der un
erhörten Ausführungen dieses Universitätsprofessors 
8n mein~n Kollegen Herrn Minister Höegner in Mün
chen geschrieben habe, daß ich in Zukunft ein öffent
liches Auftreten des Herrn Professors Koellreutter im 
Lande Rheinland-Pfalz wegen unmittelbarer Gefähr
dun.g der öffentlichen Ordnung nieht mehr dulden 
werde. 

(Starker Beifall des Ha•uses.) 
Ich habe ihm weiter geschrieben, ich sähe es gern, 

wenn man in München gegen diesen Universitätspro
fessor das Erforoerliche veranlassen würde. Wenn er 
in Rheinl?.nd-Pfalz wäre, hätte ieh dem Herrn Kultus
ministel' Entsprechendes geschrieben. Wenn heute ein 
Universitätsprofessor sich hinstellt und dem Sinne nach 
ungefähr sagt: Bis 1938 war der Nationalsozialismus 
eine anständige Angelegenheit, und von c:I-:< ab ist er 
erst in den Hitlerismus umgeschlagen, - dann muß ich 
fragen, was lehrt denn dieser Professor eigentlich die 
deutsche akademische Jugend? 

(Sehr starker Beifa11 des Hauses.) 
Muß ich ihm in Erinnerung rufen, wieviel Menschen 

im Frühiah~· 1933 auf der sogenannten ,,Flucht" er
schossen worxien sind 

(Sehr gut! im Hause.) 
i.1.~d wieviele im Gefängnis mit einem Genicksdmß ge
totet worden sind, auch in unserem Land! Muß ich ihn 
daran erinnern, was am 30. ,Juni 1934 geschehen ist, als 
unschuldige Menschen einfach bestialiS<:h umgelegt Vll'Ur
den ohne Geric..i1tsurt~i1, so der C-eneralstaat:san'fTXJalt 
Kahr aus Münch~n, 

(Zuruf von der SPD: Klausner!) 
religiöse Jugendführer usw. Selbst die SA-Fil.hrer. 
die d.amals ohne Gerichtsurteil umgelegt worden sind~ 
mögen sie getan haben, was sie wollen, selbst diese 
Menschen hatten vor Gott und den Menschen einen 
Anspruch auf ein Geridlt! 

(Beifall des Hauses.) 
Es ist traurig, daß man heute an -diese Dinge erin

nern muß. Was München machen wird, weiß ich nicht. 
Möglicherweise wird der Herr Professor sagen, daß es 
so schlimm nicht gewesen ist. 

(Abg. Bögler: Ich war dabei!) 

- Das ist mir be~nnt, und kh hoffe, d1;1ß sich genügend 
~eu.geu !fu: _die Ausiühl:ungen finden werden. Dabei 
wollen wir andererseits sagen - ich hoffe, daß ich rla 
mit Ihnen Pini<:t bin d ß · di V b" d d ••'11u11~m•1~'U"'!Jm.~~.11~_ 1 , .1 -~, a m esen er an en un 
Veroommmngen ute Menschen in der Mehrheit sind 
die im Grunde die Bereitschaft hf!bt>n, in der Demo~ 
kratie aktiv mitzuwirken. Wenn es aber so ist, dann 
müssen wir dafüi· sorgen, daß sie nicht wieder solchen 
Rattenfängern ausgeliefert werden. 

(Sehr gut! im Hause. - Abg. Bauer: Sie sind 
. ihnen sdlon aus.geliefert!) 

Die Vorgänge in Mainzf ·Meine Damen und Herren1 
Es· ist 'foer~1i efr1e· Presseverlautbarung erfolgt vo~ 
einer sehr. angesehenen Zeitung, dazu dann eine Er
klärung des: Herrn Oberbürgermeisters in Main:r, auch 
eine Erklä,rung des Polizeipräsidh.1ms Ich selbst' habe 
kein<7 Erkfätung abgeben wollen, weil ich es nicht für 
g~f und nicht tür zweckmäßig halte, vorzeitig, bevor 
die Vorgänge :cestlos geklärt sind, mich auf tlas Un
sichere von Gexitlchten zu beziehen und daraus ~reits 
Feststellungen zu treffen. 

!eh bin sehr ge:-i·ne bereit, den Fraktionen des Hohen 
H-.,wses über die Vorg·änge selbst" Au~kunft zu geben. 
r:ii darl hier in der Öffentlichkeit nur feststellen, daß 
die fraglichen Anwlil'fe n~cht in einer öffentlichen Ver
i:ammlting erfolgt sind und ein Einschreiten der Polizei 
dah.e:i.: M:Wl~so nicht in Frage k3ID, sondern daß es skh 
vielmehr um eine personell sehr eng begrenzte Dele
gi~tten-Zus<1mmt>nku n ft gehandelt hat. Dort sind ge
wisse Fragen a11fgew<Jrfen und auch Anträge gestellt 
wor<len. Auch diesen Vorgängen widmen wir unsere 
größte Aufmerksamkeit. seien Sie versichert daß wir 
im Rahmen der Gesetze das Erfoi·derliche tu~ werden. 

In diesem Zusammenh.:ange komme ich nun zu dem 
Antrag selb~t. Meine Damen und Herren! In den letz
ten Wochen hat es viele Erörterungen über das Ver-

„ " hä'.fü:HS' ""d'el'.'"11 gE!~'ß'hig;eoetJ.Cleri Körperschaften zu dem 
Verfasstmgsschutz gegeben. Schon vor dem Fan John 
hat die DiskussiOn eingesetzt, als sich in einem ande
ten Llmd Mißhelligkeiten ergeben hatten. Da die Frage 
außerordentlich schwierig und heikel ist. ist man nicht 
so rasch zu einer befriedigenden Beantwortun" ge
kommen. In diesem Augenblick sind mit mir al~ In
nenminister der <leutschen Lfulder und alle Leiter der 
Ver!assunftsschutzämter der Meinung. daß eine parla
mentarische Kontrolle, so wie sie d:ieser Antrag vor
sieht, sachwidrig i~t und deshalh nicht durchgeführt 
werden kann. 

•Meine Di:imen und Herren! Als ich im Kreise meiner 
Ko~1m mei.ne Praxis vor einiger Zeit vorgetragen 
habe, da hat e.~ sogar Minister gegeben, die glaubten. 
diese meine Praxis als sachwidrig ablehnen zu müssen~ 
Auch auf der Bundesebene befindet sich diese Frage 
in einer - um mich vorsichtig auszudrücken - sehr 
schwierigen Diskussion. Eines steht fi.ir mich fest was 
t~ eingangs schon gesagt habe: die generellen E~geb
msse des Verfassungsschutzes müssen den demokra
tischen Grundkräften so übermittelt werden, daß si~ 
ihr~rselts in der Lage sind, eine entsprechende politi
sche Aktion ztu: Abwehr der verfassungsfeindlichen 
Kfä(t.e Zi.Centfulten. 

Ich bin also bereit, meine bisherige Praxis durcha11s · · 
zu vertiefen und zu erweitern, jedoch nicht in personel
ler Hinsicht. Es '"aren immer sechs führende Persön
lichkeiten. Wenn im letzten Jahr zufällig der Ausschuß 
von mfr niebt so oft einberufen wurde. dann hat das 
zwei Gründe. Was ich jetzt sage, hat nicht gerade eine 
große Wkhtigk~lt, ich muß es aber sagen, damit Sie 
seh~. 'Wie das manchmal läuft. Erstens bin id] wie 
Sie wissen, -.;.viederholt längere Zeit wegen Krankheit 
abwesend gewesen, und diese Arbeit hängt letzten 



65. Sitzung, 21. September 1954 2153 
---------- - - ----------- -··· ·-·-·· -·· 

(Inncnmlnlater Dr. z~mer) 
Ende::i eigentlich mehr·oder weniger an mir persönlich, 
zweitens wurde nach der letzten Sitzung im vorigen 
Jahr von einem oder von zwei' Beteiligten geäußert: 
„Heute war es doch riesig langweilig~; denn nicht im
mer hatten wir Interessantes zu sagen. - Dann habe 
leb .gesagt, wir möchten die Herren n icht übermäßig 
häufig bemühen, wir würden sfe wieder einberufen, 
wenn wir glaubten, daß aus der gegebenen Situation 
so oder so wirklich etwas Neues gesagt werden könne. 

Ich bin aber selbstverständlich bereit, wenn die drei 
Fraktionsführer das wünschen, den Ausschuß jederzeit 
aus besonderen Anlässen und auch periodisch, wie Sie 
wollen, einzuberufen. Ich habe es bisher nur deshalb 
nicht so oft getan, weil Ich die Herren tatsächlich nicht 
so häufig bemühen wollte. Wenn mir z. B. die Herren 
Fraktionsvorsitzenden aus Anlaß des Falles Landau 
oder des Falles Mainz sagen. sie möchten darüber spre
chen, dann machen Sie mir, meine Herren, sogar eine 
große Freude; denn dann kann ich mit Ihnen alles 
überlegen, was geschehen kann; ich kann Ihnen auch 
gagen, was von uns aus nicht geschehen konnte, weil 
wir ja in den Fängen des Gesetzes sind: den.n wir sind 
ja ein demokratisdter Rechtsstaat, und die Polizei kann 
eben nicht so, wie sie will. 

So beurteile ich diese ganze Sachlage. Ich möchte die 
Fra&e auch nicht so sehr auf das Jurist.ische in .diese-n 
Augenblick verlagern, obwohl sich auch da Bedenken 
eriieben könnten. Aber ich weiß, Ihnen kommt es we
niger auf d:J.s Jurlstfsche an, mir letzten Endes auch 
nicht, sondern auf den Effekt. Nach dieser Form, wie 
sie hier steht, wenn fch sie wörtlich auslege, wollen Sie 
mich von meiner Tätigkeit, die ja darin besteht, das 
Amt zu kontrollieren, entlasten. Aber, meine Damen 
und Herren, lch muß Sie einmal fragen - nicht, damit 
Sie hier antworten, nu r zur Gegenüberstellung - , wie 
denken Sie sich überhaupt eine parlamentarische Kon
trolle der Arbeit eines Verfassungsschutzamtes? Wie ist 
die Technik einer solchen Kontrolle? 

(Abg. Bögler : Intern können wir das beantworten!) 
Schon für mich ist d1e Technik der Kontrolle schwie

rig. Die beste Kontrolle ist bei mir das bombensichere 
Vertrauen aut die wenigen Männer, auf die ich m ich 
verlassen kann. ldl wage kaum das Wort in den Mund 
:r:u nehmen, weil es nicht so ist: wenn ein kleiner Schuft 
darunter säße, dann hätte meine ganze Kontrolle gar 
keinen Zweck; denn dann wäre er vielleicht jahrelang 
ein Verräter. Wir wissen aus unserer Arbeit, daß lm 
Bundesgebiet sich da und dort solche Verräter - ich 
denke ear nicht an John - tatsächlich In wichtigen Stel
len h!ne!ngeschmuggelt und dort unter der Maske des 
Biedermannes getarnt j·ahrelang wichtige Arbeiten ver
richtet haben. 

(Abg. Jekob Diel: So ist es!) 
Deshalb möchte ich die Antragsteller bitten, sich mit 

meiner Darlegung als befriedigt zu erklären. Die .Er
gänzung, d1e ich fm Sinne Ihres Antrages vornehmen 
werde, müßte auch Sle :ru!rledenstellen. Dann würde 
die bisherige harrncmische Arbeit auf diesem Gebiet 
tiuch in Zukunft in unserem Lande erhalten bleiben. 
Daran habe ich, das s.age 1ch frei und frank, lllit allen 
Parteien ein gemeinsames demokratisches Interesse. 

(Beifall des Hauses.) 

Prlaldent Wolters: 
Dos Wort bat der Herr Abgeordnete Schmidt von der 

Fraktion der SPD. 

Aba. Schmidt: 
Herr Pl'äsident! Meine Damen und Herren! Wir kön

nen auch seitens der sozialdemokratisch~n Fraktion 
dem Herrn Minister nur dankbar se in für seine grund-

---· - .• „ •'" 

sätzlichen politischen Erklärungen. Wir haben schon 
des ö!teren Gelegenheit genommen, an dieser Stelle 
.festzustellen, daß wir in die demokratische Grundhal
tung unseres derzeitigen Inneruninlsters keine Zweifel 
setzen; denn wir kennen ja seine politische Vergangen
heit. Trotz dieses Vertrauens in seine Grundhaltung 
v~rmögen wir nicht seinen Schlußfolgerungen zu folgen, 
die er eben gegenüber unserem Antrag gezogen hat. 

Zunächst darf ich einen rein geschä ftsordnungsmäßi
gen Hinweis geben. In Artikel 19 unse1·er Geschätts
ordnung des Landtages heißt es: 

Fib: einzelne Gegenstände kann der Landtag Son
derausschili:se bestellen. 

Aus dieser Formulierung kommt die Ableitung des 
Wortes „Sonderausschuß" In unserem Antrag. Sie haben 
nun den Antrag meines Kollegen Bögler gehört, damit 
Mißverständnisse ausgeräumt werden. Wer aber wollte 
verneinen, daß die Fn.gen des Verfassungsschutzes ge
rade in diesen Wochen und Monaten zu einem echten 
politischen Gegenstand geworden sind, um den sich die 
Parlamente im Bund und In den Ländern zu kümmern 
haben. Wenn das Parlament daher auf Grund seiner 
Geschäftsordnung zu diesem Gegenstand Stellung neh
men soll und will, dann muß es von der Möglichkeit 
des Artikels 19 dieser Geschäftsordnung Gebrauch 
machen. Wer von uns in diesem Haus wollte verant
worten, sich .eines Tages an die Brust klopren und 
sagen zu müssen: ich habe nicht alles getan, was not
wendig war, um rechtzeitig einer Entwicklung zu be
gegnen. 

Sehen Sie, Herr Minister, wir sind nlcht der Mei
nung, wie gewisse ausländische Zeitungsschreiber daß 
zur Zeit in Deutschland die Demokratie aus den ~geln 
gehoben werden könnte. Wir sind aber der Auffassung, 
daß es not_:wendig ist, gewissen Ansätzen rechtzeitig zu 
begegnen. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 
Meine Damen und Herren! Die DEmokratie ist n ie 

durch ihre offenen Feinde in Deutschland gefährdet 
worden, sondern immer nur durch die, die sich die 
demokratischen Freiheiten zunutze machten um mit 
den Freiheiten der Demokratie diese zu erwü;gen. Die
jenigen, die heute In Konferenzen und Versammlungen 
sich ge~en die Demokratie äußern, berufen sich ja im
mer wieder auf die Freiheiten, die ihnen Grundgesetz 
und Verfassung hierfür gewähren. . 

Deshalb haben wir ständig zu kontrollieren, ob mit 
diesen Freiheiten nicht laufend Mißbrauch getrieben 
wird. Diesem Mißbrauch gilt es in erster Linie zu be
gegnen. Herr Innenminister! Diesem Mißbrauch zu be
gegnen. dazu reichen Thre paar Leute im Verfassungs
schutzamt nicht aus. Dazu mUsen Sie die notwendige 
Zusammenarbeit mit den politischen Parteien herstel
len. Der Ausschuß, den wir beantragen, hat nicht dle 
Funktion, Ihr Verfassungsschutzamt zu kontrollieren 
sondern in gemeinsamen ständigen Beratungen mit de~ 
politischen Parteien den gesamten Vorgang zu über
blicken, der sich auf der Ebene des Verf1;1ssungsschutzes 
ergibt. Wir wollen nicht Kontrolle, wir wollen Ergän
zung! 

(Abg. Dr . Lichtenberger: Das steht aber in Ihrem 
Antrag!) 

- Entschuldigen Sie, ich bin noch nicht fertig. 
Auch politischen Parteien werden Dinge bekannt, die 

sie ebensowenig sofort auf den Tisch des Hauses legen 
können, wie auch dhs Verfassungsschutzamt es nicht 
kann. Dann muß ein auf unseren Antrag zu bes tellender 
kleiner Ausschuß die Möglichkeit haben, auch von sich 
aus aktiv zu werden, um in Ergänzung des amtlichen 
Verfassungsschutzes <ill das Material al.if der politischen 

• ' u ri . , , . • 



2184 Stenographische Berichte des Landtages von Rheinland-Pfalz, IL Wahlperiode 

1Sclin11dt) 

Ebene zusammenzutragen, das hier ersichtlich und er
kennbar wird. 

Herr Minister, Sie wollen mir doch glauben, daß wir 
<1ls Vertreter politL-;cher Parteien oftmals mehr Inter
nitas tiber bestimmte Vorgänge im Lande hören, als 
Thr eigenes Verfassungsschutzamt zu vermitteln ver
mag. Bis jetzt geben wir solche Internitas Ihrem Ver
fassungsschutz.amt bekannt. Wir haben aber nicht die 
Möglichkeit mitzuprüfen~ wie solche Vorgänge <lann 
weiter verfolgt werden. Der Ausschuß soll also nicht 
eine Kontrolle, sondern eine Ergänzung auf der einen 
Seite darstellen. Auf der anderen Seite soll aber auch 
durch den Ausschuß und sein Selbstän<ligwerden die 
Sich·erheit gewährt werden, daß ständig Informationen 
übe1· die Vertrauensleute der politischen Parteien - aber 
nicht zur Auswertung im Einzelfalle, sondern zur 
Grundl<1ge ihrer politischen Arbeit - übermittelt ·wer
den. Es geht also ·hier um etwas mehr, Herr Minister, 
als Sie glaubten bisher anerkennen zu wollen. 

Entschuld'igen Sie, wenn ich jetzt sage, daß wir diese 
Dinge auch nicht alleine der sorgsamen B~bachtung 
eines Mannes überla!>"Sen möchten Das ist kein Miß
trauen gegen Sie. Wir sind der Meinung, daß das Pro
blem, das hier an!;teht, so bedeutungsvoll und umfang
reich ist, daß es gar n icht einem Kopfe überlassen wer
den kann, alleine die Verantwortung zu tragen und die 
Ri<:htlinien 7.U geben. Wir kommen zu dieser Meini:.mg 
- ich will damit gleich Schluß machen - , weil ja auch 
gewisse Vorgänge bei uns nicht die Reaktion erfahren 
haben, die wir eigentlich hätten erwarten können. 
Warum, weiß ich nicht. Es ist uns z. B. völlig unver
ständlich, daß im Lande Rheinland-Pfalz Broschüren, 
wie sie mein Kollege Bögler bereits angedeutet hat, 
des früheren Gestapochefs Diels „Der Fall Otto John" 
verbreitet we1·den können, ohnE"" daß man dagegen ein
gegri.ffen hat. 

(Innenminister Dr. Zimmer: Die Broschüre ist 
hier nicht erschienen. Der Erscheinungsort liegt 

außerhalb des Landes!) 
- Herr Minister! Wir haben schon erfahren, daß in Be
schlagnahmungen von Zeitschriften, die auch bei uns 
nicht erscheinen, man sehr schnell im Lande Rheinland
Pfälz gehandelt hat. Ich glaube, ich brauche Ihnen n icht 
zu empfehlen, sich die Broschüre anzusehen; Sie wer
den sie sich angesehen haben. Was aber in diesem Pam
phlet steht, davon nur einige Kostproben. Es heißt h ier, 
daß sich die Armee der Widerstandskämpfer 19-i~ um 
diejenigen vermindern müßte, di.e aus großer Unzu
friede1~hei't gegen den Nationalsozialismus Widerstand 
geleistet hätten und nach 1945 zur Krippe drängend, 
unbotmäßige Träume und geflüsterte Bemerkungen 
im ehelichen Schlafgemach als Widerstandshandlungen 
heute ausgeben würden ..• 

Hierher gehören auch die kommunistisd1en Par
teimitglieder, die dafür, daß Hitler ihren Bürger
kriegsplänen zuvorkam, nacll 1945 mit ungeheuer·· 
li<:hen Geldsummen entschädigt wurden. 

Ich muß schon sagen: einfacher ist Hitler noch nie 
entschuldigt worden wie in diesen Bemerkungen. 

($ehr richtig! bei der CDU.) 
Dann heißt es weiter, das Heer der Widerstands

kämpfer rekrutiere sich zum großen Tei'le aus Ehrgeiz
lingen und aus Disziplinfeindlichen. Es heißt wörtlich: 

Aus let:?.teren rekrutierte sich das Heer der Wider
standsneurotiker, die ihrer politischen Rentenpsy
chose nach!gingen und die Posten der Denazifika
toren besetzten. Der Haß dieser Niedrigen, die der 
regierende Feind nach 1945 erhöhte, hätte die vor
nehmen Toten allzu gerne verschwiegen. 

(Frau Abg, Dr. Gantenberg: Pfui!) 

Es heißt weiter: 
Wen aber meine eigne Meinung zum deutschen 
Widerstand interessiert, der möge wissen, daß der 
verantwortlidle Mann an jeder Stelle und zu jeder 
Zeit Widerstand zu leisten hat gegen Dummheit, 
Roheit und Rechtlosigkeit, daß er sich dessen nicht 
zu rühmen hat und daß er wegen der Unfälle, die 
er bei solchem Handeln erleidet, ke!nen Schadens
ersatz von niemandem zu fordern hat. 

Meine Damen und Herren! Der Herr Diels war Ge
stapo-Chef und anschließend Regierungspräsident bis 
zum Ende des DJ·itten Reiches. 

{Abg. Bögler: Und erhält heute Pension!) 
Der Mann, der dieses schreibt, schämt sich nicht, für 

seinen Unfall jeden Monat 700 DM vom Staate einzu
stecken. biesen Satz soll man denen vorhalten, die jetzt 
in der Versammlung, von der mein Koliege Bögler 
spradl, siqh zus~m.mengefunden hatten und dort gegen 
den Staat demonstrierten, weil 9ie für ihren Unfall nach 
Ulfer'"~eüiuri'.g""i'ilclit' ausreiChend entschädigt werden. 

Es heillt' in' dieser Broschüre weiter : 
So war denn auch Hitler nur der Vorwand, um 
dem preußisch-deutschen Wesen endgültig den Gar
aus zu machen. 

·Dann spricht er in seiner Broschüre von Frankreich 
in einer Form, die gerade in unserem Lande nicht ge- . 
duldet werden sollte. Er sagt in diesem Zusammen
hange von Frankreich, daß es das typische Land der 
Skanda.le sei, und fährt dann fort: 

Endlich hat es aufgehört, daß es bieder und recht
schaffen bei uns zugeht ... Nein, Skandal, ganz 
,großer öffentlicher Skandal muß sein. Er ist ein 
Lebenselement der Demokratie ... 

(Frau Abg. Dr. Gantenberg: Das ist unerhört!) 

Meine Damen und Herren! Ich könnte noch einige 
Zitate bringen. Herr lnnenminister, daß ein solches 
Pamphlet von IhrE>n Polizeiorganen 

(Innenminister Dr. Zimmer: In Göttingen!) 
nicht genau so behandelt wurde wie Sie gewisse Zeit
schriften schon behandelt haben, ist für uns unver
ständlich. Sehen Sie, eine Aufgabe des Ausschusses 
könnte darin bestehen, Ihnen auf solche Vorgänge Hin
weise zu geben. 

(Abg. Schuler: Das kann auch das Parlament, 
dazu brauchen wir keinen Ausschuß! - Abg. 
Hertel: Wir können ja auch auf den Markt-

. platz gehen!) 

-' Herr Kollege Schuler, wollen wir uns nicht darüber 
~inig werden, <laß es schneller und wirksamer behan
delt werden kann, wenn ein kleines Gremium politi
scher Vertnmensmänner, bestellt von den politischen 
Parteien, diese Dinge zusammen mit dem Herrn Innen
minister auch rechtzeitig besprechen können. 

(Abg. Schuler: Das ist nur leider verfassungs
widrig!) 

'Wissen Sie, was verfassungswidrig ist, Herr Kollege 
Schuler ? Verfassungswidrig ist alles, was sich gegen 
die Gt"tmdlagen der Demokratie richtet. Wenn wir über 
all die Vorgänge, die wir heute zu verzeichnen haben, 
das Prinzip der Verfassungswidrigkeit setzen und 
entsprechende Schlußfolgerungen auf der Ebene der 
volh.i.ehenden Gewalt ziehen würden, dann bätt~n wir 
einige Sorgen in Deutschland weniger. 

Zum Schluß ein offenes Wort. Ich habe in diesen 
Tagen einen Satz gelesen - ich glaube, es war Eugen 
Kogon, der ihn geschrieben hat -: „Wir Deutr:clle haben 
Angst vor Deutschland." Das stimmt nicht ganz. Wir 
Deutsche müssen Angst um Deutschland haben, wenn 
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wir sehen, daß diejenigen, die nach 1945 - nicht wie 
Herr Dlels schreibt -, sich zur Futterkrippe dräogten, 
sondern oftmals gezwungen wurden, sich der undank
baren Aufgaben anzunehmen, die damals unserem Volk 
gestellt waren, heute ,bereits in der Of!entllchkeit quasi 
den unteren Weg gehen müssen. Es ist heute in der 
deutschen ÖffenUichkeit in gewissen Kreisen schon 
ehrenvoller geworden zu sagen: ich bin Mitglied der 
NSDAP gewesen, als zu bekennen: ich habe 1945 zu 
denen gehört, die damals die schwierige Aufbauarbeit 
in Angriff nehmen mußten. Die 1945er sind heute schon 
in Deuts<.hland diskriminiert, während sich die anderen 
auf der ganzen Ebene breitmachen und mit dem Licht 
ihrer sogenannten unschuldigen Vergangenheit das öf
fentli~11.e- Leben Deutsc.11lands übersc.l-i:atten. Wer denkt 
von diesen Leuten nodl daran, sich schuldig an die 
Brust zu schlagen, wenn er meinetwegen durch das uns 
benachbarte Hadamar fährt, wo die Vergasungsanstal
ten gestanden haben. Wer denkt von diesen Leuten 
noch dia.mn, in Anbetracht der Trümmer sich 2lll sagen : 
da warst du mit daran beteiligt. Nein, sie stehen vor 
uns, verlangen ihre Wiedergutmachung, verlangen vom 
Staate die Nachzahlung ihrer ganzen Gehälter und 
volle Rehabilitierung. Sie verlangen, daß der Staat 
ihnen wieder sich selbst überantwortet. 

(Frau Abg. Dr. Gantenberg: Und, wir tuns!) 

Ich m&hte hier ein Wort zu unseren Beamtenorga
nlsationen sagen, die auf dem Gebiete eln wichtiges 
Wort mitreden. Sie sollten sich weniger um die Rechts
verhältnisse der~ 1945er kümmern, als das Recht, das 
sie gegenüber den 1945ern angewendet wissen wollen, 
auf ihre eigenen Leute anzuwenden, die nach 1933 
Rechte erhalten und beansprucht haben, die sie nicht 
zum Schutze unseres Volkes, sondern zu seinem Nachteil 
ausgeübt haben. Wir ·be.tlnden uns doch in der Situ-;1-
tion, daß wir uns manchmal selbst fragen müssen, 
wenn man gewisse Dinge in der Öffentlichkeit beob
achtet; war denn das der Sinn des Opferganges nach 
1945, daß wir im Jahre 1954 bereits wieder die Ver
femten werden. Es ist Zeit, daß wir uns aufraffen und 
alles tun, um dieser Entwicklung zu begegnen. 

{Beifall im Hause.) 

Prlsldent WoUers: 

Das Wort hat der Herr Innenminister Dr. Zimmer. 

Innenminister Dr. Zimmer: 

Herr Präsident! Meine verehrten Damen und Her
ren! Die Disk'Ussion hat durch die Ausführungen unse
res verehrten Kollegen Schmidt eine ziemliche Auswei
tung erfahren. Ich möchte doch zunächst zur Klarstel
lung der Be.zie·hung dessen, \\ta.s er gesagt r~t, zu un
serem Thema einiges sagen. 

Seine Ausführungen Uber den Inhalt der Broschüre 
eines gewissen Herrn Diels werden, glaube ich, vom 
garu:en Hause gebilligt und geteilt. Ich habe die Bro
schüre selbstverständlich gelesen. Die Gefühle, die mich 
da bei bewe.gt haben, können Sie ungefähr ermessen. 
Der Mann, der sehr erfolgreich 1933 die Gestapo auf
gebaut hat, bietet sich uns heute gewissermaßen mit 
seinen guten Ratschlägen .als Reformator des Verfas
sungsschutzes für die Demokratie an. 

{Abg. Kuhn: Techniker!) 

Sie sind nun, Herr Kollege Schm td t, wie wir ·wissen, 
Spezialist des Pol,!zeirechts. Sie verlangten, daß die Po-

lizei im Lande Rheinland-Pfalz den Vertrieb der Bro
schüre verhindern soll. So habe ich es verstanden. Nun 
müßte Ihnen doch aufgefallen sein, daß die Broschüre 
bisher noch in kei.nem deutschen Land verboten oder 
beschlagnahmt worden ist, auch nicht im Lande Nieder
sacllsen, wo sie nämlich erschienen ist in einer Buch
folge, deren Bücher mehr oder weniger genau die gleiche 
Tendenz haben wie dieses Buch. Allerdings muß es jeden 
Menschen mit demokratischem Empfinden empören, 
daß so etwas möglich ist. Die Frage ist nur: kann das 
gerade die Polizei im Lande Rheinland-Pfalz? Der § 1 
des kürzlich von uns verabschiedeten Polizeiverwal
tungsgesetzes lautet: 

Die Polizei hat von der Allgemeinheit oder dem 
einzelnen Ge!ahre:n 00.z:uwehren. durch welche die 
ö!!entliche Sicherheit oder Ordnung bedroht ist. 

Das Lst die Generalklausel, um die wir uns solange 
bemüht haben. 

Meine 'Damen und Herrenl Sie wissen, wie gefährlich 
es ist, wenn man bei derartigen Fragen sofort die Po
lizei anruft, wo einzuschreiten es allenfalls Aufgabe der 
Strafverfolgungsbehörde ist. Jede Beschlagnahme der 
Polizei muß ja in kürzester Frist vom Strafrichter ent
weder gut.geheißen oder aufgehoben werden, so daß 
eine Beschlagnahme allenfalls - als Maßnahme der 
Polizei - ein sehr kurzfristiges Dasein hätte. Soll die 
Maßnahme auf lange Sicht berechnet sein, dann ist es 
eine solche der Strafverfolgungsbehörde, so daß man 
meines Erachtens fu keiner WeLc;e diesen Mangel, den 
wir alle· empfinden, etwa zu L'.1.sten der Pdlizei und 
damit auf meine Kosten abwälzen darf. 

Das Verfassungsschutzamt hat Nachrichten zu sam
meln, und es hat vor allen Dingen den Geheimbünde
leien nachzuspüren, die staatsfeindlich sind. Meine Da
men und Herren, wenn in der ganzen Welt eine Bro
schüre John veröf!entlicht wird, dann nimmt das Ver
fassungsschutzamt -Oavon mit besonderem Interesse 
Kenntnis, mit demselben Interesse wie ich; es kann 
von sich aus aber keine Maßnahmen gegen diese Bro
schüre treffen. Es ist bereits im Bundestag am voriien 
Donnerstag bedauert worden - und zwar meiner Erin
nerung nacll. von dem Sprecher der CDU -, daß es mög
lich ist, daß in der heutigen Zeit eine soldle Broschüre 
erscheinen kann. Aber niemand im Bundestag hat aus 
dieser TatsRche die Konsequenz gezogen, die Sie gezo
gen haben, und daraus der Polizei der Länder einen 
Vorwurf gemacht. Die Polizei ist dazu da, die öffent
liche Oronung zu gewährleisten, und ein derartiges 
Pamphlet kann von ihr im allgemeinen nicht beschlag
nahmt werden; wo sie es tut, hat diese Maßnahme nur 
dann ·Dauer von Bestand, wenn sie von den Strafver
folgungsbehörden entsprechend für richtig gehalten 
wird. Zu einem solchen Vorgehen habe ich mich aller
dings nicht entschließen können. 

(Abg. Sc..h_rnidt : Trauen Sie der ,Tusti'.l nknt?) 

- Doch! Ich traue der Justiz sehr wohl. Ich darf hier 
rollig sagen, meine Damen und Herren, daß auf ·dem 
Gebiete des Verfassungsschutzes - und von diesem 
sprechen wir hier - in den letzten Jahren die Recht
sprechung in unserem Lande sich in erfreulicher Kon
gruenz mit den Auffassungen der allgemeinen politl

•schen Behörden befunden hat und daß wir in dieser 
Hinsicht keinerlei Befürchtungen zu haben brauchen. 

Ich bin also der Meinung, meine Damen und Herren, 
daß bei der Ihnen hier gegebenen Darlegung - der 
Fall Diels hat mit dem Verfassungsschutzamt direkt 
nichts zu tun - die SPD keine Veranlassung haben 
sollte, auf ihrem Antrag zu bestehen. Nachdem nun 
der Herr Kollege Schmidt dazu längere Ausführungen 

•I 
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gemRcht hat, muß ich nun doch wieder auf den Wort
laut des Antrages hinweisen. Es heißt dort ausdrück
lich „ ... dem die Kontrolle der Tätigkeit des Ver
fassungsschutzamtes als Aufgabe gestellt ist". Meine 
verehrten Damen und Herren, das bedeutet doch nichts 
mehr und nichts weniger - wenn Sie diesem Wortlaut 
einen Sinn geben -, daß Sie eine meiner Abteilungen, 
die mir unmittelbar unterstellt ist, ·aus meiner Kontrolle 
gewissermaßen herausnehmen wollen, um sie der Kon
trolle eines parlamentarischen Ausschusses zu unter
stellen, ohne daß Sie dabei klar gesagt haben, wie 
Sie sich die Technik dieser Kontrolle überhaupt den
ken. Das ist verwaltungstechnisch meines Erachtens 
gar nicht durchführbar. 

kh unter~treiche aber das, was Sie eben gesagt 
haben, nämlich, daß dieser Ausschuß - der ja prak
tisch bereits besteht, wenn er auch bisher nicht so 
regelmäßig zusammengetreten ist - eine politisch er
gänzende Tätigkeit vornehmen soll. Das unterstreiche 
ich hundertprozentig, das liegt vollkommen im Sinne 
meiner eigenen Ausführungen. Wenn das der Sinn 
dieses Ausschusses sein soll, meine Damen und Herren, 
so begrüße ich es von ganzem Herzen, wenn sich die 
politischen Parteien sehr aktiv in diesem Ausschuß 
beti:itigen. Sie wissen, daß-ich Ihnen beim letzten Mal 
angeboten habe, sich die Abteilung anzusehen. Ich 
wollte Ihnen die einzelnen Herren bekannt machen und 
vorstellen, ich wollte Ihnen die Organisation der Dienst
stelle zeigen. Die Herren haben von diesem Angebot 
keilien Gebrauch gemacht, weil sie offenbar d~ Ver
trauen hatten, daß alles in bester Ordnung sei. Sie 
sehen, ich habe in dieser Beziehung gar keine über
triebenen Hemmungen, und ich kann Ihnen nur die 
Zusicherung geben, daß ich in Zukunft erstens regel
mäßig - alle vier oder sechs oder acht Wochen, so, wie 
Sie es haben wollen - den Fraktionsvorsitzenden und 
seinen SteU·,rertreter von jeder Fraktio.n einberufe zur 
Besprechung der Lage, zu Mitteilµngen von bestimm
ten Vorkommnissen; und wenn Sie zweitens, meine 
Damen und. Herren - es k<Jmmt jetzt etwas sehr Wich
tiges -, auf Grund bestimmter Vorfälle im Lande ~n 
mich mit dem Wunsche herantreten: Bitte, lassen Sie 
das Gremium der Fraktionsvorsitzenden und ihrer 
Stellvertreter zusammentreten, dann bin ich jederzeit 
dazu bereit und in der Lage, das zu tun. Und wenn ich 
nicht da bin, dann macht es mein Vertreter. Dann 
haben Sie in vollem Umfang das erreicht, was Sie 
wollen und w::\s letzten Endes seit Jahr und Tag mein 
eigenes Bestreben und mein eigener Wunsch ge
wesen ist. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident Wolters: 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. Boden von 
der CDU. 

Abg. Di-. Boden: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die Aus
führungen, die unser verehrter Herr Innenminister Dr. 
Zimmer eingangs gemacht hat, sind wiederholt von 
dem Beifall des ganzen Hauses unterbrochen worden. 
Und auch die Ausführungen, die der Herr Kollege 
Bügler zur Begründung des Antrages der SPD hier 
vorgetragen hat, sind mehrfach auf den verschieden
sten Bänken des Hauses begrüßt worden. Ich hätte ge
wi.imcht, daß man ohne Fortsetzung der Aussprache 
auf die Anregung des Herrn Innenministers eingegan
gen \Väre. 

kh richte mich damit gegen die Ausführungen des 
Herrn Kollegen Schmidt. Sie betreffen nicht, Herr 
Kollege Schmidt - das möchte ich ausdrücklich fest-

stellen -, das, was Sie in der Verurteilung dieses 
Schriftchens Diels gesa.gt haben. Seien Sie versichert, 
daß ich das vollkommen unterschreibe. Ich habe schon 
Gelegenheit gehabt, dagegen Stellung zu nehmen, daß 
man dieses Werk auch noch weiterverbreiten wollte, 
und ich werde auch weiterhin nichts unterlassen, um 
solchen Besirebun,gen die Brandmarkung zuteil wer
den zu lassen, die sie verdienen. 

(Beifall des Hause:..) 

Aber ~omit ich nicht einverstanden war, Herr 
Kollege Schmidt, und was ich bedaure, das ist, daß Sie 
zum Schluß nicht dem zugestimmt haben, was der 
Herl' Innenminister uns allen vorgeschlagen hat. Sie 
haben eine Entwkklung dessen gegeben, was Sie unter 
nu·en1 AnLi·ag vei·slehen wolien, und wenn ich das auf 
die Waagschale lege, dann steht die Waage gerade, 
dann ist das, was Sie wollen, erfüllt durch das, was 
der Herr Innenminister angeboten hat. 

, „. „ ·• '" (Sehr richtig! bei der CDU.) 

„rn kleinstem Gremium", haben Sie gesa.gt, und das 
erachte ich für richtig - wir gehen darin einig, schon 
mit Rücksicht auf die Sicherheit der Vertraulichkeit. 
Dä's 'K!ems'te' G'rem'him des parlamentarischen Lebens 
sind 'cl'.le Vorsifaenden der eim:elnen Fraktionen. Der 
Hefr' ':Mirifäfer" haf nach seinen Anfangsausführungen 
seinen Vorschlag jetzt noch prägnanter und - ich muß 
sagen - auch noch etwas weitergehend gefaßt, indem 
er mclif''i'iü'r dte Fraktionsführer, sondern auch deren 
SteHvertreter zu den Besprechungen, die periodisch 
zugesagt sind und in denen wir natürlich auch das 
Recht der Initiative haben, zusammenrufen will. Ja, 
meine Damen und Herren, bei der Einmütigkeit unserer 
Auffassung auf allen Bänken dieses Hauses in sach

.licher Hinsicht habe ich den Wunsch - und ich appel-
liere· no,._..fiffi~1s an Sie -~ daß Sie rnit dieser Erklärung 
des Herrn Ministers einverstanden sind. lch würde 
es bedauern, wenn auf einem Gebiet, auf dem eine 
solche sachliche Einmütigkeit besteht, ein sachlicher 
Antrag ~r Ablehnung kommen müßte. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident Wolters: 

Das · Wort hat der Herr Abgeor dnete Motz von der 
I!'DP. 

Abg. Motz: 

Heu Präsident! Meine Damen und Herren! Die Aus
~prachE.>. die heute geführt wurde und deren Anlaß der 
Antrag ·1I.'ä98 gegeben hat, ist sehr zu begrüßen. Es ist 
notwendig, daß das Parlament sich ab und zu mit die
sen Fragen beschäftigt. Aber, meine Damen und Her
ren, 'Wir wollen die Sache nrcht dt"am~tis1eren. Wirr
köpfe und Unverbesserliche im politischen Leben ha t 
es immer schon gegeben. 

(Abg. Kuhn: Sie müssen immer verniedlichen') 

Und, meine Damen und Herren, betrachten wir doch 
die Stärke der Wähler in den elm:elnen Parteien. Wo 
kommen denn eigentlich die Wähler her? Haben diese 
Wähler nicht früher einmal nationalsozialistisch ge
wählt? Und müssen wlr nicht auch weiterhin bestrebt 
~eln, die A~ißenstehenden in unser Lager hineinzuzie
hen, um sie dem demokratischen Gedanken zuzuführen? 

Es darf dann aber nicht so weit gehen, daß eine 
demokratische Partei die andere bezichtigt_ Ich knüpfe 
an das Wort „infiltrieren" an, das heute hier gefallen 
ist, und damit meinte man bestimmt die FDP. -

(Uhfünt:ftihu ironische. Heiterkeit bei der SPD.' -
Abg. Kuhn: Das hat niemand gesagt!) 



65. Sitzung, 21. September 1954 2187 

(Motzl 

Meine Damen und Herren, - lassen Sie mich das fest
stellen, und das wird sfcll auch erweisen -, SPD und 
CDU haben davon gesprochen. Aber man soll sidi nidit 
einbilden, daß diese Parteien auf Kosten einer. anderen 
stärker werden. 

Meine Damen und Herren, foh begrüße es, wenn die 
Demokratie energisch und' :zielbewußt in Schutzgenom
men wird. Wir wollen keinen demokratischen Staat 
Weimarer Prägung mehr erleben, der nach links zu 
weich und nach rechts zu schwach war; das war die 
Ursache des großen Desasters von 1933. Wir wollen 
Respekt vor der Demokratie. Ich will nicht die Frage 
aufwerfen, ob Dehler ein schlechterer Demokrat ist als 
Ollenhaucr und als der Bundeskanzler. Das ist vorhin 
durchgeklungen, das Protokoll und das Stenogramm 
werden es erweisen. Aus diesem Grunde sehe ich mich 
verpfüch tet zu betonen, daß ,gerade wir von der Freien 
Demokratischen Partei, die wir uns zielbewußt und 
zielstrebig für den demokratischen Aufbau unseres 
Vaterlandes einsetzen, es nicht nötig haben, das noch
mals besonders herauszustellen. 

(Abg. Dr. Habighor.st: Hat kemer bestritten! -
Abg. Kuraner: n·eshalb sind die Ausführungen 

um so erstaunliche'rl) 

Meine Damen und Herren! Die Art und Weise, wie 
unser Herr Innenminister die Unterriditung der Frak
tionen vorgenommen hat, ist zu begrüßen. 

(Abg. Schmidt: Ich dachte, Sie hätten gegen den 
Herrn Innenminister gesprochen!) 

- Herr Kollege Schmidt, ich stelle nur das fest, was 
gesagt wurde. Das soll aber keinen Einfluß auf unseren 
Entschluß haben. Wir haben mit Freude davon Kennt
nis genommen und wir haben die Anregung gutge
heißen, daß für die Zukunft der Herr Innenminister 
die Fraktionsvorsitzenden der dret Parteien regelmäßig 
zusammenrufen wl.rd', und daß die Fraktionen beredt
Ugt und auch verpflichtet sind, um eine Unterredung 
nachzusuchen, wenn sich die Notwendigkeit dafür ergibt. 
Der Herr Innenminister wird, soweit Ich ihn kenne, 
diesem Verlangen seine Zustimmung geben. 

Herr Kollege Bögler hat in ruhiger, sachlicher Form 
den Antrag der SPD begrOndet. Er hat - wie mein ge
schätzter Vorredner, Herr Dr. Boden, festgestellt hat -
Beifall von den verschiedenen Bänken des Hauses be
kommen. Aber wenn hier ein Antrag auf „Kontrolle" 
gestellt wird, dann setzt dieser Antrag schon ein ge
wisses Mißtrauen voraus. Da w.ir von seiten der FDP
Fraktion aber hi'er nichts zu kontrollieren haben, benö
tigen wir auch diesen Ausschuß nicht, auch nicht den 
Sonderausschuß, der allerdings durch Antrag schon 
zurückgezogen wurde. Was wir wünschen, Ist Toleranz 
im politischen Leben, Bemilhung um die Außenstehen
den, ganz gleich, in welche Partei sie hineinzubringen 
sind, sie zu guten Demokraten zu erziehen, um den 
Wiederaufbau unseres niedergeschlagenen und zusam
mengeschlagenen Vaterlandes weiter zu vollziehen. Wir 
tragen die große Verantwortung ver der Gegenwart, 
aber eine noch viel größere Verantwortung vor der 
Zukunft. Deshalb sollten wir die Sache nicht übermäßig 
dramatisieren; denn der Ausgang der Wahlen in allen 
Ulndern - ob in Bund, Ländern oder Kommunen - hat 
überall den Nachweis erbracht, daß die radikalen Ele
mente ja im Abklingen · sind. Und gerade unser Land 
Rheinland-Pfalz, das als erstes Land in der deutschen 
Bundesrepublik aut das Drei-Fraktionen-Parlament zu
rückbllcken kann, wird auch für die Zukunft alles daran 
setzen, daß sich keine Unterwanderer und In!iltrierer 
breit machen können. Alle drei Fraktionen und Par
teien werden auch in Zukunft getragen und durch-
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drungen sein von dem großen demokratischen Gedan
kengut, das sich zum Wchl unseres Vaterlandes aus
wirken soll. 

(Beifall der Regierungsparteien.) 

Prisldent Wolter.s: 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Bögler von der 
SPD. 

Abg. Bögler: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Natür
lich hätte ich bei der Begründung unseres Antrages 
auf sehr viel mehr Tendenzen und auf sehr viel mehr 
Vorgänge, die Sorge hervorrufen müssen - nidit nur 
bei uns, sondern auch bei Ihnen, und das ist unter
strichen worden - hinweisen können. Ich habe das un
terlassen, weil ich in der knappen Begründung, die 
ich gegeben habe, mit aller Deutlichkeit die Tendenz 
unseres Antrages herausstellen wollte. 

Nun muß ich aber zu den Ausführungen des Herrn 
Kollegen Motz sagen, daß heutige Wahlziffern und 
heutige Organisationsverhältnisse sehr wenig bedeu
ten, wenn wir nicht entsprechende Maßnahmen gegen 
diejenigen ergreifen, die entschlossen sind, diesen 
Staat zu zerstören. Schließlich stützen wir uns doch 
bei dieser unserer Haltung auf Erfahrungen und Er
leben in dem allerletzten Jahr. Mit Sieben hat es in 
München angefangen, und mit der Zerstörung unseres 
Vaterlandes hat es geendet! 

(Beifall bei der SPD.) 

Und deshalb sind wir der Meinung - und erfreu
licherweise hat das Haus dem zugestimmt, und audi 
der Herr Innenminister hat das im Namen der- C-e
samtregierung, wie ich annehmen darf, zum Ausdruck 
gebracht -, daß der Verfassungsschutz nicht die Ange
legenheit einer einzelnen Partei oder einer zufälligen 
Regierungskoalition sein kann. 

(Sehr richtig! bei der CDU.) 

Die Bedeutung einer demokratischen Opposition ge
rade bei diesem Vorgang im Staatsleben ist so ein
deutig, 

(Abg. Dr. Boden: Jawohl!) 

daß man nicht darüber zu reden braucht. 

(Richtig! bei der CDU.) 

Wenn wir dem Wunsch, Herr Kollege Dr. Boden, den 
Sie noch einmal an uns gerichtet haben, nicht Redi
nung tragen können, dann aus dem Grunde, weil wir 
gerade bei der Wichtigkeit der Materie dem Parlament 
eine eigene Initiative geben wollen. Das Parlament 
kann sich in einer solchen Frage nicht von der Obrig
keit - entschuldigen Sie, Herr Innenminister - abhän
gig machen. Der Herr Innenminister sprach davon, 
daß wir ja schon einen Ausschuß hätten. 

Wir haben bisher Vertrauensleute der Parteien, dle 
von Zeit iu Zeit durdi Sie informiert wurden. Sle 
haben selber gesagt, daß das in weiten Zeitabständen 
geschehen ist. Die Gründe werden akzeptiert, dagegen 
läßt sich nichts machen, wenn das nicht möglich ist. 
Sie haben aber dann etwas gesagt, wovon idi ge
wünscht hätte, daß es besser nicht ausgesprochen wor
den wäre, daß nämlich in der vorletzten Zusammen~ 
kunft festgestellt worden sei, es sei wenig interessant 
gewesen. 

Vielleicht wird ein dem Parlament verantwortliches 
Gremium in solchen Zusammenkünften von sich aus 
mehr Interessantes vortragen, wenn der Herr Innen-

·' 
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minister mal nichts Interessantes hat. Ein solcher durch 
das Parlament gebildeter Ausschuß hat einen Vor
sitzenden, und bei ihm liegt dann die Verantwortung 
und die Initiative für das Funktionieren dieses Aus
schusses. Ich habe mich eben während der Debatte 
vergewissert, wem turnusmäßig dieser Vorsitz zufiele. 
Di:.bei war ich erfreut dariiber, daß meine Partei die
sen Ausschußvorsitzenden nicht zu stellen hat; denn 
sonst hätte unter Umständen hinter unserem Antrag 
<n.1ch d<1 noch eine Absieht .gesehen werden können. 

(Abg. Dr. Boden: Wir sind gar nicht so schlecht, 
wie Sie meinen!) 

- Ich habe das auch nicht für alle gemeint, Herr Dr. Bo
den. Der Vorsitz fällt Ihnen von der CDU zu. 

.Nun spielt eine wichtige Rolle der Wortlaut unseres 
Antrages, in dem es heißt: 

... , dem die Kontrolle der Tätigkeit des Verfas
sungsschutzamtes als Aufgabe gestellt ist, usw. 

An sich ist <lie Tätigkeit dieses Ausschusses auch eine 
kontrollierende, einfach durch die Tatsache, daß die ihm 
mitgeteilten Vorgänge debattiert und unter Umstän
den Meinungsäußerungen vorgetragen werden., die in 
bestimmter Hinsicht eine Änderung dieser oder jener 
Sache verlangen. Um aber auch hier Vorbehalte lHlSzn.t

räumen, beantrage ich die Änderung des Textes in fo1-
g€nder Weise: 

... ein Ausschuß eingesetzt, der in Zusammenarbeit 
mit dem Verfassungsschutzamt die Lösung der 
demselben gestellten Aufgaben fördert. 

Meine Damen und Herren! Wenn Sie dieser Formu
lierung nicht zustimmen können, dann weiß ich nicht, 
wieweit wir noch enl;gegenkommen sollen. Geben Sie 
dem Parlament unmittelbar in dieser wichtigen Ange
legenheit eine 1nitiative! 

Sollte die Abstimmung über diesen Antrag jetzt nicht 
möglich sein, dann sind wir auch bereit, einer Zurück
stellung dieses Punktes auf <ler Tagesordnung rua:u
stimmen, so daß die Abstimmung auf -den Nachmittag 
verscll.oben werden kann. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident Wolters: 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. Boden von 
der Fraktion der CDU. 

Ab.g. Dr. Boden: 

Ich möchte nicht zu den Ausführungen des Herrn 
Kollegen Bogler in sachlicher Beziehung sprechen. Den 
Ausweg, den er sucht, habe ich vorhin schon genannt. 
Ich bin aber der Auffassung, daß es bei der Neufas
:;ung des Antrages doch ridltig ist, den Fraktionen noch 
l'inmal Gelegenheit zu geben, sich darüber m verstän
digen. Deshalb bitte ich, seiner Anregung, die Foi:t
setzung nac..'1 der Mittagspause vorzune!i..meri-r zu ent
sprechen. 

Präsident Wolters: 

Meine D:?.men und Herren! Damit können wir die 
Angelegenheit vorerst als erledigt betrachten. Wir wer
den heute nachmittag nach der Mittagspause über die
:-:en Ant:ra-g abstimmen. - Das Haus ist damit einver
standen. 

Ich rufe auf den Punkt 6 der Tagesordnung: 

Erste Beratung eines Landesgesetzes zur Änderung 
des Zweckverbandsgesetzes 

- Drucksache II/896 -

Im Auftrage des Ältestenrates schlage ich Ihnen vor, 
diesen Gesetzentwurf an den Hauptausschuß und an 
den Rechtsausschuß zu überweisen. - Das Haus ist 
damit einverstanden. 

Ich schlage dem Hause vor, noch den Punkt 7 der 
Tagesordnung zu erledigen und dann die Mittagspause 
einzulegen. Ich rufe auf den PWlkt 7 der Tagesordnung: 

Große Anfrage der Fraktion der SPD betreffend 
Stellungnahme der Landesregierung zu den 

Änd~m:1gen des 0 rtsklassen verzeichnisses 
- Drucksache II/873 -

Die Begründung der Großen Anfrage erfolgt durch 
den Herrn Abgeordneten Ritter von der Fraktion der 
SPD. Ich erteile ihm das Wort . ,, .. . . 

Ab~. Hitter: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die 
Große Anfrage der Sozialdemokratischen Partei er
bittet "'on der Landesregierung in der Ortsklassenfrage 
eine Auskunft. Gestatten Sie deshalb, zunächst grund
sätzlich auf diese Frage etwas näher einzugehen. Das 
Problem, das hier angesprochen ist, ist eine Anregung 
des Bundesbeamtenrechtsausschusses, in Rheinland
Pfalz zwölf Orte wegen der Beamtenbesoldung in 
<1ndere Ortsklassen umzugruppieren. Es ist notwendig, 
daß· zl.lI'läcnst einmal etwas Grundsätzliches über das 

(Lebhafte Unruhe im Hause.) 

Ortsklassenproblem gesagt wird. 

Präsident Wolters: 

Darf ich um Ruhe bitten! 

Aqg,, Bitter (fortfahrend): 

Ortsklassen sind zu Beginn dieses Jahrhunderts in 
verschiedenen Gebieten entstanden, zunächst einmal 
aui der Ebene, die hier angesprochen ist. Wir haben 
dann später Ortsklassen für wirtschaftliche und sozial
politische Fragen bekommen. Nach dem ersten Welt
krieg hat man auch auf der Tarifebene Ortsklassen 
entwickelt. Sie sind nach 1945 in einem neuen Stadium 
angesprochen und auch diskutiert worden; denn seit 
ihrer· :Entstehung haben sich nicht nur soziologische, 
sondern auch ganz erhebliche wirtschaftliche Wand
iungen vo!lzogen. 

Es ist heute in bl·eitesten Wirtschaftskreisen allge
meine Erkennt.ni!l, daß Ortsklassen eigentlich nicht 
mehr daseinsberechtigt sind. Die Ausgangspunkte, 
nämlich die verschiedenen Lebenshaltungskosten, sind 
heute durch die technische Verflechtung der Wirtschaft, 
aber auch durch die vollständig veränderte Verkehrs
lage, so gut wie aufgehoben. Wenn das aber eine Tat
sache ist und wenn auch heute in Tarifbesprechungen, 
in Wirtschaftsdispositionen - das Problem existiert ja 
nicht. nur auf der Arbeitnehmerseite - immer mehr 
vers~ch,t "':'~r~, ,diese vo7 50 Jahren entwickelten ~
danken aufzuheben, dann wird es auch Zeit, daß wir 
das erst recht a1.1f der Ebene der Beamtenbesoldung 
tun. 

Aus dieseT Situation heraus kommt nun die zur Dis
kussion stehende Anregung. Der Antrag des Bundes
beamtenrechtsaussrhusses liegt seit März 1954 dem 
Bundesfinanzminister und nunmehr auch zur Stellung
nahme dem Bundesrat vor, ohne daß bis heute in die
ser Angelegenheit eine Entscheidung getroffen worden 
ist. Die Anregungen für Rheinland-Pfalz sind folgende: 

Flir die Stadt Mainz soll eine Verlegung von der 
A-Klasse in die Sonderklasse erfolgen, für die Städte 
Pirmasens, Idar-Oberstein, Kaiserslautern und Binger-
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brück von der B-Klasse in die A-Klasse. Die Städte 
und Orte Niederbreisig, Hoppsfädten (Kreis Birkenfeld), 
Bad Bertrich, Rengsdorf, Manderscheid, Hambach und 
Rodalben sollen von der C-Klasse in die B-Klasse 
kommen. 

Eines möchte ich noch mit unserer An!rage verbin
den. Die Vorschläge zu dieser Umgruppierung sind 
durch die Landesregierung gemacht worden. Es ist auf
fällig, daß hierbei die Stadt Neustadt mit ihren 32 000 
Einwohnern fehlt. Neustadt ist heute noch in der Orts
klasse B. Es ist eigentlich müßig, näher darauf einzu.
gehen, daß auch in Neustadt die dringenden Voraus
setzungen zu einer Anderung gegeben sind. Neustadt 
ist Sitz des Regierungspräsidiums und hat eine hohe 
Zahl von Be:nnten. Die \ 1Joh.i.-iungsverhältnisse s.ind 
dort recht schwierig, vor allem aber sind dort durch 
eine erhebliche Besatzungsbelegung Verhältnisse ent
standen, die eine Verlegung der Stadt Neustadt in eine 
höhere Klasse berechtigt erscheinen lassen. 

Das Entscheidende, das dJeser An.f.ra,ge zugrunde 
liegt, ist die Verzögerung der Behandlung im Bundes
rat. Ich habe den Auftrag, den Herrn Ministerpräsi
denten in seiner Eigenschaft als Präsident des Bundes
rates zu bitten, uns darüber Auskunft zu geben, war
um bh;her in dieser Frage noch nicht entschieden wor
den ist. Zweitens möchte ich die Anfrage um die Stadt 
Neustadt erweitern. Drittens bitte ich den Herrn Mini
sterpräs!den ten, uns darüber Auskunft zu geben, ob 
dle Landesregierung mit dieser vorgesehenen Regelung 
das Problem endgültig 'als gelöst ansieht oder ob sie 
sich der von mir vertretenen Meinung anschließen 
kann, die sich au! brelteste Wirtschafts- und Tarif
kreise stützt, womit aber das Problem nur angespro
chen ist und somit einer endgültigen Regelung noch 
bedarf. 

(BeUall bei der SPD.) 

Prllsldent Wolters: 

Die Beantwortung der Großen Anfrage erfolgt durch 
den Herrn Finanzminister Dr. Nowack. Ich erteile ihm 
das Wort. 

Flnanziplnister Dr. Nowa.ck: 

Herr Pl'äsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Die Anfrage der SPD schneidet ein Thema an, 
das in der Gesetzgebung :in der Tat nicht gerade als 
befriedigend bezeichnet werden kann. Die Anfragen zu 
diesem Thema sind in der letzten Zeit wiederholt ge
stellt worden. Bei der Beantwor tung der Kleinen An
frage des Abgeordneten Brune durch Schreiben vom 
18. März 1954 - Landtagsdrucksache III."679 - wie auch 
bei der erst kürzlich durch Schreiben vom 22. Juli 1954 
- Landtagsdruclcsache III/767 - beantworteten Kleinen 
Anfrage des Abicordneten Hülser hat der Finanzmini
ster bereits darauf hingewlei.en, daß dui:ch das Dritte 
Gesetz zur Änderung und Ergänzung des Besoldungs
rechts vom 27.IMärz 1953 der Bundesminister der Finan
zen ermächtigt wurde, bis zur Neuaufstellung des Orts-

. klassenverze1chnisses mit Zustimmung des Bundesrates 
ln besonders begründeten Ausnahmefällen einzelne Orte 
oder Ortsteile in eine andere Ortsklasse einzureihen. 

Hiemach kann also die Einreihung einzelner Orte In 
eine höhere Ortsklasse nur durch eine Rechtsverord
nung des Bundesministers der Finanzen, die der Zu
stimmung des Bundesrates bedarf, erfolgen. Der Bun
destaa hat dabei nicht unmittelbar mitzuwirken. Ich 
dart msbesondcre klarstellen, daß in der Sitzung des 
Bcamt<lnrechtsausschusses des Bundestages vom 16. 
März 1954, au! dle in der sch.rüillchen Begründung de1 
Großen An!rage und eben auch von dem Herrn Abge-

ordneten Hitter in seinen Ausführungen hingewiesen 
worden ist, kein Beschluß über die Höherstufung be
i.timmter Orte in der Ortsklasse gefaßt, sondern von 
Vert.I·etern des Bundes!inanzministeriums lediglich der 
von dem Beamtenrechtsaussch.uß gewünschte Bericht 
über den Stand der Vorarbeiten zur Änderung des Orts
klassenverzeichnisses erstattet wurde. 

Am Ende der sich daran anschließenden Aussprache 
beschloß dann der Beamtenrechtsausschuß auf Antrag 
des Abgeordneten Kühn, die Bundesregierung zu er
suchen, die bisher für eine Änderung der Ortsklasse in 
Betracht kommenden Gemeinden zu veröffentlichen und 
eine entsprechende Verordnung de m B':.lndesrat vorzu
legen. Dieser Sach·verhalt ist .dem Kurzprotokoll über 
d ie betreffende Sitzung des Beamtenrechtsausschusses 
entnommen. 

In der Beantwortung der von mir bereits erwähnten 
Kleinen Anfragen ist ausführlich dargelegt, daß für die 
Hebung der Ortsklasse „in einzelnen besonders begrün
deten' Ausnahmefällen" die von Bun<l und Ländern 
gemein.<;<lm erarbeiteten Richtlinien maßgebend sind. 
Auf Grund dieser Ridltlinien ist vom Finanzministe
rium bei dem Bundesminis ter der Finanzen im April 
dieses .Jahres bereits die Hebung der Ortsklasse für dle 
Städte Mainz, Kaic;erslautern, Pirmasens sowie die Orte 
Bad Bertrich, Bingerbrück, Harnbach, Hoppstädte1', 
Idar-Oberstein, Manderscheid. Niederbreisig, Rengsdor! 
und Rodalben beantragt worden. In bezug auf die Stel
lung der Stadt Neustadt ist das Erforderliche in der 
Drucksache III.'784 in meiner Antwort auf die Kleine 
Anfrage des Abgeordneten Hülser ausführllch dargelegt 
worden. Ich bitte Sie daher, d'ie Antwort dort nach
zulesen. Was zu dieser Frage zu sagen ist, steht aus
führlich in diese1· Antwort. 

Diese vom Finanzministerium Rheinland-Pfaiz und 
den übrigen Länderfinanzministerien etwa im gleichen 
Zeitpunkt für ihre Länder eingereichten Anträge bil
den die Grundlage für die vom Bundesminister der 
Finanzen mit Zustimmung des Bundesrates zu erlas
sende Rechtsverordnung. Ich hatte mir nun allerdings 
auch vorgestellt, daß der weitere Ablauf der Dinge sich 
etwas schneller vollziehen würde, nachdem sachliche 
Schwierigkeiten in der ganzen ·Angelegenheit meines 
Erachtens nicht mehr bestehen konnten. 

Es bedarf wohl keiner besonderen Betonung, daß die 
Landesregierung durch ihre bisherige Haltung in der 
ganzen Angelegenheit bereits ihre Bereitschaft zu er
kennen gegeben hat, sich für <li.e Höherstufung der dem 
Bundesfinanzminister vorgeschlagenen Gemeinden im 
Bundesrat entsprechend einzusetzen. 

Außerdem hat der Finanzminister den Vorsitzenden 
der Konferenz der Finaniminist.er, Herrn Dr. Troeger, 
gebeten, die Angelegenheit in Kürze zum Gegenstand 
der Aussprache unter den Finanzministern der Länder 
zu machen rrdt dem Ziel, den Cang der DiJlge etwas 
zu beschleunig~n. 

Präsident WoUers: 

Meine Damen und Herren! Mit der Beantwortung 
dieser Anfrage durch den Herrn Finanzminister ist die
ser Punkt der Tagesordnung erledigt. Ich schlage Ihnen 
vor, nunmehr in die Mittagspause einzutreten, und 
zwar bis um 14.30 Uhr. Die Mitglieder des Grenzland
aussdlusses darf ich noch bitten, anschließend an diese 
Sitzung unten im Ausschußzimmer zu einer kurzen 
Besprechung zusammenzutreten. Die Sitzung ist unter
brochen. 

U n t e r b r e c h u n g d e r S i t z u n g u m 12.40 U h r. 

, 
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wied er beginn der Sitzung : 14.45 Uhr. 

Präsident Wolters: 

Meine Damen und Herren! Die Sitzung ist wieder 
eröffnet. Wir haben zunächst abzuwiCkeln den Tages
ordnungspunkt 5: 

Antrag der Fraktion der SPD betreffend Ein
setzung eines Sonderausschusses zur Kontrolle 

der Tätigkeit des ·verfassangsschutzamtes 
- Drucksache II/898 -

Dazu der neue Antrag der Fraktion <!er SPD - Druck
sache 11/909 -, der Ihnen zwischenzeitlich zugestellt 
wurde. Zunächst hat der Herr Innenminister Dr. Zim
mer ums Wort gebeten. 

Innenminister Dr. Zimmer: 

Meine verehrten Damen und Herren! Nach Abschluß 
der Debatte über den Antrag IIi909 der sozialdemokra
tischen Fraktion habe ich in übereinstimmung mit dem 
Herrn Ministerpräsidenten, der verfassungsgemäß die 
Richtlinien in der Politik bestimmt, :folgende Erklä
rung abzugeben: 

Ich werde wie bisher so auch in Zukunft die 
Fraktionsvorsitzenden der demokratischen Parteien . 
und deren Vertreter zu gemeinsamen Besprechun
gen der schwebenden Vorgänge auf dem Gebiet des 
Verfassungsschutzes einladen, und zwar künftig 
l. regelmäßig, 
2. aus besonderen Anlässen, je nach WWlSch der 

Fraktionen. 

Präsident Wolters: 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. Boden von 
der Fraktion 'Cier CDU. 

Abg. Dr. Boden: 

Herr Präsident! Meine D::imen und Herren? Nach 
dieser Erklärung des Herrn Innenministers, die er 
namens der Landesregierung abgegeben hat, stelle ich 
namens meiner Fraktion den Antrag, die Vorlage 
Drucksache II/909 als erledigt zu betrachten. 

Präsident Wolters: 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Bögler von der 
Fraktion der SPD. 

Abg. Bögler: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich muß 
ehrlich sagen, wir haben uos den Abschluß der An
gelegenheit ganz an<l;ers vorgest~llt. 

Ich sehe mich veranlaßt, nun doch noch einmal auf 
eine Erklärung des Herrn Innenministers in seiner 
Rundfunkrede zu verweisen, in der er unter Bezug
nahme auf die Affäre John gesagt hat, daß das Lan
desver(assungsschutzamt nicht alles, was an Feststel
lungen hier getroffen wurde, nach Bonn weiter gegeben 
hat, infolgedessen Herr John nicht über alles informiert 
gewesen sein konnte. Sinngemäß war das wohl die 
gegebene Erklärung. Wenn aber solche Vorbehalte 
untereinander gemacht werden, sollte d~nn der Herr 
Innenminister und die Landesregierung nicht geradezu 
zugreifen, wenn hier das Parlament, wie wir es ge
wünscht haben, die Möglichkeit schafft, den Verfas
sungsschub. in unserem Lande auf eine parlamenta
rische Basis zu stellen? 

Wir waren der Meinung, daß die Regierung die Ver
teilung der Verantworti.mg begrüßen müßte. Nach den 

Vorgängen um die Affäre John würde wahrscheinlich 
und wird unsere Bevölkenmg, davon bin ich fest über
zeugt, die parlamentarische Basis des Verfassungs
schutzes sehr viel eher begrüßen als das, was jetzt die 
Landesregierung vorschlägt. Denn das, was der Herr 
Innenminister als Erklärung der Landesregierung hier 
vorgetragen hat. ist doch nichts anderes als das, was 
wir seither schon hatten. Es ist zwar eine neue Ver
pfl~chtung, die im Parlament vertretenen Parteien 

· (Frau Abg. Dr. Gantenberg: Und eine erweiterte!) 

zu unterriroten. Es ist eine Erweiterung, die sehr be
grenzt ist. Denn auch ohne diese Erklärung hätten wir 
bisher vermutlich jederzeit bei besonderen Anlässen 
den Herrn Innenminister veranlassen können, in be
stirrunten Frngeri mit uns zusammenzutreten. 

Wir von der sozialdemokratischen Fraktion werden 
einfach den Eindruck nicht los, daß unser Antrag bei 
Ihnen die Vermutung aufkommen ließ, wir wollten 
hier eine Fortsetnmg der Johndebatte des Bundestages 
durchführen. Das war nimt unsere Absicht. Der Ab
lauf der Aussprache hat das auch ganz eindeutig gezeigt. 
Ich komme zu dieser Vermutung, daß eine vorgefaßte 
Meinung ·auch im Schoße det' Landesregierung beim 
Betreten des Hauses heute vormittag bestanden haben 
muß. wenn ich mir Randbemerkungen einer großen 
Mainzer Zeitung, überschrieben: „Sonderausschuß" an
schaue. Wir haben das ausdrücklich heute morgen alles 
verschwiegen. Mir ist bekannt, wie diese Zeitungsnotiz 
-:t.ustandekar,n. Ich kann Ihnen sagen, man merkt die 
Absicht und ist trotzdem nicht verstimmt, 

(Heiterkeit bei der SPD.) 

weil es uns um die Sache ging. Ich glaube, daß der 
Herr Kollege Dr. Boden mit seinem Antrag - oder der 
Antrag der CDU - die Sache so nicht erledigen kann. 
Der weitergehende Antrag ist inunet' noch der Antrag 
Drucksache II/909. 

(Abg. Dr. Boden: Der Antrag auf Übergang zur 
Tagesordnung geht allen anderen vor!) 

- Wenn Sie ihn ausdrücklich als Antrag auf Übergang 
zur Tagesordnung bezeichnen wollen, kann ich Sie 
daran nicht hindern. 

(Abg. Dr. Boden: Das habe ich ausdrucklich nicht 
·getan" Der Inhalt ist in der Geschäfloordnung 

festgelegt!} 

Wie die Sache draußen aufgefaßt wird. werden wir 
dann sehen. Ich sage Ihnen g.anz offen: Unsere Absicht, 
einen solchen parlamentarischen Aussch-uß zu bilden, 
hat auch 1beinhaltet, daß wir weder eine Johndebatte 
noch eineu Untersuchungssausschl.lß in Zukunft in un
serem Lan<:i.e haben wollen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident Wolters: 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. Boden. 

Abg. Dr. Boden: 

H"~rr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich kann 
<lie Ausfünnmgen unseres verehrten Kollegen Bögler 
nicht unwidersprochen lassen. Sachlich - darüber wa
ren wir tms heute morgen schon klar, bevor die letzte 
Phase, das Vertagen über die Mittagspause in die Er
scheinung trat - ist das Hohe Haus in allen Fraktionen 
sich in der Angelegenheit e.inig. 

(Abg. Bögle.r: Dann zieht man die Konsequenzen!) 

Desh<tlb erscheint die Art der Erledigung, wie ich sie 
hjer voz·geschlagen habe, die Angelegenheit als erledigt 
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zu betrachten, als die einzig richtige. Das mir von un
serem verehrten Fraktionsvorsitzenden der SPD, dem 
Kollegen Hertel, während der Rede des Herrn Kolle
gen Bögler beigebrachte Wort des Antrags auf Schluß 
der Debatte, habe ich nie gebraucht. Der Weg, ob so 
oder so, ist gleichgültig. Durdi die Erklärung der Lan
desregierung ist das, was sachlich die SPD mit ihrem 
Antrag gewollt hat, erfüllt worden. Deshalb kam es 
darauf an, die Angelegenheit in Ordnung tu bringen. 

Taktisch muß ich. aber ein Wort hinzufügen. Ich er
blicke in der Art der Einführung einer - ich will nicht 
sagen parlamentarischen - Aufsicht, aber eines parla
mentarischen Ausschusses, ein Mißtrauen gegenüber 
dem Herrn Innenminister. 

(Sehr richtig! bei den Regierungsparteien.) 

Das ist das, was die SPD heute morgen von vornher
ein durch die Erklärungen des Herrn Kollegen Schmidt 
selbst abgelehnt hat. Es ist ausdrücklich erklärt worden, 
daß sie Vertrauen zu dem Herrn Innenminister Dr. Zim
mer habe, insbesondere in der Bekämpfung all dessen, 
was gegen die demokratische Ordnung und gegen den 
demokratischen Staat verstoße. Würden wir jetzt dem 
zustimmen, daß man in einer Abteilun.g des Ressort.:> 
des Herrn Innenministers, wie er es heute morgen mit 
Recht dargelegt hat, eine Oberaufsicht irgendwelcher 
Art - ob parlamenbarisch ini. Ausdruck oder nicht, das 
spielt gar keine Rolie - einzuführen, dann ist das eine 
Diskriminierung seiner Tätigkeit. Wir haben es in der 
Sache auch gar nicht nötig. Darauf lege ich den ent
scheidenden Wert. •Denn nach der Zusage der Landes
regierung können wir ja auf rein parlamentarischer 
Ebene den Herrn Innenmlnister veranlassen. zu jeder 
Zelt uns Rede und Antwort zu stehen. Wenn die ersten 
Mitteilungen über diese oder jene Vorfälle an uns als 
Fraktlonsftlhrer kommen, dann haben wir es in der 
Hand. ihn sofort zu bitten, das klelne Gremium zusam
menzurufen, um von ihm Rechenschaft zu verlangen. 

Ich bitte deshalb, meinem Antrage zuzustimmen. 

Präaldent Wolters: 

Zunächst hat das Wort der Herr Innenminister Dr. 
Zimmer und dann der Herr Abgeordnete Motz von der 
Fraktion der FDP. 

lnnenmlni11icr Dr. Zimmer: 

rch möchte zur Sache selbst, meine verehrten Damen 
und Herren, nichts mehr sagen. 

Nur darf ich einige Ausführungen des Herrn Kol
legen Bögler nicht unwidersprochen in die Ö!!entlich
kelt gehen lassen. 

Herr Kollege Bögler, ich habe in melner Rundfunk
ansprache folgendes über unser Verhältnis zu Bonn ge
sagt: 

Über unsere Organisation, unsere Arbeitsweise und 
vor allem über das Personal des ErmitUungsdfen
stes 
- was wir zum Beispiel auch in der sowjetisch be
setzten Zone haben, meine Damen und Herren -
hatte Herr Dr. John keine Kenntnis. 

Meine Damen und Herren! Damit ist mit kelnem 
Wort gesagt, daß wir Bonn gegenüber die Ergebnisse 
unserer Arbeit zurückgehalten hätten; nur unsere Or
.ganfs.ation und den Ermittlungsdienstl Soviel ich unter
richtet bin, ist das bei allen anderen Ländern genau 
so der Fall. Das Ist und wird auch in ZukWlft der Fall 
sein. Insofern würde ich ·also in jedem ,Falle m!ßver-
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1 • t • ' , .' • 1~ , 1„ 11 1 :11h ~~ 11•1;~\l' • ll• ,,tl"1•· 1:L,1 1 1:, lh ,•1 1.f•: t• ' 111 / 1, 1 1111• ,. ·' •• • • , , , " ,, 

standen worden seln. Das ist sehr wichtig. Denn wir 
haben nach Köln soviele Ergebnisse berichtet, 

(Frau Ab.g. Dr. Ge.ntenberg: Nach. Bonn!) 

- nein, nach Köln. In Köln ist der Sitz des Bundesver
fassungsamtes - überhaupt alles, was wir für notwen
dig gehalten haben. Das haben wir pflichtgemäß, strenl!! 
geprüft. 

(Abg. Bögler: Das geht wohl auf eine Presse-
meldung z:urück!) 

- Ich kann leider nicht \rerhindern, daß in der Presse 
dieses oder jenes erscheint. Ich habe weder auf das Er
seheinen noch auf die Gestaltung dieser Zeitungsnolli 
irgendeinen Ein!luß genommen. Sie ist erschienen ohne 
meinen Willen und mein Zutun. Ich habe sogar, als 
Ihr Antrci.g, das darf ich jetzt sagen, vor 10 Tagen er
schienen ist, den Herren von der Presse erklärt - es 
v..-aren zwei -: Meine Herren, das Parlament hat einen 
Anspruch darauf, von mir selbst zunächst als erstes zu 
hören, was ich dazu zu sagen habe; kh werde vorher 
in keiner Weise, weder direkt noch indirekt, in der 
Presse d;uiiber etwas erklären. 

(Sehr gutl bei den Regierungsparteien.) 

Ich hatte die Zuversicht - sie ist bestätigt worden -, 
daß au! diese Weise eine sehr fruchtbare Aussprache 
statt!inden würde, denn es hat heute morgen eine im 
ganzen gesehen mich sehr befriedigende Aussprache 
stattgefunden, die mir erneut bestiiUgte, daß wir bis
her auf dem richtigen Wege waren. Das hat mir Auf-· 
trieb und neuen Mut gegeben, auch in Zukunft mit 
Energie die Interessen der Demokratie zu wahren. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Prlsident l\"olters: 

Das Wqrt hat der Herr Abgeordnete Motz von der 
Fraktion der FDP. 

Abg. Motz: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Nach der 
längeren Debatte über den Antrag der SPD, nach Klä 
rung der ganzen Sachlage und nach der Zusicherung 
durch den Herrn Innenminister, daß die Fraktionsvor
sitzenden auf dem laufenden gehalten werden oder 
auf Antrag der Fraktionsvorsitzenden eine Besprechung 
jederzeit herbeigeführt werden kann und soll, betrach
ten wir den Antrag der SPD zur Bildung eines Aus
schusses als erledigt. Ich halte, vom Gesichtspunkt der 
Fraktionen aus ·gesehen, einen Ausschuß von sechs Mit
gliedern für einen bestqualifizierten Ausschuß, oder 
aber die Fraktionen müßten sich. selbst revidieren, wenn 
sie diese Mitglieder als nicht bestens qualifiziert be
zeichnen wollten. 

(Beifall bei der FDP und CDU.) 

Prisldent Wolters: 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Hertel von der 
SPD. 

Abg. Hertel: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Es besteht 
Veranlassung festzustellen, daß die vom Herrn Innen
minister Dr. Zimmer abgegebene Erklärung in dieser 
Frage eigentlich ein sehr bescheidenes Ergebnis der gro
ßen Aussprach.e und des parlamentarischen Höhepunktes 
von heute vormittag darstellt. Man kann es nicht als 
Fortschritt bezeic.hnen, wenn die Erklärung des Herrn 
Ministers lediglich die Bestätigung der Fortdauer eines 
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bisher ;;chon bestehenden Zustandes darstellt. Es darf 
von dieser S1:€11e aus bestätigt werden, daß im allge
meinen auch die OpPosition bei dem Herrn Minister
präsidf:'nten und den einzelnen Ministern bei dring
lichen Fragen jederzeit ein offenes Ohr gefunden hat. 
Wenn sich dies auch auf die Bedenken beueht, die 
hinsichtlich des Verfassungsschutzes zuweilen laut wur
dE'n, dann ist wirklich kein weiterer Fort.schl·itt fest
zu::tellen. Ich habe aber die Verpflichtung, Sie darauf 
aufmerksam zu machen, daß unter dem unmittelbaren 
Eindruck der Vorgänge in den rück1iegenden Wochen 
die ganze Offentlichkeit sich einig darüber war, daß 
eine grundlegende Reorganisation der bestehenden Ver
fassungsschutzämter Plat:>: zu greifen habe. 

Der SJ:lD-.l>-~ntrag hät zum Ziel, dur~l-i Mit\virku ... "lg 
di:,.s Parlamentes bei dieser großen Neuon,ranisation die 
notwendige Mithilfe zu leisten. Sie entkleiden sich ja 
selbst Ihres Einflusses, wenn Sie bei einer solchen Ge
legenheit das Parlament bewußt ausschalten und sich 
darauf verlassen, daß ab und zu eine geleg.mtliche 
Fühlungnahme mit dem Herrn Innenminister in einer 
wlchen die ganze Existenz des demokratischen Staates 
be1ührenden Frage Platz greift. Wir hätten geglaubt, 
daß die CDU nach ihrer Einstellung von heute vor
mittag davon Abstand genommen hätte, diese in man
cher HinS'icht mehr als unangenehme Art der Erledi
gung zu beantragen. 

(Apg, Dr. Boden: Sie hätten nur darauf einzugehen 
brauchen, was ich Ihnen vorgeschlagen habe!) 

Es wäre immerhin zu erwarten gewesen, daß Sie 
unse1·en Antrag zur Abstimmung gestellt hätten, um 
vielleicht denjen.igen Mitgliedern innerhalb der Koali
tionsparteien, die die Verantwortung vielleicht här1:€r 
und schwerer fühlen als diejenigen, die an dieser Form 
der Erledigung unseres Antrages m itgewirkt haben, 
Gelegenheit zu geben, ihre Auffassung zu bekunden. 

Wir stellen deshalb fest, daß eine gute Gelegenheit 
vertan worden ist, und daß das Ergebnis, welches 
lediglich in der abgegebenen Erklärung <les Herrn 
Innenministers besteht, der ernsten Situation in keiner 
Hinsi~ht gerecht wird. 

(Beifall der SPD.) 

Präsident Woltcrs: 

Meine Damen und Herren! Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor; ich schließe die Besprechung. Wir 
kommen zur Abstimmung. Der Antrag des Abgeord
neten Dr. Boden ist der weitestgehende Antrag. Ich 
muß zunächst darüber abstimmen lassen. Wer dem 
Antrag des Herrn Abgeordneten Dr. Boden seine Zu
stimmung geben will, den bitte ich um das Hand
zeichen! - Die Gegenprobe! - Der Antrag. ist mit 
Stimmenmehrheit angenommen. Die Angelegenheit ist 
damit erledigt. 

Wir kommen nunmehr zum Punkt 8 der Tagesord
nung: 

Erste Beratung eines Landesgesetzes zur 
Durchführung des Bundesjagdgesetzes 

- Drucksache II/894 -

Der Ältestenrat schlägt Ihnen vor, diesen Gesetz
entwurf an den Agrarpolitischen Ausschuß und an den 
Hauptausschuß zu überweisen. Widerspruch dagegen 
erhebt sich nicht, es ist so beschlossen. 

(Vizepräsident Bögler übernimmt den Vorsitz.) 

Vizepräsident Bögler: 

Wir kommen zum Punkt 9 der Tagesordnung: 
Erste Bt'ratung eines Landesgesetzes 

zum Schutz der Gewässer 
- Drucksache II/893 -

Der Ältestenrat schlägt auch in diesem Falle die 
Überweisung an den Agrarpolitischen und an den 
Hauptausschuß vor. - Das Wort hat der Herr Abge
ordnete Claus von der FDP. 

Abg.Claus: 

lch darf vom Platz. aus sprechen. Bei der starken 
wirtschaftlichen Bedeutung dieser Materie beantrage 
ich Überweisung auch an den Wirtschaftsausschuß. 

ViT.eprä.<ridcnt BÖ!;'.ler: 

Die Frage wurde im Ältestenrat besprochen, der 
Ält.estenrq.t war der Meinung, daß die vorgeschlage
nen beiden Ausschüsse genügen. Aber ich habe per
sönlich nichts gegen diesen Antrag einzuwenden. Wider
spruch aus dem Hause erhebt sich nicht. Ich stelle fest, 
daß sich kein ausdrücklicher Widerspruch erhebt, da
mit· ist dem Antt-ag des Herrn Abgeordneten Claus zu
ge$tlmm.t. Die Vorlage geht auch an den Wirtschafts
und Wiecieraufl:iauausschuß. 

Wir kommen zum Punkt 10 der Tagesordnung: 

Erste Beratung eines Landesgesetzes zur Aus
. .l'ührung des Bundesevakuiei:tengesetzes 

- Drucksache II/891 -

Hier schlägt der Ältestenrat Überweisung an den 
Ausschuß für Sozialpolitik und Fragen der Vertrie
benen vor. Es erhebt sich kein Widerspruch, dann lst 
so beschlossen. 

Wir kommen zum Punkt 11 der 'r.agesordnung: 
Große Antrage der Fraktion der SPD betreffend 
Landesgesetz über die Zulassung von Ärzten 2ur 
'rätigkcit bei den Krankenkassen vom 21. 4. 1950 

· - Drucksache II/864 -

Das Wort zur Begründung der Großen Anfrage hat 
der Herr Abgeordnete Brune von der SPD. 

Abg. Brune: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! ln Ergän
zung der schriftlichen Begründung zu unserer Großen 
Anfrage betreffend Landesgesetz über die Zulassung 
von Ärzten zu den Krankenkassen vom 21. 4. 195-0 -
Drucksache II/864 - habe ich im Auftrag meiner Frak
tion auf verschiedene prü!ungsbedürftige Vorgänge auf 
gesundheitspolitischem Gebiet hinzuweisen. Dabei ist 
uns sehr wohl belcannt, daß unsere diesbezügliche An
I.rage von den verschiedenen Seiten mit sehr ,gemisch
ten Gefühlen auf.genommen wurde. Es ist aber zu be
rücksichtigen. daß eine in der Öffentlichkeit sehr leb
haft diskutierte Frage nicht dadurch geklärt wird, daß 
man jeder Überpri.ifl.mg aus dem Wege geht. 

Gestatten Sie vorweg eine grundsätzliche Erklärung: 

Wfr verkennen keineswegs <len Fortschritt am Dienst 
der menschlichen Gesundheit. Unsere kritischen Hin
weise u'nd· füe damit verbundenen Anregungen richten 
sich daher weder gegen die pflicht- und verantwor
tuo.g:sbewußte Ärzteschaft noch gegen die Krankenkas
senleitung. Wir sind vielmehr der Meinung, daß ge
wisse Uberholte Vorgänge auf dem Gebiete des Ge
sundheitswesens zu überprüfen sind und daß die künf
tige ärztliche Betreuung in erster Linie dem der.zeitigen 
Behandlungsbedarf der Bevölkerung anzupassen ist. 
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(Brune) 

Meine Damen und Herren, zur Sache selbst folgendes: 
Die Ärztetage 1951 in München und 1952 in Bonn hfiben 
In einer Entschließung die Forderung nach Senkung 
der Verhältniszahl 1:600 aut 1:450, das heißt, ein Kas
senarzt D.uf 450 Krankenkassenmitglied.er, erhoben. Der 
57. Deutsche Ärztetag in Hambu.rg am 19. Juni dieses 
J•ahres hat in einer Resolution neben verstärkter Zu
lassung der frei praktizierenden Ärzte gleichzeitig eine 
angemessene Honorierung der ärztlichen Leistungen 
gefordert. Meine Fraktion hat :ru dieser Gesamtforde
rung der Arztescha!t noch keine abschließende Stellung 
festgelegt. Unsere Anregung, zunä<:hst eine gewissen
hafte überprü!ung bezüglich der Zulassung der .Ärzte 
vorzunehmen, stützt sich auf § 13 Ziffer 4 des Landes
gesetzes über die Zulassung von Ärzten zur 'l'ätigkeit 
bei den Krankenkassen vom 21. 4. 1950, wonach der 
Sozi.alminister im Einvernehmen mit dem Minister für 
Inneres im Benehmen mit der Landesärztekammer und 
den Verbänden der Krankenkassen die in§ 13 Absatz l 
festgelegte Verhältniszahl 600 anders festlegen kann. 

Wir halten diese Oberprüfung schon deshalb für er
forderlich, weil a) die Kop!quote 600 aus den Jahren 

· 1931/32 stammt, und b) der Behandlungsbedarf der Be
völkerung inzwischen wesentlich größer geworden ist 
und nach unserer Auffassung den .gesundheitspolitis<:hen 
Anforderungen der Bevölkerung nicht mehr entspricht. 

Es wäre sachlich unrichtig, WQllte man sich mit der 
allgemeinen Feststellung zufrieden geben, daß die ge
steigerte Krankheitsa.nläll~eit lediglich. eine Folge cfes 
Krieges darstelle. Fast ein Drittel unserer Kranken 
leidet an einer funktionellen Störung, die sich für die 
Behiandlun.g äußerst resistent zeigt. Dazu kommt die 
Beobachtung, daß sich die Invalidisierungsgrenze im
mer weiter nach unten verschiebt, so daß heute die 
Fünfzigjährigen i;chon 'einen erheblichen Prozentsatz 
der Invalidenrentner ausmachen. 

Meine Damen und Herren! Wie sehr sich die Inan
spruclmahme der .Ärzte in den letzten Jahren gesteigert 
hat, dafür ein Beispiel: Im Anschluß an eine Eingabe 
des Arzteverbandes an den Bundesarbeitsminister im 
Jahre 1951 stellte später auch Rodewaldt im Heft 12 der 
„Arztlichen Mitteilunien" in !!einer Ausarbeitung über 
die Wertung der kassenärztlichen Arbeit gleichlautend 
heraus, d:iß die Morbidität im Sinne der Krankenver
sicherung sehr stark angestiegen sei und im Jahre 1950 
über 3,5 l·ag g(!€enüber dem Ausgangszeitraum 1931/:32 
mit 1,8. Daraus ergibt sich, daß ·im Jahre 1932 - gerech
net auf ein Kassenmitglied - der Kassenarzt 1,Smal in 
Anspruch genommen wurde, im Jahre 1950 über 3,5m.al, 
und zur Zelt spricht man von 4,6mal. 

Meine D9.men und Herren, hier wird von zuständiger 
Seite bestätigt, daß zur Zeit fast dreimal so viel Ver
sicherte den Arzt aufsuchen als etwa 1932, und das -
worauf ich besonders h inweise - bei einer nicht ent
sprechend vermehrten Zulassung der Kassenärzte. 

Nun behaupten selbst medizinische F'achzeitschriften, 
daß 600 Ha1.1ptvcrsicherte mit ihren Angehörigen im 
Durchschnitt 1500 Patienten (ohne Privat- und Ersatz
kassen) für den einzelnen zugelassenen Arzt bedeuten. 
Dabei Ist die Verantwortung und die physische Bela
stung des Arztes .angesichts der ungeahnten Ausweitung 
des medizinischen Wissensgebietes i;tändig und bedeu
tend gew(:l.Chsen. Neue, moderne, zum Teil kostspielige 
und vor o.llem zeitraubende, aber unentbehrliche Unter
suchungs- und .Behandlungsmethoden gehören heute 
rum Rüstzeug eines verantwortungsbewußten Arztes. 
Daß dlege Vortii.ge aber - ich meine die Untersuchungs
und Behandlungsmethoden nach dem neuesten Stand 
der Wissen.c;chaft - fast ausschließlich dem Privatpatien
ten zugute kommen, dem größten Teil der Versicherten 

dagegen wegen Zeitmangels der .Ärzte und angeblich 
ungenügender Honorierung noch vorenthalten werden, 
ist gesundheits- und sozialpolitisch gesehen untragbar 
und keineswegs zu rechtfertigen. 

Dasselbe gilt für den nicht vertretbaren Zustand, daß 
die Wartezimmer der augenblicklich zugelassenen Kas
senärzte in vielen Teilen unseres Landes überfüllt sind 
und die Versicherten - neben stundenlangem Warte11 
und teilweise beschränkter Behandlun·gsmethoden -
uudl noch das Vertrauen zum Kassenarzt verlieren. 
Professor Neuffer, Stuttgart, der auf dem diesjährigen 
Hamburger Arztekongreß über die Sorgen der deut
schen .Ärzteschaft sprach, forderte hier u. a., daß dem 
Arzt mehr Zeit als bisher für das Gespräch mit dem 
Patienten gewährt werden müsse. 

Meine Damen und Herren! Vielleicht wird die La."1-
desregierung anschließend erklären, daß die Verhält
niszahlen in den einzelnen Ärzteregisterbezirken bereits 
unter der vorgesehenen Kopfquote 600 lägen. Das wird 
von uns nicht bestritten. Wir unterstellen sogar, daß 
sie in den vier Bezirken Koblenz, Trier, Mainz und 
Neustadt im Durchschnitt bei etwa 500 bis !>25 je zuge
lassener Arzt liegt. Es besteht aber dennoch in der 
Öffentlichkeit und in Kreisen der .Ärzteschaft die Auf
fassung, daß selbst diese Regelung dem derzeitigen 
Krankheitsanfall nicht entspreche. Wie dem auch sei, 
unbestritten ist, daß dem Kassenarzt gegenüber dem 
nicht zugelassenen Arzt ein gewaltiges Aufgaben.gebiet 
übergeben ist. Nur so ist es auch zu verstehen, daß die 
soziale Krankenversicherung für das Jahr 1952 rund 
734 Millionen Mark .und, wie der zweite Vorsitzende 
der Ortskrankenkassenverbände, Dr. Berkhoff, vor der 
Bundeskonferenz in Bonn im Juli dieses Jahres er
klärte. für das Jahr 1953 sogar rund 743 Millionen Mark 
für Behandlungskosten der Versicherten aufgebracht 
habe, was - wie er ergänzend hinzufügt - für den Kas
senarzt durchschnittlich 24 000 Mark bedeutet. 

Meine Damen und Herren! Demgegenüber haben wfr 
den Unso2:ialen Zustand, daß, wie in den „Ärztlichen 
Mitteilungen" des Marburger Bundes berichtet wird, 
etwa 40 v. H. der Arzte zwischen 25 und 50 Jahren zur 
Zeit noch auf eine Zulassung zur kassenärztlichen Tä
tigkeit warten. Diese Zahlen, meine Damen und Her
ren, werden in den nä<:hsten Jahren, wenn keine Än
derungen eintreten, sicherlich erheblich weiter steigen. 
Nach einer Feststellung der Arbeitsgemeinschaft der 
Westdeutschen Ärztekammern beträgt der jährliche Zu
wachsbedarf an Ärzten in der Bundesrepublik im Durch
schnitt kaum 1500. 

Es werden :rur Zeit aber immer noch 2500 bis 3000 
Ärzte im Jahr neu i:approbiert, ein Zustand, der immer
hin bedenklich erscheint. Falls die Landesregierung 
darauf hinweisen sollte, daß nach § 20 des Gese tzes 
vom 21. 4. 1950 der Zulassungsausschuß Ausnahmen be
züglich der Zulassung weiterer Ärzte genehmigen könne, 
will ich schon jetzt herausstellen, daß es sich hier ledi'!
lich um eine Kann- und vorübergehende Ausnahme
Genehmi•gung, und zwar beim Vorllegen eines Notstan
des in einem Ort oder Ortsteil, handelt, also eine Zu
lassung, die nach § 2() Ziffer 3 an gewisse Voraussetzun
gen gebunden ist und dennoch durch den Zulassungs
ausschuß jederzeit zurückgenommen werden kann. 

Dabei - das darf auch gesagt werden - sind die vom 
7.ulassungsausschuß bisher igetro!!enen Entscheidungen 
zum Teil noch re<:ht u.mstritten. Damit is t der allgemei
nen gesundheitspolitischen Lage nicht gedient. Die Ar
beitskraft unserer Bevölkerung ist das wichtigste Gut, 
welches uns nach den beiden verlorenen Kriegen noch 
geblieben ist. Ei; müßte deshalb, so schreibt ein medl
:z:inisches Informationsblatt, St'lbstverständlich sein, daß 
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<1uch der ganze Personenkreis, der berufen ist, die A.r
b«?itskraft des Volkes ,zu erhalten, dieser Aufgabe nutz
bar gemacht wird. 

In diesem Zusammenhang muß ich noch daraur au.!
merks~m machen, daß der Verband der angestellten 
Arzte Deutschlands die politischen Parteien und Bi.;m·· 
destagsfraktionen im Juni 1953 um eine Stellungnahme 
P.rsucht hat be.lüglich Senkung der Verhältniszahl 600. 
Der Ärzteverband berichtet hierüber wie folgt: Eindeµ
Hg Cür die Senkung der Verhältniszahl 600 hat sich 
neben der FDP und dem ~samtdeutschen Block BHE 
<.iuch die CDU/CSU-Bundestagsfraktion ausgesprochen. 

Meine Damen und Herren! Nun wissen wir sehr 
wohl, daß dem Bundestag ein Gesetzentwurf zur Än':' 
derung der Rechtsbeziehungen zwiJ?Ch<>.n Ärzten und, 
Krankenkassen vorliegt, wobei es sich in der Haupt
sache um die §§ 368 und folgende der Reichsversiche
rungsordnung handelt. Es ist aber auch ebenso bekannt1 

äaß diese Gesetzesvorlage nicll.t nur .zwischen den Ver
trags~.rtnern, sondern auch zwischen dem Ausschuß 
und den Re:;:ierungsvert.retern des Bundes Z.\.lr Zeit sehr 
umstritten ist. Nach den Kritiken in den einzelnen 
medizinischen Blättern ist kaum damit zu. redlnen, daß 
dieses Bundesgesetz in absehbarer Zeit zustande kommt. 

(Abg. Dr. Habighorst: Das stimmt nicht!} 

Meine Damen und Herren! Ich habe auf Vorgänga 
aufmerksam gemacht, die bei aller Anerkell.Dun.g des 
Fortschritts am Dienst der menschlichen Gesundheit 
denn~"i1 erkennen lassen. daß 1. die derzeitige Zulas
sungsquote überholt erscheint und einer Nachprüfung 
blö'darf. 2. <lie Beziehungen zwischen Arzl unä gesetz
lichen ·Krankenkassen seit Jahren umstritten sind und 
die Differenzen um die Betreuung des immer größer 
gewordenen Kreises der Pflichtversicherten nicht zm· 
Ruhe kommen wollen und 3. der gegenwärtige Zu
stand der beschränkten Zulassung der Ärzte z.u den 
Kassen nicht nur das Grundrecht der Ärzte, sondern 
auch das der Versicherten \"erletzt. 

Unter Berücksichtigung all dieser und ähnlicher Vor
g.3nge sollte die Landesregierung ,unsere Große Anfr.age 
- Drucksache II/846 - daher nicht nur mit dem Hinweis 
tine1· zu erwartenden Bundesregelung als erledigt be
trachten. Eine verantwortungsbe"l.VLtßte Regie11mg hat 
d1.1rch Tat~n zu beweisen, daß die Sorge um die Ge
Sl•n<iheit des Volkes ihr .größtes und höchstes Ziel ist 
und bleibt. Dazu gehört auch die Pflicht, auf die Bun
desregier·ung einzuwirken, daß möglicll.st bald das in 
Aussicht gestellte Gesetz verabschiedet wird. 

Bis dahin sollten wir, Landesregierung und Landtag, 
bemüht bleiben, dort zu helfen, wo es die Gesundheit 
verlangt. Abschließend noch einen Ausspruch des Herrn 
VizekanzlersBlücher auf dem diesjährigenÄrztekongreß 
in Hamburg: er bedauere, daß der Bundesregierung 
dttrch <las Grundgesetz Grenzen bei der notwendii.gen 
bundeseinheitlichen Regelung des Gesundheitswesens 
gezogen seien, und er empfehle der Ärztescha!t daher, 
mit den Ländern eine verbesserte Regelung anzustre
ben. - DiesP. Möglkhkeit ergibt siC'h für Rheinland-Pfalz 
<•US unserem Gesetz vom 21. 4. 1954. Wir fragen daher 
die Landesregierung, ob sie bereit ist, die von uns in 
der Drucksache ll /864 .gewünschte Überprüfung vor
nehmen zu wollen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizeprä~ident Bögler: 

Zur Beantwortung der Großen ~nfrage hat das Wort 
der Herr Ministerialdirekt-0r Junglas. 

·Mini!>tei:ialcµrektor Junglas: 

Herr Pr!J:s!dent! Meine Damen und Herren! Die Große 
Ani'rage-"der Fraktion der SP.D betreffend Landesgesetz 

1 iiber die Zulassu11g von .Ärzten zur Tätigkeit bei den 
i Kranken~a~sen vom 21. 4. 1950 wird wie folgt beant-
1 . w~~t:. ~~.i möchte ich im Augenbl ick nicht auf die 

l a!lgemeinen Fragen eingehen, die der Herr Abgeord
nete Bru.o.~ ~iner BegI'ünckmg vor.:iusgeschickt hat, 

1 .\iQi;J.t:J~:r:v,. mi!,'h JJJ,!J' aµf die Anfrage beschränken. 

Das Landesgesetz über die Zulassung von Ärzten zur 
Tätigkeit bei den Krankenkassen vom 21. April 1950 
bestimmt im § 13 Abs. 1, daß auf 600 Kassenmitglieder 
ein Kassenarzt entfallen soll. Das Gesetz geht damit 
von dem Grundsatz aus, daß nur soviel Ärzte zur 
Tätigkeit'· ·bei ·a.en' Krankenkassen zugelassen werden, 
als d!es für die ausreichende ärztliche Versorgung der 
Versicherten erforderlich ist. Während die frühere 
rei.ch.siecll.lliche · Zulassungsordnung von 1937 und die 
jetzt geltende Zulassungsordnung - beispielsweise in 
unserem "Nachbarland Hessen - d ie Verhältniszahl ein 
K~~~;nt.,. ~,li\~, .. ~Qp, .. :K.asseil!llitglieder bindend vor
sch.Ie11:>en, "~anoelt es sich bei unserer Zulassungsord
nung um e"lne Soll-Vorschrift, die nur eine Richtlinie 
darstelll 

Demnach haben die Zulassungsa usschüsse in Rhein
land-Pfalz die Möglichkeit, berechtigten Wünschen 
~ach eine.r, Verbesserung der ärztlichen Versorgung 
ubetall da .R.echnung zu tragen, wo ein echtes Bedürf
nis anzuerkenp.en ist. Tatsächlich sind die Verhältnisse 
in den eio.t.clnen Zulassungsbezirken des Landes so 
daß bereits mehr Ärzte zugelassen sind, als dies de; 
Richtzahl nach § 13 Abs.1 der Zulassungsordnung ent
spricht. Diese Richtzahl ist nämlich in allen Arztregi
sterbezirl~en des Landes unterscll.ritten, zum Teil sogar 
wesentlich. So ist das Verhältnis Kassenarzt zu Kas
senmitgliedern nach dem Stichtag vom l. .Juli 1954 in 
den einzelnen Al.·ztregisterbezirken wie folgt : 

Koblenz 1 :487 
Trier 1:553 
Mainz 1:396 
Neustadt 1:591. 

. ' :: :„.J: .t„:„„„ .:· 

Diese Verhältniszahlen beweisen, daß in allen Zu
lassungsbe1·eichen des Landes von der Möglichkeit des 
§ 3 Abs. 4 d~r Zulassungsordnung mehr oder weniger 
Geb;.-auch gemacll.t wird, um die ärztliche Versorgung 
~a~. d;~n . t1-1tsächlichen Bedürfnissen zu regulieren. 

Die Landesregierung ist selbstverständlich bereit zu 
prUfen, ob bei dieser Sachlage die Verhältniszahl 1 :600 
als Richtzahl beibehalten werden soll. Hierzu ist je
doch folgendes festzustellen: Von einer Neuregelung 
des Verhältnisses Kassenarzt zu Kassenmitglied sollte 
schon de~wegen auf Landesebene abgesehen werden, 
weil gegenwärtig der Entwurf eines Gesetzes über die 
Regelung der Beziehungen zwischen Ärzten, Zahn
ärzten und Krankenkassen Gegenstand von Beratun
gen· im Bi.indestag ist. In allen bi::;her erschienenen 
Entwürfen dieses Gesetzes ist vorgesehen, daß die 
V'er1).älfnfstahl 1 :600 als ly.[inde.stzahl gelten soll und 
daß nach den örtlichen oder bezirklichen Bedürfnissen 
von .. di~e~: Ric!i:.tzahl abgewichen werden kann. 

Es erscheint daher nicll.t zweckmäßig, angesichts der 
zu erwartenden bundesrechtlkhen Regelung im Au
genblick für das Land Rheinland-Pfalz Sondermaß
nahmen nach § 13 Abs. 4 der Zulassungsordnung zu 
treffen, da diese später nach Inkrafttreten einer bun
desgesetzlichen Neuordnung gegebenenfalls widerrufen 
Werden müssen. 

Da die in d.er Großen Anfrage a ngegebene Zahl von 
22 000 nic:M zugelassenen .Ärzten sich nicht auf das 
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Land Rheinland-Pfalz., sondern auf das gesamte Bun
desgebiet bezieht, hätte eine Herabsetzung der Ver
hältniszahl in unserem Lande zweüellos zur Folge, 
daß viele Bewerber aus den übrigen Bundesländern, 
in denen eine Herabsetzung der Verhältniszahl riicht 
er.folgt, sich bei uns um Zulassung bewerben werden. 
Damit wären unsere einheimischen Bewerber, soweit 
sie jünger als die neuen Bewerber sind, benachteiligt 
und praktisch an der freien Entfaltung ihrer beruf
lichen Tätigkeit gehindert. Im übrigen muß unser Land 
noch eine weitere Anzahl von FlüchtlingsärLten aus 
den Bundesländern Bayern, Niedersachsen und Schles
wig-Holstein übernehmen, die nicht auf die Verhält
niszahl angerechnet werden. Auch hierdurch wird die 
kassenärz.tliche Versorgung der versicherten Bevölke
rung unseres Landes weiter gefördert. 

Die für die Kassenmitglieder freie Arztwahl bringt 
es mit sich, daß jeder Patient den Arzt seines Ver
trauens aufsuchen kann. Es erfreut sich ein Teil der 
Ärzteschaft besonderer Inanspruchnahme durch die 
Patienten. Daß die Patienten dem einen Arzt größeres 
Vertrauen entgegenbringen als dem anderen - wo
durch automatisch da Wld dort überfüllte Wartezim
mer entstehen -, Ist eine Persönllchkeits!rage, die 
durch gesetzgeberische Maßnahmen nicht zu steuern 
ist. 

Aus den vorgetragenen Gründen ist die Landesre
gierung der Auffassung - und sie befindet sich hier 
mit ihrer Ansicht in Übereinstimmung mit der Lan
desärztekammer und den Verbänden der Krankenkas
sen -, daß der künftigen Regelung auf Bundesebene 
nicht vorgegriffen werden darf und von Sondermaß
nahmen Abstand genommen werden sollte, damit kein 
Gefälle geschaffen wird, das sich zum Nachteil der in 
Rheinland-Pfalz tätigen Ärzte auswirken müßte. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vi:r;cprlsldent Bögler: 

Mit der Beantwortung der Großen Anfrage durch 
die Regierung ist dieser Punkt erledigt. 

Wir kommen z.um Punkt 12 der Tagesordnung: 

Berichterstattung des 
a.) Wlrtscha.fts- und Wiederaufbauausschusses 
b) HauptausschuS1Sea 

sum Antrai der Fraktion der SPD betreffend Behand
lun1 des Obcrwesterwaldkrelses als Notstands«ebiet 

- Drucksache IL'830 -

Die Berichterstattung zu a) erfolgt durch den Herrn 
Abgeordneten Wingendorf. Ich erteile ihm das Wort. 

Abg. Wln1endorf: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herrent Der Win
schalts- und Wiederau!bauausschuß hat in seiner Sit
zung am 12. Mal die Drucksache II/830 - Antrag der 
Fraktion der SPD betref!end Behandlung des Ober
westerwaldkreises als Notstandsgebiet - behandelt. 
Bei dem Gebiet des · Oberwesterwaldkreises handelt es 
sich vornehmlich um ein agrarisches Notstandsgebiet, 
das sich auch auf wesentliche Teile des Kreises Alten
kirchen erstreckt. Daneben Ist das Gebiet aber auch 
au! Grund der besonderen Schwierigkeiten vom wirt
scha.Ctlichen Standpunkt aus als Notstandsgebiet anzu
sprechen. Erwähnt seien dabei die Absatzschwierig>
keiten im Siegerländer Eisenerzbergbau wie aber auch 
bei anderen eisenverarbeltenden Industriezweigen, die 
auf Grund besonderer Verhältnisse als notleidend an
zusehen sind. 

""' .t.ulh· ~·.,,.: !· ':•1 •
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Nach eingehender Beratung faßte der Wirtscha!t.s
und Wiederaufbauausschuß folgenden Beschluß: 

Die Landesregierung wird ersucht, sofort Ver
handlungen aufzunehmen mit dem Ziel, daß in 
Fragen der Landwirtschaft, des Bergbaues, der 
eisenverarbeitenden Industrie, der Basaltbrüche, 
der Bauwirtschaft und darüber hinaus durch För
derung von Notstandsmaßnahmen erhebliche Ver
besserungen in diesem Gebiet erreicht werden. Ins
besondere wird die Landesregierung gebeten, be
sondere Notstandsmaßnahmen in den betroffenen 
Gebieten zu ergreifen, damit die dringendsten Not
stände behoben werden können. 

Vfzeprisident Bö1ler: 

Das Wort zur Berichterstattung zu b) hat der Herr 
Abgeordnete Lotz. 

Abg. Lotz: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der 
Hauptausschuß hat sich anschließend an die Beratung 
im Wirtschafts- und Wiederaufbauausschuß mit dem 
Antrag der SPD-Fraktion betreffend Behandlung des 
Oberwesterwaldkreises als Notstandsgebiet befaßt. Der 
Hauptausschuß war der Meinung, daß die Gebietsbe
zeichnung „Oberwesterwaldkreis" nicht ganz zutref
fend ist. Er hat Ihnen daher in der Drucksache II. 901 
vorgeschlagen: 

Die Notstandsmaßnahmen sollen sich auf das Ge
biet des Hohen Westerwaldes erstrecken; dazu ge
hören Teile des Oberwesterwaldltreises und Teile 
des Kreises Altenkirchen. 

Die Teile des Kreises Altenkirchen liegen im Ver
hältnis genau so wie die Teile des Oberwesterwald
kreises - Marienberg bis Hachenburg -, während der 
untere Oberwesterwaldkreis eine andere Struktur hat. 

Der Hauptausschuß schlägt Ihnen in Drucksache 
II/901 weiter vor: 
2. Die Vorschriften des Finanzausgleichsgesetzes sind zu 

überprüfen nach der Richtung, inwieweit durch die 
veränderte Steuerkraft eine Anderung des Finanz
ausgleichsgesetzes er!orderllch ist, um diesen und 
anderen Notstandsgebieten gerecht zu werden. 

3. Es sind unverzüglich Maßnahmen zu treffen, die ge
eignet sind, die Verkehrsverbindungen des Hohen 
Westerwaldes mit den benachbarten Wirtschaftsräu
men Betzdorf-Siegen und Limburg zu erschließen 
und zu verbessern. 

Der dritte Teil ist wohl der wesentlichste; denn die 
Straßen- und Verkehrsverhältnisse in diesem Teil des 
Hohen Westerwaldes sind zur Zeit so, daß sie den ge
stellten Bedingungen in keiner Weise entsprechen. Die 
Wege und Straßen laufen nicht in diese Gebiete hin
ein, sondern in andere Räume. Ich dar! Ihnen deshalb 
empfehlen, den. Antrag des Hauptausschusses - Druck
sache II/901- in der vorliegenden Fassung anzunehmen. 

Vheprllsldent Bögler: 

Ich danke den Herren Berichterstattern. Da keine 
Wortmeldungen vorliegen, kommen wir zur Abstim
mung über die Drucksache II/849 - Antrag des Wirt
.schafts- und Wiederaufbauausschusses zur Drucksache 
II/830 -. Wer diesem Antrag zustimmen will, den bitte 
lch um das Handzeichen! - Der Antrag ist angenom
men. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Drucksache 
II/901 - Antrag des Hauptausschusses zur Drucksache 
II/830 - . Wer diesem Antrag zustimmen will, den bitte 

,,'•.„:. 
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ich um das Handzeichen! - Auch dieser Antrag ist mit 
überwiegender Mehrheit angenommen. Damit ist dieser 
Punkt der Tagesordnung erledigt. 

Wir kommen zum Punkt 13 der Tagesordnung: 

Zweite und dritte Beratung eines Landesgesetzes 
zur Ausführung des Sozialgerichtsgesetzes 

vom 3. September 1953 
- Drucksache II/867 -

dazu 
a) Regierungsvorlage betreffend Landesgesetz über die 

-Ubertragung von Aufga.ben und Befugnissen der 
bisherigen Oberversicherungsämter 
- Drucksache II /862 -

b) V01·lage der Hauptwirtsd1a.ftslrnmmer betreffend 
Landesgesetz über die Schaffung eines Landesver
sicherungsamtes in Rheinland-Pfalz 
- Drucksache 111890 -

Die Berichterstattung erfolgt durch den Ausschuß 
für Sozialpolitik und Fragen der Vertriebenen. Be
richterstatter ist der Herr Abgeordnete Volkemer. Ich 
erteile ihm das Wort. 

Abg. Volkemer: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der Aus
schuß für Sozialpolitik und Fragen der Vertriebenen 
hat sich in seiner Sitzung vom 16. September 1954 mit 
den Vodagen II/862 und IIi867 sowie der Vorlage Il/890 
beschäftigt. 

Auf Vorschlag des Vertreters der Regierung wurden 
die Vorlagen Ifl862 und II/867 in eine Vorlage zusam
mengefaßt. Da die Fragen der Schaffung ·einer neuen 
Einrichtung für die Oberversicherungsämter von gro
ßer Bedeutung für die Versicherten ist, waren Ver
treter des Verbandes der Ortskrankenkassen, des DGB 
und der Hauptwirtschaftskammer als Sachverständige 
in den Ausschuß gebeten worden, die auch Gelegen
heit hatten, ihre Auffassung zu den vorgelegten Druck
sachen darzulegen. Insbesondere der Vertreter des Ver
bandes der Ortskrankenkassen, Herr Regierungsrat 
Zapp, hat die Bedeutung des neu zu schaffenden Ge
setzes und die Aufgaben, die noch zu erledigen sind, 
umrissen. leb nenne nur einige, um die ganze Bedeu
tung offenbar werden zu lassen: 

Festsetzung des Ortslohnes nach § 149 RVO, 
Festsetzung des Wertes der Sachbezüge, 
Genehmigung der Satzungen, auch ihrer Änderun
gen nach § 324 RVO 

und eine ·Reihe weiterer Aufgaben. 

Der Vertreter des DGB hat dargelegt, daß es de:r 
Wumch des DGB wie überhaupt der Sozialpartner und 
des Verbandes der Krankenkassen wäre, eine Mittel
beh{)rde zu schaffen und dieser die Aufgaben zu über
tragen. 

Die Hauptwirtschaftskarnmei:- hat diesen Antrag de1· 
Sozialpartner behandelt und auch vorgeschlagen, eine 
Mittelbehörde für die A1.1fgaben, die dem früheren 
Oberversicherungsamt gestellt waren, zu schaffen und 
dafür Sorge zu tragen, daß sie rasch abgewickelt wer
den können. 

Der Ausschuß hat nach Anhörung der Sachverstän
digen - nachdem geklärt war, daß nur zwei höhere 
Beamte und einige Hilfskräfte notwendig wären -
eingehend debattiert und den Antrag der Hauptwirt
schaftskammer, wonach eine Mittelbehörde geschaffen 
werden soll, abgelehnt und dafür die in der Vorlage 
Jl i862 in § 4 vorgesehene Fassung geändert, und zwar 
wie fo.lgt: 

Die Aufgaben und Befugnisse der bisherigen Ober
versicherungsämter des Landes Rheinland-Pfalz und 
ihrer Vorsitzenden werden, soweit sie nicht auf die 
Gerichte der Sozialgerichtsbarkeit übergehen, auf 
ein bei der Bezirksregierung in Mainz zu errichten
des Oberversicherungsamt übertragen. 

Der: Antrag ist mit Stimmenmehrheit angenommen 
worden, so daß also die Gesetzesvorlage insgesamt 
durch .den Ausschuß einstimmig angenommen wurde. 

Der Ausschuß empfiehlt, die Vorlage - Drucksache 
II1904 - anzunehmen. 

Vizepräsident Bögler: 

Ich danke dem Herrn Berichterstatter für seine Aus
führungen. Ich rufe auf die Drucksache II '904; Lan
desgesetz z.ur Ausführung des Sozialgerichtsgesetzes 
vom 3. September 1953, die §§ 1 bis 6, Einleitung und 
'übersch:rift. Dazu den EntsC'htießungsantrag der Frak-
1'.ion der SPD, Drucksache Ill9i:8. Z.1.1r Begründ\<ng die
ses Antrages hat das Wort der Herr Abgeordnete Vol
kemer. 

Abg. Volk~mer: 

Herr Präsident~ Meine Damen und Herren! Mejne 
Frakti<m hat zu der Vorlage Drucksache II/904 einen 
Entschließungsantrag eingebracht. Ich habe die Auf
gabe, diesen Entschließungsantrag zu begründen. 

Die Versicherten und die Kläger hatten, als das So
zialgerictJ.tsgesetz mit Beginn dieses Jahres in Kraft 
gesetzt wurde, große Hoffnungen auf eine beschleu
nigte Abwicklung der Streitsachen gehegt. Diese Hoff
nungen wurden leider nicht erfüllt. Die Zahl der Be-

. rufungen war schon bei Beginn der Sozialgerichtsbar
keit außerordentlich groß. Wenn ich recht unterrichtet 
bin, liegen heute noch mehr Anträge und Klagen vor, 
als das bei Beginn des Jahres der Fall war. Es kom
men tiiglich neue Fälle hinzu, insbesondere auch aus 
der AV A Vv. Fragen der Arbe~tslosenverslcherung. 

Es ist also nichi abzusehen, bis wann eine Normali
sierung eintreten wird. Aus diesem Grunde glauben 
wir im Interesse der Kläger Sorge tragen zu müssen, 
daß .sowohl organisatorisch wie personell die Voraus
.seuiµ,;igm . te..'lqi~!!en werden müssen, damit auch tat
sächlich die ·Klagen rasch verabschiedet werden kön
nen und den Klägern dadurch Genugtuung wider
fährt. 

Wir möchten daher die Landesregierung bitten, uns 
zunächst einmai mitzuteilen, wieviel Klagen anhängig 
'M~,li~n„.~i~~ih'~IM„.~~ zur Zeit noch laufen, wieviel 
Klagen, seitdem die Sozialgerichte funktionieren. ab
gewickelt wurden und mit welcher Beschleunigung 
die:z;e behandelt werden. Wir haben den Eindruck, daß 
eine Verlangsamung hinsichtlich der Abwicklung, seit
dem. · die Sozialgerkhte bestehen, eingetreten ist . Wir 
möchten doch - das ~~ar der \1ilunsch aller Fraktionen 
und der Sinn der Sozialgerichtsbarkeit -, daß nun 
eod.Uch,. .da ... .ie.tzt Rechtsgr'.lndsätze geschaffen worden 
sind, die Stt·eit.sachen ordnungsgemäß erledigt werden 
können. 

Im übrigen bitten wir - nachdem wir die Auffassung 
der Landesregierung gehört haben - dem Antrag Ihre 
Zustimmung zu geben bzw. um Überweisung in den 
Ausschuß für Sozialpolitik und Fragen der Vertrie-
benen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident ßögler: 

Ich eröffne die Aussprache. - Das Wort hat der· 
Herr Ministerialdirektor Junglas. 
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Ministerialdirektor Junrlas: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der Ent
schließungsantrag ist heute morgen erst verteilt wor
den. Ich kann deshalb mit Genauigkeit die Zahlen 
natürlich nicht sagen, und ungenaue Zahlen möchte ich 
Ihnen nicht nennen. 

Ich darf nur feststellen, daß die Landesregierung 
keine Bedenken hat, den Antrag zur Abstimmung zu 
stellen und daß er angenommen wird. Er entspricht 
genau dem, was wir fortgesetzt tun wollen und auch 
schon tun. Die Situation war doch so, daß bei Errich
tung der Sozialgerichte eine gewisse Stockung eintrat. 
Sie ist jetzt überwunden. Ich weiß nur aus meinen ge
legentlichen Besuchen, daß beispielsweise das Sozial
gericht in Tl'ier keine Stockungen hat, obwohl dort nur 
sechs Kammern bestehen. Es werden dort soviele Iµa
gen bearbeitet als neue eingehen. Das ist bei Speyer 
und Koblenz nicht der Fall, weil dort die Zahl der an
hängigen Fälle bei Beginn der Sozialgerichtsbarkeit 
viel hüher lag. 

Heute morgen fand - rein zufällig allerdings - im 
Ministerium eine Verhandlung statt über die Frage, ob 
man mit zusätzlichen Richtern oder mit der Schaffun~ 
von Hilfskammern sich aushelfen will. Es wird alles 
getan, was notwendig ist, um die Klagen so schnell wie 
möglich zu erledigen. Das ist auch der Wunsch der 
Landesregierung. 

Vl:r:eprlsldent Börler: 

Wortmeldungen liegen nicht vor. Wir kommen zur 
Abstimmung zunächst über den Entschließungsantrag, 
Drucksache Ili 908. Wer diesem zustimmt, den bitte ich 
um das Handzeichen! - Ich danke Ihnen. Der Antrag 
ist einstimmig angenommen. 

Wer der vorliegenden Gesetzesvorlage in zweiter 
Lesung seine Zustimmung geben will, den bitte ich um 
das Handzeichen! -

Ich stelle die einstimmige Annahme fest. 

Wir kommen zur dritten Lesung. Ich rufe auf die 
§§ l bis 6, Einleitung und Überschrift. Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Die Aussprache ist geschlossen. Wer 
dem Gesetz in dritter Lesung seine Zustimmung geben 
will, den bitte ich, sich vom Platz zu erheben! -

Ich stelle die Einstimmigkeit fest. 

Wir kommen zum Punkt 14 der Tagesordnung: 

Bertchterstattu~ des Ausschusses für Sozial
politik und Frarcn der Vertriebenen zum Antrar 
der· Fraktion der SPD betreffend Betreuung der 

SpltheJmkehrer 
- Drucksad1e II/844 -

Die Berichtei;-stattung hat Herr Abgeordneter Dr. 
Habighorst. Ich erteile ihm das Wort. 

Abg. Dr. HabJghorst: 

Meine Damen und Herren! Der Ausschuß für Sozial
politik und Fragen der Vertriebenen hat sich in seinen 
Sitzungen vom 2. Juli und 16. September d. J. mit dem 
Antrag der Fraktion der SPD - Drucksache II/814 -
betr. Betreuung der Spätheimkehrer be.faßt. 

Das Sozialministerium hat in der Sitzung vom 16. 
September einen eingehenden Bericht erstattet ilber 
den Stand der Angelegenheit und über die Zahl der 
unerledigten Fälle, die von Heimkehrern nach Ver
kündung des Gesetzes gestellt worden sind. Es wurde 

die Frage aufgeworfen, wie viele solche1· Anträge bei 
den Bezirksregierungen, Lastenausgleichsämtern, Ver
sorgungsämtern und den Landesversicherungsanstalten 
noch unerledigt ruhen. Das Ergebnis dieser Umfrage 
wurde im Ausschuß vom Sozialministerium dargelegt. 

Zunächst mußte der Begriff „Heimkehrer" näher er
läutert werden. In dem Antrag Drucksache II/814 ist 
die Rede von Spätheimkehrern. Darunter werden ver
standen alle die, die nach Inkrafttreten des Heim
kehrergesetzes, also nach dem 1. Mai 1950, zurückge
kehrt sind. Zur weiteren Klarstellung mußte darauI 
hingewiesen werden, daß der 111 § l des Heimkehrer
gesetzes aufgezählte Personenkreis sich nicht nur au! 
Kriegsgefangene und Internierte im Sinne der Genfer 
Konvention beschränkt, sondern sich auch auf Deutsche 
bezieht, die wegen ihrer Volkszugehörigkeit oder Staats
angehörigkeit oder in ursächlichem Zusammenhang mit 
Kriegsereignissen im Ausland interniert waren, ferner 
auch auf Deutsche, die im Gebiet des Deutschen Rei
ches nach dem 1. August 1938, aber außerhalb des 
Bundesgebietes oder des Landes Berlin, interniert wa
ren. Der zuletzt genannte Personenkreis zerfällt wieder 
in zwei Gruppen, bei denen unterschiedliche Voraus
setzungen für die Anerkennung als Heimkehrer ge
geben sein müssen. 

a) Bei Internierten in den zur Zeit polnisch oder rus
sisch verwalteten Gebieten genügt es, daß die Heim
kehr innerhalb von zwei Monaten nach der Ent
lassung erfolgt ist. 

b) Sowjetzonen-Internierte gelten grundsätzlich zwar 
auch als Heimkehrer, jedoch nur, wenn noch fol
gende Voraussetzungen vorliegen: 
1. Die Entlassung muß nach dem 30. November 1949 

erfolgt sein. 
2. Die Internierung muß mehr als 12 Monate ge

dauert haben. 
3. Die Internierten müssen wegen einer drohenden 

Gefahr für Leib und Leben ordnungsgemäß im 
Bundesgebiet oder im Lande Berlin aufgenom
men sein. Soweit diese Internierten vor der Inter
nierung ihren Wohnsitz im Bundesgebiet, im 
Lande Berlin oder im Ausland hatten, bedarf es 
des Nachweises einer „ordnungsgemäßen Auf
nahme" nicht. 

4. Sie dilrfen in der sowjetisd1en Besatzungszone 
oder im Ostsektor von Berlin durch ihr Verhal
ten oder durch ihre Tätigkeit nicht gegen die 
Grundsätze der Menschlichkeit oder demokra
tischen Rechtsstaatlichkeit verstoßen haben. 

fi. Die Heimkehr in das Bundesgebiet oder in das 
Land Berlin muß innerhalb von sechs Monaten 
nach der Entlassung erfolgt sein. 

Aus diesen Bestimmungen ergibt sich, daß eine Reihe 
von Schwierigkeiten auftreten k:ann, die bei der Ent
scheidung über die Gewährung von Leistungen nach 
dem Heimkehrergesetz im Einzelfall auftauchen kön
nen. In einem großen Umfange trifft diese Feststel
lung auch auf Anträge von Volksdeutsdlen aus Jugo
slawien zu. In vielen Fällen sind diese Anträge erst 
in den letzten Monaten gestellt worden, obwohl die 
Übersiedlung in das Bundesgebiet bereits \'Or längerer 
Zeit erfolgt ist. 

Ferner sei noch darauf hingewiesen, daß Heimkehrer, 
die nach dem l. Januar 1953 zurückgekehrt sind, be
vorzugt behandelt werden, weshalb bei den nachfol
genden zahlen, die ich Ihnen bekannt geben werde, 
dieser Personenkreis teilweise gesondert aufgeführt ist. 
Schließlich muß noch erwähnt werden, daß Heim
kehrer, die nach Erlaß der Verwaltungsvorschriften, 

' ·.:~::J:: '. . 
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(Dr. Hablghorst) 

d. h. nach dem 19. September 1952 zurückgekehrt sind, 
Anspruch auf die Ausstellung einer Heimkehrerbe
scheinigung haben, während Heimkehrer, die vor die
sem Termin zurückgekehrt sind, Leistungen nach dem 
Heimkehrergesetz jeweils bei der Stelle beantragen 
mü:;sen, die für die Gewährung dieser Leisti.mgen im 
Einzelfall zuständig ist. 

Die durch das Sozialministerium angestellten Er
hebungen bei den einzeinen Dienststellen hatten fol
gendes Ergebnis: 

Anzahl der laufenden Anträge bei den Bezirksregie
rungen au:f Einzelleistungen nach Absdmitt I des 
Heimkehrergesetzes für solche Heimkehrer, die keinen 
Anspruch auf eine Heimkehrerbescheinigung haben. 
Der Zeitpunkt ihrer Rückkehr liegt vor dem 19. Sep
tember 1952: 

Bezirksregierung Rheinhessen 
Bezirksregierung Koblenz 
Bezirksregierung Trier 
Bezirksregierung Montabaur 
Bezirksregierung Pfalz 

1 Antrag 
27 Anträge 
26 Anträge 

3 Anträge 
14 Anh'äge 

insgesamt 71 Anträge 

Anzahl der laufenden Anträge auf Ausfertigung 
einer Heimkehrerbescheinigung solcher Heimkehrer, 
die nach dem 19. September 1952 zurückgekehrt sind 
und noch keine Heimkehrerbescheinigung erhalten ha
ben: 

Bezirksregierung Rheinhessen 
Bezirksregierung Koblenz 
Bezirksregierung Trier 
Bezirksregierung Montabaur 
Bezirksregierung Pfalz 

9 Anträge 
20 Anträge 
23 Anträge 

2 Anträge 
54 Anträge 

insgesamt 108 Anträge 

Demnach beträgt die Gesamtzahl der laufenden An
träge bei den Bezirksregierungen 179. 

Es wurde darauf hingewiesen. daß der Grund· für 
etwaige Verzögerungen in einzel~en Fällen hinsichtlich 
der Entscheidung über die Gewährung von Leistungen 
nach dem Heimkehrergesetz bei den Antragstellern 
lag, welche die erforderlichen Beweismittel noch nicht 
beigebrach.t hatten oder nicht beibringen konnten. 
Diese Angabe deckt sich mit den Erfahrungen des 
Ministeriums. 

Die Anzahl der laufenden Anträge bei den Aus-
gleichsämtern beträgt: 

Aufbaudarlehen Gewerbe 257 
(davon 12 Heimkehrer, 
die seit 1953 zurüc.l{gekehrt sind) 
Aufbaudarlehen Landwirtschaft 272 
(davon 3 Heimkehrer, 
die seit 1953 zurückgekehrt sind) 
Aufbaudarlehen Wohnungsbau 411 
(davon 7 Heimkehrer, 
die seit 1953 zurückgekehrt sind) 

Insgesamt lagen bei den Ausgleichsämtern also 940 
Anträge vor, davon 22 Heimkehrer, die seit 1953 zu
rückgekehrt sind. 

Diese Zahlen des Landesausgleichsamtes erscheinen 
- und erschienen auch dem Ausschuß - unverhältnis
mäßig hoch. Es wurde darauf hingewiesen, daß diese 
hohe Zahl auf eine vorübergehende Stauung dieser 
Anträge im Landesausgleichsamt zurückzuführen sei. Es 
sei auch in der Natur der Sache liegend, daß diese An
träge nicht .so schnell erledigt werden könnten. Die 
Anträge erstreckten sich auf 51 Stadt- und Landkreise, 
so daß auf jeden derselben im Durchscllnitt etwa 20 
unerledigte Anträge entfielen. 

------·----·--"" ·-------·-~----------

Bei den Versorgungsämtern ergeben sich z.ur Zeit 
folgeQ.de Zahlen von anhängenden Versorgungssachen: 

.Vex-sorgungsamt Koblenz 29 
Versorgungsamt Landau 17 
Versorgungsamt Mainz 11 
Versorgungsamt Trier 30 

Es 'handelt s!ch hierbei um Versorgungsanträge von 
Heimkehrern nach 1953. Bei der Landesversicherungs
anstalt in Speyer waren nur zwei Anträge anhängig. 

l\laC!i § ~·"Äbs.1 des Heimkehrergesetzes in der Fas
sung der zweiten Novelle vom 17. August 1953 haben 
die Arbeitsämter die P.Wcht, die Heimkehrer bevor
zugt in freie Arbeitsstellen zu vermitteln, die seit dem 
1. Januar 1948 entlassen worden sind und ohne ihr 
Versthulde.ti. e~~e. st~11dige Tätigkeit in ihrem bisheri .... 
gen· ·oder ·-dem angestrebten Beruf noch nich.t aufge
nommen haben. Auch dieser Stand wm·de ermittelt 
und dem Ausschuß mitgeteilt. Bei den Arbeitsämte1·n 
waren folgende Fälle verzeichnet, die noch nicht ver
mittelt werden konnten: A1·beif.sve1·wendbare Spät
heimkehrer am 31. August = 60, und zwar hahdelt es 
sich auch hier um den Personenkreis derjenigen Heim
kehrer, die nach dem Jahre 1953 zurückgekehrt sind. 
Bei dem Personenkreis. bei dem es sich um beschränkt 
Arbeitsfähige handelt, ·betrug die Zahl derer, die noch 
nicht in Arbeit gebracht werden konnten, 33, und 31 
konnten nicht vermittelt werden, weil sie noch nicht 
arbeitsfähig waren. 

Der Ausschuß nahm mit Befriedigung die Erklärung 
des Sozialministeriums zur Kenntnis, daß die Landes
regierung, die Bezirksregierungen und die unteren 
Dienststellen wiederholt darauf hingewiesen hat, daß 
den Heimkehrern die ihnen nach dem Gesetz zuste
henden Leistungen möglichst unverzüglich zu gewäh
ren seien. Der Ausschuß nahm ferner mit Befriedi
gung zUr Kenntnis, daß die Landesregierung durch den 
Herrn Ministerpräsidenten in seiner Rundfunk-An
sprache am 5. Oktober 1953 erklärt hat, daß den Heim
kehrern, und vor allen Dingen den Spätheimkehrern, 
alle Erleichterungen zuteil werden sollen, die eben 
mö!tilch sind. Der Herr Ministerpräsident erklärte da
mals: 

Dabei darf es bei den öffentlichen Dienststellen 
keinerlei bürokratische Hemmungen und Schwie
rigkeiten geben; die ol'ganisatorischen Möglichkei
ten sollen vielmehr durch die Behörden so gestaltet 
werden, daß alle unnötigen Wege und Schreibereien 
dem Hefmkehrer erspaTt bleiben. Das Gesagte gilt 
seibstvetständlich für alle staatlich.en Behörden, vor 
allem hinsich.tlich jene1· Heimkehrer, die zuvor im 

' 1°''l5ftei'ftT(Cl'i'en"Dicnst gestanden haben und nunmehr 
"Wieder zu ihrer so lange unterbrochenen Tätigkeit 
zurückkehren. 

Der Au~huß nahm diese Erklärungen des Sozial
ministeriums und der Landesregierung mit Befriedi
gung· zur Keri'ti!:nis, und er s tellte fest, daß damit der 
Antrag der SPD als erledigt betrachtet werden konnte. 
Er . bitt~~ da,s Hohe Haus, diesem Antl'ag seine Zustim
mung zu gepen. 

{Beifall bei der CDU.) 

\'izeprisident BlSgler: 

Ich danke dem Herrn Berichterstatter. Wortmeldun
gen liegen nicht vor. Wir kommen zur Abstimmung. 
Wer dem Antrag lI/905, dem Antrag des Aussch.usses 
für Sozialpolitik und Fragen der Vertriebenen, seine 
Zustimmung geben will, den bitte ich um das Hand
zeichen! - Ich stelle die Einstimmigkeit. fest. Ich danke 
lb.o,en. 



----~-1""'"""' ..... „_, .......... „ ....... M.,,.1 P""M"'ii-.... , ----O'fi"llj-... I „ici"'ii _.._A„TiMfififtO"'i~~. • ,,_, _,_....,.._..,.....,,,,„""""""' ................. ~-~''""'"„,.._, .• ._ ' ·•- „ ,,,.,.- . 
. " 

65. Sitzung, 21. September 1954 2199 
------- --· -------- - -

Wir kommen nunmehr zum Punkt 15 der Tagesord-
nung: 

Erste Beratunc eines Urantraites der Fraktion 
der FDP betreffend Zweites Landes.cesctz zur 
XnderUllJ' des Landesgesetzes iiber die Hunde-

steuer vom 2. Februar 1951 (GVBL S. 17) 
- Drucksache II/906 -

Der Ältestenrat schlägt vor, die Vorlage dem Haupt
ausschuß zu überweisen. Widerspruch erhebt sich nicht, 
es ist so beschlossen. 

Wir kommen zum Punkt 16 der Tagesordnung: 
Antrait des Petitionsausschusses 

betreffend beratene Ein.caben 
- Druclcsache II/903 -

Dazu erfolgt heute Berichters~ttung durch den 
Herrn Abgeordneten Korbach. Ich erteile ihm das Wort. 

Abg. Korbach: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der Pe
titionsausschuß hat Ihnen die Drucksache II/903 - be
ratene Eingaben - zur Annahme vorgelegt. Unter der 
!ast schematisch anmutenden Aufstellung der einzel
nen Petitionen verbirgt sich das Ergebnis einer außer
ordentlich mühevollen Kleinarbeit, wie sie von den 
Mitgliedern des Petitionsausschusses ieleistet worden 
ist. 

Das in der Verfassung verankerte Petitionsrecht 
wird in unserem Lande recht häufig in Anspruch ge
nommen. Es sind seit dem letzten Bericht des Petiti
onsausschusses in der 53. Sitzung des Landtages vom 
10. Februar 1954 insgesamt 180 Eingaben eingegangen. 
Davon wurden zurückgewiesen 47, als erledigt be
trachtet 51, an die Landesregierung überwiesen 12; 
noch nicht abgeschlossen sind 70 Eingaben. Die letzte 
Zahl erklärt sich daraus, daß der Anfall an Petitionen 
gerade in den letzten Tagen besonders groß war und 
ein weiterer Teil durch die Parlamentsferien noch 
nicht erledigt werden konnte. 

Wir wollen aus der großen Zahl .der Petitionen bei
leibe nlcht den. Schluß ziehen, die Eingaben seien da
durch veranlaßt worden, daß unsere Regierung oder 
die Verwaltung im allgemeinen nicht richtig funk
tioniere. Dies ist durchaus nicht der FalL Doch zeigen 
die Eingaben. - auch die ganz unberechtigten - dem 
Abgeordneten, wie das Volk mit der Verwaltung über
einkommt, und sie geben ihm Einblicke, wie anderer
seits die Verwaltung mit dem Volke verkehrt. So häu
fig es vorkommt, daß Petenten an den Landtag heran
treten und um Entscheidung einer Sache bitten, die 
Gegenstand schwebender Verfahren bei Gerichtsinstan
zen ist, so oft - oder sogar noch öfter - kommt es vor, 
daß der Landtag als „höchste Instanz" angerufen wird 
mit dem Verlangen, richterliche Entscheidungen auf
zuheben oder abzuändern. Es herrscht draußen im 
Volk vielfach die Meinung vor, daß der Landtag Vor
gesetzter der Justizbehörde sei auch in dem Sinne, 
daß er sich über rechtskräftige Urteile von Gerichten 
hinwegsetzen könne, um sie abzuändern oder aufzu
heben, weil der Petent nun einmal glaubt, durch das 
Urteil benachteiligt zu sein. Es .Ist dann, meine Damen 
und Herren, Immer schwer, dem Petenten klarzu
machen, daß die von ihm verlangte Entscheidung mit 
den Prinzipien eines Rechtsstaates - in dem der Rich
ter unabhänelg und nur an das GesetZ gebw;tden ist -
nicht vereinbart werden kann. 

An dieser Stelle ist bereits des öfteren darauf hin
gewiesen worden, daß es eine dankbare Aufgabe von 
Presse und Rundfunk wäre, die Bevfükerung durch 
entsprecllende Rechtsbelehrung nachhaltiger zu orien-
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tieren. So manche Eingabe muß zurückgewiesen wer
den, weil der Petent glaubt, sein Fall sei so wichtig 
und so einmalig, daß nur der Petitionsausschuß bzw. 
der Landtag kompetent sei einzugreifen, um unbe
dingt im Sinne des Petenten zu entscheiden. Dabei 
geht er wohl von dem Gedanken aus, daß, wenn er 
sich direkt an den Landtag wendet, er sich den In
stanzenweg ersparen könne. Jedoch läßt die Eingabe 
oft erkennen, daß sie schon beim entsprechenden Vor
trai in der untersten Instanz ohne weiteres ihre Erle
digung hätte finden können. Es trltt dann ein, was der 
Petent hätte vermeiden wollen: Die Eingabe läuft den 
Instanzenweg in umgekehrter Richtung, und viel Ar
beitsaufwand ist notwendig, um eine Sache zu erle~ 
digen, die mit einer Vorsprache oder einem Sch~iben 
an die untere Behörde in kürzester Frist befriedigend 
hätte abgeschlossen werden können. 

Mancher unberechtigte Vorwurf und manches oft 
unhöfliche Schreiben an den Ausschuß zeugt davon, 
daß nicht jeder Petent es einsieht, daß die Verweisung 
auf den Instanzenweg in einer geordneten Verwaltun& 
unumgänglich Ist, 

Jedoch, meine Damen und Herren, ungeachtet solcher 
Fälle wird jede Petition individuell behandelt und be
schieden. Dabei beschränkt sich der Ausschuß nicht nur 
auf einen lapidaren Beschluß, sondern der Petent er
hält eine eingehende Begründung, die um so auf
schlußreicher ist, wenn der Ausschuß die Petition zu
rückweisen muß. Wenn der Petitionsausschuß grund
sätzlich auf dem Standpunkt steht, daß der Instanzen
weg eingehalten werden muß, so muß aber auch dar
auf hingewiesen werden, daß der Ausschuß feststellen 
konnte, daß viele Eingaben gegenstandiilos wären, wenn 
der Sachbearbeiter bei den unteren Instanzen sich nicht 
vielfach geradezu krampfhaft an den Wortlaut des Ge
setzes oder der Vorschrift klammem würde, oder viel
leicht besser ausgedrückt, wenn er weniger bürokra
tisch entschieden hätte. 

Ganz ohne Zweifel erkennt der Ausschuß an und ist 
sich bewußt, daß der Beamte die Pflicht hat, sich streng 
an die Gesetze und Vorschriften zu halten, wie sie ihm 
zur Hand gegeben sind. Wir als die Vertreter des Vol
kes. haben dle Gesetze geschaffen, um dem Zusammen
leben der einzelnen in Staat und Gemeinde auch die 
rechtliche Sicherheit zu geben, und wir sind der Mei
nung, daß das Gesetz mißbraucht wird, wenn w!r 
feststellen müssen, daß es angewandt wird wie eine 
Zwangsjacke. Wenn man eine solche Eingabe liest, 
dann kann i;nan sich oft des Gefühls nicht erwehren, 
daß manche Behörde krampfhaft nach Paragraphen 
sucht und sie dann so auslegt, daß man den Eindruck 

·bekommt, es würde hier nicht versucht, dem Hil!e
suchenden nach Maßgabe des Gesetzes zu seinem Recht 
zu verhelfen, sondern man bemühe sich mit Fleiß, den 
einfachen Mann mit Hilfe des geschriebenen Gesetzes 
um sein Recht zu bringen bzw, ihn einfach mit dem 
trockenen Wortlaut des Paragraphen abzuspeisen. Man 
vermißt hier das Verständnis für den Geist des Ge~ 
setzes. Die Fähigkeit, diesen Geist lebendig zu machen, 
ist oftmals erschreclcend gering. Ein Schulbeispiel die
ser Art dar! ich Ihnen hier vortragen; 

Ein früherer Polizeibeamter wird mit seiner Familie 
durch den Zusammenbruch in die Sowjetzone verschla
gen. Er bemüht sich, in unserem Lande wieder bei der 
Polizei eingestellt zu werden. Da keine Stellen frei 
sind, stellt ihm eine Bezirksregierung unseres Landes 
anheim, sich bei der Polizei in einem Land der Sowjet
zone zu bewerben und schiclct seine Personalakten an 
die dortige Regierung. Der Mann wird - wie er be
hauptet - zweimal von der sowjetischen Geheimpolizei 
verhört und flieht in die Bundesrepublik. Nach langem 
Hin und Her wird er bei der Polizei wieder eingestellt. 
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Als er dann wegen der Übersendung seiner Personal
papiere in die Sowjetzone Schadenersatzanspruch er
hebt, wird er in einem Schreiben mit einer Kette von 
Paragraphenzitaten überfahren, die ihm beweisen sol
len. daß die aus der Preisgabe seiner Personalakten 
entStandenen Schwierigkeiten und Nachteile außer
halb der Staatshaftung stünden. So geht es nicht! Der 
Ausschuß h at beschlossen, die betreffende Akte der 
Landesregierung zur Verfügung zu stellen. 

Es sei mir gestattet, eine weitere Petition herauszu
greifen, die den Ausschuß eingehend beschäftigt hat 
und die er glaubte, der Landesregierung zur Berück
sichtigung überweisen zu sollen. Es handelt sich dabei 
um das Problem der Unterbringung der ehemaligen 
Bediensteten bei der früheren Säuberungsbehörde. Es 
muß von vornherein anerkannt werden, daß es die 
Landesregierung nicht an Bemühungen hat fehlen las
sen, diese ehemaligen Bediensteten anderweitig zu ver
wenden. Im vorliegenden Falle handelt es sich um 
einen Mann, der in jener Zeit aus einem bestehenden 
Arbeitsverhältnis heraus zurSäuberungsbehörde dienst
verpflichtet wurde. Er mußte also gewärtig sein, bei 
einer Weigerung mit Gefängnis bestraft zu werden. 
Er hat während der Zeit seiner Verpflichtung seinen 
Dienst in einer untergeordneten Stelle ohne Beanstan
dung verrichtet. Mit der Aufhebung der Säuberungs
behörde wurde er entlassen. Nun bemüht er sich seit 
Jahr und Tag um eine Arbeitsstelle, jedoch ohne Er
folg. Obwohl der Mann keinen Rechtsanspruch hat, 
ist der Petitionsausschuß der Meinung, daß doch eine 
gewisse moralische Verpflichtung besteht, dem Mann 
zu einer angemessenen Beschäftigung zu verhelfen, zu
mal er seinerzeit von seiner Arbeitsstelle hinweg ver
pflichtet worden ist. 

Dieser Fall steht hier für mandien anderen dieser 
Art, und der Ausschuß bittet die Regierung, sich aller 

derjenigen Bediensteten, soweit sie inzwischen nicht 
in Arbeit gekommen sind, entsprechend anz.unehmen. 

Mögen Sie, meine Damen und Herren, aus diesem 
Bericht und den Beispielen ersehen, daß der Petitions
ausschuß bemüht ist, seine Arbeit so zu erledigen, daß 
die Petenten das Gefühl haben, daß allein Recht und 
Gereclltigkeit Grundlage der Beurteilung der Eingaben 
sind. So darf ich bitten, dem Antrag II/903 Ihre Zu
stimmung zu geben. 

(Beifall des Hauses.) 

Vi7Jeptäslden1 Bligler: 

Ich 'danke 'dem Herrn Berichterstatter für diese ein-· 
gehende Information. Wir kommen zur Abstimmung. 
Wer dem Antrag des Petitionsausschusses II/903 seine· 
Zustimmung geben will, den bitte ich um das Hand
zeichen! - Der Antrag ist einstimmig angenommen. 

(Zuruf der SPD: Neinl) 

Die Gegenprobe! - Der Antrag wurde gegen drei 
Stimmen angenommen. 

Der Hen:" Vorsitzende des Kulturpolitischen Aus-· 
schusses bittet mich, mitzuteilen, daß die für Donners
tag, den 23. September anberaumte Sitzung des Aus
schus~s nICbt um 11 Uhr vormittags, sondern erst um 
14 Uhr beginnt. 

Der Ältestenrat schlägt dem Hause vor, die nächste 
Plenarsitzung für Di enstag, den 26. und Mittwoch, den 
27. Oktober einzuberufen. Widerspruch erfolgt nicht; 
das Haus ist damit einverstanden. 

Meine D$en und Herren, damit sind wir am Schluß 
der Sitzung angelangt. Ich wünsche Ihnen eine gute 
Heimfahrt. Die Sitzung ist geschlossen. 

s c h 1 u ß d e r s i tz u n g : 16.17 u h r. 
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Anlace 

Namentliche Abstimmung 
lib~l" den Urantra1 des Abc. Wetzei u. a. betl". Lantlesgesetz Z'lll' Xnder~ des Artikels 50 der Vertassunc 

- Drucksache Abt. II - Nr. 390 -

1. Adamo, Franz (SPD) nein 59. Maschke, Wilhelm (SPD) nein 
2. Adams, Dr., Ernst (CDU) ja 60. Matthes, Hermann (CDU) ja 
3. Altmeier, Petei· (CDU) ja 61. Merz, Adolf (SPD) nein 
4. Andres, Wilhelm (CDU) ja 62. Mieden, Peter (CDU) ja 
5. Asholt, Dr., Theodor (SPD) nein 63. Mockenhaupt, Otto (SPD) nein 
6. Bauer, Georg (S'f'D) nein 64. Moser, Dr., Hans (CDU} ja 
7. Becher, Bruno (FDP) ja 65. Motz, Karl (FDP) ja 
8. Bechtel, Heinrich (SPD) nein 66. Mliller, Emil (SPD) nein 
9. Beckenbach, Johann (SPD) nein 67. Müller, Herbert (SPD) nein 

10. Becker, Hermann (FDP) ja 68. Pickel, Heinrich (CDU) Ja 
11. Bender, Walter (FDP) ja 69. Piedmont, Max (FDP) ja 
12. Berg, Georg (CDU) ja 70. Platten, Clemens (CDU) ja 
13. Billen, Adolf (CDU) nein 71. Reichling, Ludwig (CDU) ja 
14. Boden, Dr., Wilhelm (CDU) ja 72. Roth, Ignatz (SPD) nein 
15. Bögler, Franz (SPD) nein 73. Rüb, Julius (SPD) nein 
16. Brune, Hans (SPD) nein 74. Sassenroth, Otto (SPD) nein 
17. Du!ljägei;, Ludwig (FDP) ja 75. Schäfer, August (SPD) nein 
18. Christoffel, Dr. Dr„ Karl (CDU) ja 76. Schmidt, Otto (SPD) nein 
19. Claus, Franz (FDP) ja 77. Schuler, Max (CDU) ja 
20. Dauber, Carola (SPD) nein 78. Schultz, Fritz, Rudolf (FDP) ja 
21. Dedenbach, Michael (SPD} nein 79. Schweinhardt, Willi (FDP) ja 
22. Dcmmerle, Emil (CDU) nicht anwes. 80. Seppi, Elfriede (SPD) nein 
23. Demmerle, Jakob (CDU) ja 81. Sornmerey, Karl (FDP) ja 
24. Diehl, Josef (SPD) nein 82. Steger, Alfred (FDP) ja 
25. Diel, Jakob (CDU) ja 83. Stübinger, OskaC' (CDU) ja 
26. Drathen, Ewald (CDU) ja 84. Teschner, Herbert (CDU) ja 
27. Fick.eisen, Fritz (SPD) nein 85. Thome, Hubert (CDU) ja 
28. Finck., Dr„ Albert (CDU) ja 86. Tönges, Rudolf (CDU) ja 
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29. Fliesen, Otto (F'DP) entschuldigt 87. Völker, Heinrich (SPD) en tsdJ.uldigt 
30. Frank, Otto (FDP) entschuldigt 88. Volkemer, Fritz {SPD) nein 
31. Gänger, Willibald (SPD) entschuldigt 89. van Volxem, Otto (CDU) enthalten 
32. Gantenberg, Dr„ Mathilde (CDU) ja 90. Wacker, August (CDU) ja 
33. Groß, Otto (FDP) ja 91. Weis, Nikolaus (CDU) nein 
34. Habighorst, Dr„ Georg (CDU) enthalten 92. Wetzel, Ernst, Jakob (CDU) ja 
35. HadJ.enberg, Friedrich (CDU) enthalten 93. Will, Josef (CDU) ja 
36. -Hartmann, Friedrich (CDU) ja 94. Wilms, Fritz (FDP) ja 
37. Hartung, Willi (SPD) nein 95. Wingendorf, Paul (CDU) ja 
38. Heller, Franz (CDU) ja 96. Wolf, Maria (SPD) nein 
39. Hennig, Dora (SPD) nein 97. Wolf, Paul (SPD) nein 
40. Herklotz, Luise (SPD} nein 98. Wolf, Dr„ Johanne:;, Karl (CDU) ja 
41. Hertel, Eugen (SPD) nein 99. Walters, August (CDU) ja 
42. Hermans-Hillesheim, Susanne (CDU) entschuldigt 100. Zimmer, Dr., Aloys (CDU) ja 
43. Ritter, Willi (SPD) nein 
44. Hülser, Gustav (CDU) ja 
45. Kallnowski, Paul (CDU) ja Abstimmungsergebnis: 
46. Kern, Eduard, Ferdinand (FDP) ja 
47. Klein, Werner (FDP) ja Ja 52 
48. Klinkner, Johann (CDU) ja Nein 38 
49. Koehler, Ernst (SPD) nein Enthalten 3 

50. König, Hans (SPD) nein 
Entschuldigt fehlen 51. Korbach, Heinz (CDT.:) ja 5 

52. Kuhn, Karl (SPD)' nein 
Nicht anwesend 2 

53. Kuraner, Maxim (SPD) nein 100 
54. Llchtenbcrger, Dl'„ Walter (CDU) ja 
55. Lorenz, Ernst (SPD) nein 
56. Lotz, Max (FDP) ja 
57. Markscheffel, Günthe.r (SPD) nein 
58. Martenstein, Willibald (FDP) nicht anwes. 
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